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Vorwort SiG 107: Farewell Nelson ! 


Wann gab es das schon mal, dass ein afrikanisches Thema tagelang von allen Weltmedien, von CNN bis zu Aljazeera, 
an erster Stelle in der Berichterstattung stand — und zwar nicht als „bad news is good news“ mit Hunger, Bürgerkrieg, 
Verzweiflung, sondern mit den Themen Entwicklung, Versöhnung, Hoffnung. Alle berichten sıe über Nelson Mandela, 
den großen Revolutionär, den geschickten Politiker, den Weisen, dem jetzt zu seiner Beerdigung so viele Staatsmänner 
den letzten Respekt gezollt haben. 

Allerdings ist dieses Ereignis voller Absurditäten. Dieselben politischen Kräfte und die großen Konzerne (Mercedes an 
erster Stelle) einiger westlicher Länder, die über Jahrzehnte zu den Unterstützern und Nutznießern des Apartheid 
Regimes zählten, die Nelson Mandela auf ıhrer Terroristen-Liste führten (USA) und die die breite und erfolgreiche 
Boykottbewegung gegen Waren aus dem Apartheidstaat diffamierten und stattdessen blendende Geschäfte ın 
Südafrıka machten; dieselben politischen Kräfte wollen jetzt Nelson Mandela zu einem harmlosen alten Mann, ja 
Freund des Westens umdeuten. 

Nichts könnte falscher sein. Er hat die Apartheid bekämpft - friedlich, wenn es ging, bewaffnet, wenn kein anderer 
Weg möglich war. Er hat den bewaffneten Arm des ANC gegründet, lokal mit der kommunistischen Parteı und global 
mit dem sozialistischen Lager zusammengearbeitet. 

Andererseits hat Slavoj Zizek sicherlich recht, wenn er seine Hommage an Mandela überschreibt: „Aätte Mandela den 
Kampf wirklich gewonnen, würde er nicht so verehrt von westlichen Politikern“. Er hat aber auch Unrecht, denn was 
Nelson Mandela nach den 27 Jahren Haft besonders auszeichnete war sein langer Atem, sein strategischer Zeithorizont, 
gepaart mit taktischem Geschick. Er hat es zusammen mit dem ANC und den kämpfenden Menschen geschafft, die 
politische Apartheid zu überwinden. Die Überwindung der ökonomischen Apartheid und eine Landreform - im 
Gegensatz zu einigen Nachbarländern - stehen noch aus. Das dauert länger und erfordert andere Kräfteverhältnisse, an 
denen gearbeitet wird. 

In seiner hier veröffentlichten berühmten Rede in Kuba bedankt sich Nelson Mandela u.a. für die militärische Hilfe 
Kubas, die durch den Sıeg über die Apartheid-Armee in Angola das Ende des Rassistenstaates ın Namibia und 
Südafrıka beschleunigte. „Kuba ist revolutionär, internationalistisch und ein Land, das viel für die Menschen in Afrika 
getan hat.“ Die Republik Südafrika ist eines der BRICS- Länder, die sich gerade durch die Süd-Süd-Vernetzung am 
eigenen Schopf aus dem vom kapitalistischen Westen verursachten Elend herausziehen. 

Auch die Massenkämpfe ın Indien und der Teilerfolg Indiens in den WTO-Verhandlungen in Bali deuten auf das 
veränderte geopolitische Kräfteverhältnis hın. Der indische Theoretiker Pankraj Mischra verfolgt, wie dieses neue 
Kräfteverhältnis durch die „Revolte gegen den Westen“ in jahrzehntelangen Kämpfen entstanden ist und immer noch 
gefährdet ist. 

Erstaunlich, wie sıch der „Zeitgeist“ verändert und zu neuen/alten Verbündeten führt: „Eine andere Welt ıst möglich“ 
hieß die Parole auf dem Weltsozıalforum in Porto Alegre I und II, das dort in der katholischen Universitäten 
durchgeführt wurde. Jetzt bekommt die Kapitalismuskritik erstaunlicher Weise Rückenwind vom „Genossen“ 
Franziskus, der durch diese Bewegung mit geprägt wurde. Es mag etwas übertrieben sein, wenn der „Spiegel“ über 
den ersten Rundbrief des neuen Papstes schreibt, man hätte den Eindruck, ein Dokument von ATTAC oder Marx’‘s 
„Kapital“ zu lesen. Aber es zeigt auch, dass wir im politisch-ıdeologischen Bereich Wind in den Segeln haben. Die 
Pleite der Klimakonferenz ın Warschau, die Hindernisse bei der Energiewende sind jedoch Hinweise darauf, dass erst 
durch eine starke Mobilisierung tatsächliche Veränderungen erzwungen werden können. 

Es wird zur Solidarität mit den Menschen in Marokko aufgerufen, die wegen ıhrer Kritik an den Mikrokrediten 
politisch verfolgt werden. Lucile Daumas von Attac-Marocco spricht von „Mikro-Kredit, Makro-Betrug‘“. Gerhard 
Klas analysıert das Versagen dieses Weges am Beispiel der Mikrokredite ın Bangladesh. 
































Für 2014 steht wohl der Kampf gegen die desaströse Austeritätspolitik in der EU (Wettbewerbspakt) und um die 
Verhinderung der „Wirtschafts-NATO“ (TTIP) auf der Jahresordnung. Schon einmal waren wir ja auf diesem Gebiet 
erfolgreich ‚in der Verhinderung der MAI (multinationales Investitionsabkommen). Es geht also! Weitere 
Schwerpunkte werden sein: Kampf gegen Rüstungsexporte und für eine atomwaffenfreie Zone in Europa sowie für die 
„Auflösung von EURATOM“. Beginnen wir mit der Un“Sicherheits“-Konferenz in München! 





Der Rundbrief ”Sand im Getriebe” ist ein Medium für Menschen, die eine Welt jenseits der neoliberalen Globalisierung 
verwirklichen wollen. Er gibt Texten von Autorinnen und Autoren unterschiedlicher Gesinnung einen gemeinsamen Ort. 
Die enthaltenen Positionen sind nicht notwendigerweise solche der ATTAC-Bewegung. 

Wir bedanken uns für die Artikelvorschläge und für die Übersetzungen durch die ehrenamtlichen MitarbeiterInnen 


von coorditrad! Coorditrad braucht noch Unterstützung! _www.coorditrad.attac.org 
sand m get Haha Gedruckte Exemplare von "Sand im Getriebe” zum Selbstkostenpreis (1,50 €). Bestellung in Deutschland per Mail an 
sig-abo(@gmx.de. une (inkl. Porto) einer un, 1 Heft: 3 €, 2 Hefte: 4,50 €, 3 Hefte: 6 e ab 10 Hefte: 





1,50 € pro Heft 


Redaktion: Marie-D. Vernhes und Peter Strotmann (Attac Deutschland) - 
An dieser Nummer haben mitgewirkt: Elke Michauk, Werner Horch (Attac Deutschland), 
aber auch viele Attacies und Engagierte, die uns gewollt oder ungewollt Tips, Anregungen gegeben haben. 
Danke an Mathias Mittergeber (Attac Österreich) für online-Fassung. ViSPR: Peter Strotmann 


444m Sand im Getriebe Seite 2 nn 1 1 ee 


Nelson Mandela 
Rede in Kuba, 1991 


Rede bei einer Kundgebung in Kuba, die am 26. Juli 1991, anlässlich des 
achtunddreipigsten Jahrestags des Beginns der kubanischen Revolution, 
veranstaltet wurde 


Lieber Genosse Fidel Castro, Erster Sekre- 
tär der Kommunistischen Partei, Vorsitzen- 
der des Staatsrats und Regierungschef 
Kubas, Präsident der sozialistischen 
Republik Kuba, Oberbefehlshaber, 

liebe kubanische Internationalistinnen und 
Internationalisten, die ihr so viel für die 
Befreiung unseres Kontinents getan habt, 
liebe Kubanerinnen und Kubaner, 

liebe Genossinnen und Genossen, 

liebe Freundinnen und Freunde, 


es ist mir eine große Freude und Ehre, heute 
hier sein zu dürfen, besonders an einem für 
die revolutionäre Geschichte Kubas so 
wichtigen Tag. Heute begeht ıhr den acht- 
unddreißigsten Jahrestag des Angriffs auf 
die Moncada-Kaserne. Ohne diese Aktion 
hätte es die Granma-Expedition, den Kampf 
in der Sierra Maestra und den großartigen 
Sieg am 1. Januar 1959 nie gegeben. 


Kuba ist revolutionär, internationalistisch 
und ein Land, das viel für die Menschen in 
Afrıka getan hat. 


Wir haben lange darauf warten müssen, 
euer Land besuchen und die Sympathie, die 
wir für die kubanische Revolution und für 
die Rolle Kubas in Afrika, Südafrika und 
der Welt empfinden, zum Ausdruck bringen 
zu können. 


Die kubanische Bevölkerung nimmt 
einen besonderen Platz in den Herzen 
der Afrikanerinnen und Afrikaner ein. 
Die kubanischen Internationalistinnen und 
Internationalisten haben einen Beitrag zur 
Verwirklichung von Unabhängigkeit, 
Freiheit und Gerechtigkeit in Afrıka 
geleistet, der wegen seines entschlossenen 
und selbstlosen Charakters beispiellos ist. 
Vom ersten Tag an war die kubanische 
Revolution eine Quelle der Inspiration für 
alle freiheitsliebenden Menschen. Wir be- 
wundern die von den Kubanerinnen und 
Kubanern erbrachten Opfer bei der Erhal- 
tung ihrer Unabhängigkeit und Souveränität 
angesichts einer bösartigen imperialistisch 
geprägten Kampagne zur Zerstörung der 
beeindruckenden Errungenschaften der 
kubanischen Revolution. 

Auch wir wollen über unser Geschick selbst 
bestimmen. Wir wollen, dass die Men- 
schen Südafrikas ihre Zukunft gestalten 
und dass sie nach dem Ende der Apartheid 
ihre uneingeschränkten demokratischen 
Rechte dauerhaft wahrnehmen. Wir wollen 


nicht, dass die Beteiligung der Bevölke- 
rung mit der Beseitigung der Apartheid 
endet. Wir wollen, dass der Augenblick der 
Befreiung den Weg zu einer tiefgehenden 
Demokratisierung eröffnet. 


Wir bewundern die Errungenschaften der 
kubanischen Revolution auf dem Gebiet der 
sozialen Wohlfahrt. Wir registrieren die 
Verwandlung eines Landes der aufgezwun- 
genen Rückständigkeit zu einem Land der 
allgemeinen Bildung. Wir würdigen eure 
Fortschritte in den Bereichen Gesundheit, 
Bildung und Wissenschaft. 


Von euren Erfahrungen können wir viel 
lernen. Besonders berührt uns eure Aner- 
kennung der historischen Verbindungen mit 
dem afrikanischen Kontinent und den dort 
lebenden Menschen. 

Euer beharrlicher Einsatz für die systemati- 
sche Beseitigung des Rassismus ist 
beispiellos. 

Aber die wichtigste Lehre, die ihr uns ge- 
ben könnt, ist die, dass man ungeachtet der 
Widerstände oder der Schwierigkeiten, mit 
denen man zu kämpfen hat, niemals aufge- 
ben darf! Es geht um Freiheit oder Tod! 


Ich weiß, dass euer Land derzeit mit zahl- 
reichen Problemen konfrontiert ist, doch 
wir sind überzeugt, dass die widerstands- 
fähige kubanische Bevölkerung sie über- 
winden wird, so wie sie anderen Ländern 
geholfen hat, ihre zu überwinden. 

Wir wissen, dass das revolutionäre Feuer 
von heute vor langer Zeit entfacht wurde 
und das dieses Feuer von vielen frühen 
Kämpferinnen und Kämpfern für die 
Freiheit Kubas und im Grunde auch für die 
Freiheit aller unter imperialistischer 
Vorherrschaft Leidenden geschürt wurde. 


Auch wir sind inspiriert vom Leben und 
Beispiel Jose Martis, der nicht nur auf 
Kuba und in Lateinamerika ein Held ist, 
sondern von allen für Freiheit Kämpfenden 
verdientermaßen verehrt wird. 

Wir verehren ebenfalls den großen Che 
Guevara, dessen revolutionäre Taten, auch 
auf unserem Kontinent, zu mächtig waren, 
als dass sie durch irgendwelche Gefängnis- 
zensoren vor uns hätten verheimlicht wer- 
den können. Ches Leben ist ein Ansporn für 
alle freiheitsliebenden Menschen. 

Wir werden sein Andenken für immer in 
Ehren halten. 
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Wir stehen hier voller Demut und verspüren 
eine tiefe Rührung. Wir stehen hier und 
sind uns unserer großen Schuld gegenüber 
den Kubanerinnen und Kubanern bewusst. 
Welches andere Land kann auf eine größere 
Selbstlosigkeit verweisen, als sie Kuba in 
seinen Beziehungen mit Afrika bewiesen 
hat? 

Wie vıele Länder der Welt profitieren von 
kubanische Hilfe im Gesundheits- und 
Bildungswesen? Wie viele Kubanerinnen 
und Kubaner sind in Afrika tätig? 

Gibt es ırgendein Land, das kubanische 
Hilfe erbeten und nicht erhalten hat? 


Wie viele unter der imperialistischen 
Bedrohung stehenden oder für nationale 
Befreiung kämpfenden Länder konnten auf 
kubanische Unterstützung zählen? 

Im Gefängnis habe ich zum ersten Mal von 
der massiven Hilfe gehört, die die interna- 
tionalistischen kubanischen Streitkräfte 
Angola zuteilwerden ließen, als die angola- 
nische Bevölkerung sich 1975 dem Angriff 
einer Koalition aus Südafrika, der von der 
CIA finanzierten FNLA, Söldnern, der 
UNITA und Zaire ausgesetzt sah. 


In Afrıka sind wir es gewohnt, Opfer von 
Ländern zu sein, die unsere Territorien 
aufteilen oder unsere Souveränität untergra- 
ben wollen. Es ist ein einmaliges Ereignis 
ın der afrıkanischen Geschichte, dass Men- 
schen eines anderen Landes zur Verteidi- 
gung eines der unseren aufstehen. 

Wir wissen, dass diese Aktion auf Kuba 
allgemeine Zustimmung fand. Uns ist auch 
bewusst, dass diejenigen, die in Angola 
kämpften und starben, nur einen kleinen 
Teil aller Freiwilligen ausmachten. Für die 
Kubanerinnen und Kubaner ist Internatio- 
nalismus nicht nur ein Wort, sondern etwas, 
was vor unseren Augen zum Wohl großer 
Teile der Menschheit praktiziert wurde. 
Wir wissen, das die kubanischen Truppen 
kurz nach Abwehr der Invasion von 1975 
wieder abziehen wollten, dass aber die 
fortdauernden Aggressionen Pretorias das 
unmöglich machten. 


Eure Anwesenheit und der Einsatz eurer 
Truppen in der Schlacht bei Cuito Cuana- 


vale war von wahrhaft historischer Bedeu- 
tung. Die vernichtende Niederlage der 
rassistischen Armee bei Cuito Cuanavale 
war ein Sıeg für ganz Afrika! 

Der überwältigende Sieg über die rassisti- 
sche Armee bei Cuito Cuanavale eröffnete 
Angola die Möglichkeit, Frieden zu erlan- 
gen und seine Souveränität zu festigen. 
Infolge der Niederlage der rassistischen 
Armee konnte schließlich auch die 
Bevölkerung Namibias ihre Unabhängigkeit 
erringen. 


Die entscheidende Niederlage der 
Aggressoren des Apartheidregimes machte 
dem Mythos von der Unbesiegbarkeit der 
weißen Unterdrücker ein Ende! 

Die Niederlage der Apartheidsarmee war 
ein Ansporn für die innerhalb Südafrikas 
kämpfenden Menschen! 

Ohne den Sieg bei Cuito Cuanavale wäre 
das Verbot unserer Organisationen nicht 
aufgehoben worden! 

Die Niederlage der rassistischen Armee bei 
Cuito Cuanavale hat es ermöglicht, dass ich 
heute hier sein kann! 

Cuito Cuanavale war ein Meilenstein in der 
Geschichte des Kampfs für die Befreiung 
des südlichen Afrikas! 

Cuito Cuanavale war ein Wendepunkt im 
Kampf für die Befreiung des Kontinents 
und unseres Landes von der Geißel der 
Apartheid! 


Apartheid hat nicht erst gestern begonnen. 
Die rassistische Vorherrschaft der Weißen 
reicht dreieinhalb Jahrhunderte zurück zu 
dem Moment, als die ersten weißen Siedler 
anfıngen, die Khoi, die San und andere 
afrikanische Völker — die Ureinwohner 
unseres Landes — zuerst zu spalten und 
später zu unterwerfen. 

Der Unterwerfungsprozess löste sofort eine 
Reihe von Verteidigungskriegen aus, die 
wiederum zu unserem Kampf für nationale 
Befreiung führten. Trotz widrigster Um- 
stände versuchten Afrikanerinnen und Afri- 
kaner, an ihrem Land festzuhalten. Doch 
die materielle Basıs der kolonialistischen 
Aggressoren und ihr dauerhafter Einsatz 
von Feuerwaffen besiegelten schließlich die 
Niederlage der Stammesgemeinschaften. 


Diese Widerstandstradition lebt fort als 
Ansporn für unsere heutigen Kämpfe. Wir 
ehren noch heute den Namen des großen 
Propheten und Kriegers Makana, der 1819 
bei dem Versuch, aus dem Gefängnis von 
Robben Island zu fliehen, ums Leben kam, 
und die Namen Hintsas, Sekhukhunes, 
Dinganes, Moshoeshoes, Bambathas und 
anderer Helden des frühen Widerstands 
gegen die koloniale Eroberung. 


Vor diesem Hintergrund der Landnahme 
und Eroberung wurde 1910 die Südafrika- 
nische Union gegründet. Oberflächlich 
betrachtet wurde Südafrika ein unabhängi- 
ger Staat, doch in Wirklichkeit ging die 


Macht von den britischen Eroberern an 
Weiße über, die sich im Land angesiedelt 
hatten. In der neuen Südafrikanischen 
Union war es ihnen möglich, der rassisti- 
schen Unterdrückung und der wirtschaftli- 
chen Ausbeutung von Schwarzen feste 
Formen zu geben. 

Nach Gründung der Union gab die 
Verabschiedung des Land Act, das die 
Legalisierung der Landnahmen des 
neunzehnten Jahrhunderts zum Inhalt hatte, 
den Anstoß zu einem Prozess, der zur 
Gründung des Afrıcan National Congress 
(ANC) am 8. Januar 1912 führte. 


Ich werde euch jetzt nicht die Geschichte 
des ANC erzählen. Es sei nur gesagt, dass 
der ANC in den achtzig Jahren seines 
Bestehens eine Entwicklung durchgemacht 
hat, die anfangs geprägt war von dem Ziel, 
die afrıkanischen Völker zu vereinen, und 
ihn später zur führenden Kraft im Kampf 
der unterdrückten Massen für ein Ende des 
Rassismus und die Errichtung eines 
nichtrassistischen, nichtsexistischen und 
demokratischen Staates werden ließ. 

In den Anfangstagen nur eine kleine 
Gruppe von Akademikern und Führern, 
entwickelte sich der ANC zu einer echten 
Massenorganisation. 

Seine Ziele änderten sich; zunächst ging es 
darum, das Los von Afrikanerinnen und 
Afrıkanern zu erleichtern, und später 
darum, ganz Südafrika grundlegend 
umzugestalten und in einen demokratischen 
Staat für alle zu verwandeln. 

Seine Methoden zur Erreichung der weiter 
gehenden Ziele haben ıhm über die Jahre 
mehr und mehr den Charakter einer 
Massenorganisation verliehen, was die 
zunehmende Einbindung der Massen ın den 
ANC und in vom ANC geführte Kampa- 
gnen widerspiegelt. 


Manche verweisen bisweilen auf die 
anfänglichen Ziele des ANC und seine 
ursprüngliche Zusammensetzung, um 
anzudeuten, dass er eine reformistische 
Organisation war. In Wahrheit trug der 
ANC schon bei seiner Entstehung 
ausgeprägte revolutionäre Züge. 

Die Gründung des ANC war der erste 
Schritte zur Schaffung einer neuen 
südafrikanischen Nation. Diese Position 
wurde nach und nach entwickelt und ging 
sechsunddreißig Jahre später ın die 
Freiheitscharta ein, in der es heißt: 
„Südafrika gehört allen, die dort leben, 
Schwarzen wie Weißen.“ Das war eine 
eindeutige Ablehnung des bestehenden 
rassistischen Staates und eine Bekräftigung 
der einzigen für uns annehmbaren 
Alternative, bei der Rassismus und seine 
Strukturen schließlich beseitigt wären. 


Die Reaktion des Staates auf unsere berech- 
tigten demokratischen Forderungen bestand 
bekanntlich unter anderem darin, unsere 
Führer des Hochverrats zu beschuldigen 
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und, Anfang der 1960er Jahre, willkürliche 
Massaker anzurichten. Diese Vorgehens- 
weise und das Verbot unserer Organisatio- 
nen ließen uns keine andere Wahl, als das 
zu tun, was jede mit Selbstachtung 
ausgestattete Bevölkerung, einschließlich 
der kubanischen, getan hat — nämlich zu 
den Waffen zu greifen, um unser Land den 
Rassısten aus der Hand zu reißen. 

Ich muss hinzufügen, dass wir, als wir zu 
den Waffen greifen wollten, zahlreiche 
westliche Regierungen kontaktierten und 
stets nur niedere Beamte zu Gesicht beka- 
men. Als wir Kuba besuchten, wurden wir 
von den höchstrangigen Personen empfan- 
gen und und es wurde uns unverzüglich 
alles Gewünschte und Notwendige 
zugesagt. Das war unsere erste Erfahrung 
mit dem kubanischen Internationalismus. 


Wir waren ganz und gar nicht scharf 
darauf, zu den Waffen zu greifen. Das 
Apartheidregime zwang uns dazu. Eine 
friedliche Lösung des Apartheidkonflikts 
wäre uns stets lieber gewesen. 


Die gemeinsamen Kämpfe der Menschen 
innerhalb des Landes, aber auch der sich 
ausweitende internationale Kampf gegen 
Apartheid in den 1980er Jahren schufen die 
Möglichkeit, den Konflikt auf dem Ver- 
handlungsweg zu lösen. Die entscheidende 
Niederlage bei Cuito Cuanavale veränderte 
das Kräfteverhältnis in der Region und 
verringerte die Fähigkeit des Regimes in 
Pretoria, die Nachbarländer zu destabili- 
sieren, beträchtlich. Das alles ließ Pretoria 
schließlich zu der Einsicht gelangen, dass 
Gespräche notwendig waren. 


Der ANC initiierte den aktuellen 
Friedensprozess, der, so hoffen wir, zu 
einer Übertragung der Macht auf die 
Bevölkerung führen wird. Wir haben diesen 
Prozess nicht eingeleitet mit der Absicht, 
andere Ziele zu verfolgen als zur Zeit des 
bewaffneten Kampfs. Nach wie vor streben 
wir die Umsetzung der Forderungen der 
Freiheitscharta an und wir werden uns mit 
nichts weniger zufriedengeben. 


Die Verhandlungen werden nur dann Erfolg 
haben, wenn das Apartheidregime begreift, 
dass es ohne Freiheit keinen Frieden 
geben wird und dass wir unsere berechtig- 
ten Forderungen nicht wegdiskutieren 
lassen. Es muss sich im Klaren darüber 
sein, dass wir jeden Verfassungsentwurf, 
der auf dıe Erhaltung weißer Privilegien 
abzielt, ablehnen werden. 


Es gibt keinen Grund zu der Annahme, dass 
wir der Regierung diese Dinge nicht haben 
begreiflich machen können, und wir 
machen sie darauf aufmerksam, dass wir, 
falls sie sich taub stellt, alles in unserer 
Macht Stehende tun werden, um sie zu 
überzeugen. 

Diese Macht ist die Macht der Bevölke- 


rung, und wir sind überzeugt, dass die 
Massen uneingeschränkte Rechte in einem 
nichtrassistischen, nichtsexistischen und 
demokratischen Südafrika nicht nur 
fordern, sondern auch erlangen werden. 


Allerdings streben wir ein bestimmtes Ziel 
nicht nur an, wir zeigen auch einen 
bestimmten Weg zu seiner Erreichung, und 
auf diesem Weg wird die Bevölkerung von 
Anfang bis Ende einbezogen. Wir wollen 
nicht über die Köpfe der Menschen hinweg 
eine Vereinbarung abschließen, die sie dann 
nur noch abzunicken haben. Dagegen 
sträubt sich die Regierung mit allen Mitteln, 
weil die Art und Weise, wie eine Verfassung 
entsteht und wıe Verhandlungen geführt 
werden, eng mit der Frage verbunden ist, ob 
ein demokratisches Ergebnis herauskommt 
oder nicht. 

Die gegenwärtige Regierung wıll während 
des gesamten Übergangsprozesses im Amt 
bleiben. Das ist unserer Ansıcht nach 
inakzeptabel. Die Regierung verfolgt 
bestimmte Verhandlungsziele. Sie darf ihre 
Regierungsmacht nicht dazu nutzen 
können, ihre eigene Sache und die ihrer 
Verbündeten zu fördern und gleichzeitig 
den ANC zu schwächen. 

Doch genau das tut sie. Das Verbot des 
ANC wurde aufgehoben, doch wir arbeiten 
unter Bedingungen, die sich grundlegend 
von denen anderer Organisationen unter- 
scheiden. Wir genießen nicht die gleiche 
Organisationsfreiheit wıe Inkatha und 
andere mit dem Apartheidregime verbün- 
dete Organisationen. Unsere Mitglieder 
werden schikaniert und sogar getötet, 
unsere Versammlungen und Märsche häufig 
behindert. 

Wir denken, das der Übergangsprozess von 
einer Regierung kontrolliert werden muss, 
die nicht nur in der Lage und gewillt ist, die 
Bedingungen für eine freie politische 
Betätigung zu schaffen und aufrechtzu- 
erhalten. Sie muss bei ihrem Handeln auch 
das Ziel verfolgen sicher-zustellen, dass der 
Prozess zu nichts anderem als zur 
Schaffung einer echten Demokratie führt. 
Die gegenwärtige Regierung hat sich als 
recht unwillig oder unfähig erwiesen, für 
eine geeignete Verhandlungsatmosphäre zu 
sorgen. Sie bricht Vereinbarungen über die 
Freilassung politischer Häftlinge und die 
Rückkehr Exilierter. In letzter Zeit hat sıe 
die Entstehung einer Situation hingenom- 
men, in der eine Welle des Terrors und der 
Gewalt über die afrıkanischen Gemeinden 
und den ANC als Organisation hereinbrach. 


Seit 1984 wurden zehntausend und allein in 
diesem Jahr zweitausend Menschen 
ermordet. Wir haben stets gesagt, dass die 
Regierung, die sich ihrer professionellen 
Polizei rühmt, absolut in der Lage sei, die 
Gewalt zu beenden und die Straftäter zu 
verfolgen. Sıe ist nicht nur unwillig, wir 
haben mittlerweile auch überzeugende und 
in unabhängigen Zeitungen veröffentlichte 


Beweise für ıhre Verstrickung in die 
Gewalttaten. 

Die Gewalt ist Bestandteil systematischer 
Bestrebungen, den Einfluss Inkathas als 
eines potenziellen Bündnispartners der 
National Party zu erhöhen. Es gibt jetzt 
überzeugende Beweise dafür, dass Inkatha 
von der Regierung mit Geldmitteln — das 
heißt Steuergeldern — ausgestattet wird. 

All das beweist die Notwendigkeit, eine 
Interimsregierung der nationalen Einheit 
zur Überwachung des Übergangsprozesses 
einzusetzen. Für diese heikle Periode 
brauchen wir eine Regierung, die das 
Vertrauen breiter Bevölkerungsschichten 
genießt und die sicherstellt, dass der 
Prozess nicht von Konterrevolutionären 
gestört werden kann und die Ausarbeitung 
einer Verfassung in einer von Repression, 
Einschüchterung und Angst freien 
Atmosphäre erfolgen kann. 

Die Ausarbeitung der Verfassung muss 
unserer Meinung nach so demokratisch 
wie möglich erfolgen. Aus unserer Sicht 
kann das am besten dadurch erreicht 
werden, dass eine verfassunggebende 
Versammlung gebildet wird, deren 
Mitglieder gewählt und mit dem Auftrag 
ausgestattet werden, eine Verfassung zu 
entwerfen. Manche Organisationen 
bestreiten die Behauptung des ANC, die 
Organisation mit dem größten Rückhalt in 
der Bevölkerung im Land zu sein. Nun gut, 
sollen sie den Grad ihrer Unterstützung ın 
einer Wahl beweisen. 

Um zu gewährleisten, dass die einfache 
Bevölkerung in den Prozess einbezogen 
wird, verbreiten und diskutieren wir 
unseren eigenen Vorschläge für eine 
Verfassung und einen Grundrechtekatalog. 
Sıe sollen innerhalb unseres Bündnisses — 
ANC, Kommunistische Partei Südafrikas 
und Südafrikanischer Gewerkschaftsbund — 
sowie von der gesamten Bevölkerung 
diskutiert werden. Auf diese Weise werden 
die Menschen, die den ANC als ihren 
Repräsentanten in eine verfassunggebende 
Versammlung wählen, nicht nur erfahren, 
wofür der ANC eintritt, sondern auch, 
welche Art Verfassung er anstrebt. 
Selbstverständlich werden diese Vorschläge 
auf der Grundlage der Konsultationen mit 
unseren Mitgliedern, den Bündnispartnern 
und der Bevölkerung überprüft werden. Wir 
wollen eine Verfassung schaffen, die ein 
Höchstmaß an Unterstützung, Loyalität und 
Achtung genießt. Das kann nur gelingen, 
wenn wir wirklich auf die Menschen 
zugehen. 


Es wurden verschiedene Versuche 
unternommen, den ANC zu schwächen und 
zu destabilisieren mit dem Ziel, diese 
berechtigten Forderungen zu streichen. Am 
schlimmsten sind dabei die Gewaltakte, 
doch es gibt auch andere, hinterhältigere 
Methoden. Zurzeit kursiert so etwas wie 
eine fixe Idee bei der Presse, unseren 
politischen Gegnern und vielen westlichen 
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Regierungen hinsichtlich unserer 
Verbindung zur Kommunistischen Partei 
Südafrikas. In Zeitungen wird ständig über 
die Anzahl der Kommunistinnen und 
Kommunisten in unserem Vorstand 
spekuliert und behauptet, dass wir von der 
Kommunistischen Partei gesteuert würden. 
Der ANC ist keine kommunistische Parteı, 
sondern eine breite Befreiungsbewegung, 
der Kommunistinnen und Kommunisten 
sowie Nichtkommunistinnen und Nicht- 
kommunisten angehören. Jeder Mensch, der 
ein loyales Mitglied des ANC ist und der 
dessen Regeln und Grundsätze anerkennt, 
hat ein Recht darauf, der Organisation 
anzugehören. 

Unsere Beziehung zur Kommunistischen 
Partei Südafrikas als Organisation 
beruht auf gegenseitigem Respekt. Uns 
verbinden gemeinsame Ziele, doch wir 
respektieren die jeweilige Unabhängigkeit 
und Identität. Vonseiten der Kommunisti- 
schen Parteı Südafrikas gab es keinen wie 
auch immer gearteten Versuch, den ANC zu 
unterwandern. Im Gegenteil, aus der 
Verbindung ziehen wir Stärke. 

Wir haben nicht die Absicht, auf den Rat 
derjenigen zu hören, die uns das Ausschei- 
den aus diesem Bündnis nahelegen. Wer 
erteilt diesen unerbetenen Rat? Hauptsäch- 
lich Personen, die uns noch nie irgendwie 
unterstützt haben. Keine dieser Personen 
hat jemals solche Opfer für unseren Kampf 
erbracht, wie Kommunistinnen und 
Kommunisten es getan haben. Durch diese 
Allianz werden wir gestärkt. Wir werden sie 
noch festigen. 


Unser Kampf befindet sich in einer Phase, 
wo der Sieg in Sicht ist. Aber wir müssen 
dafür sorgen, dass uns dieser Sieg nicht ent- 
rissen wird. Wir müssen dafür sorgen, dass 
das rassistische Regime bis zum Ende 
äußersten Druck verspürt und begreift, dass 
es weichen muss, dass der Weg zu Frieden, 
Freiheit und Demokratie unwiderstehlich 
ist. 

Deshalb müssen Sanktionen aufrechter- 
halten werden. Jetzt ist nicht die Zeit, das 
Apartheidregime zu belohnen. Warum sollte 
es dafür belohnt werden, Gesetze abzu- 
schaffen, die etwas begründen, was als 
internationales Verbrechen anerkannt ist? 
Apartheid regiert immer noch. Das 
Regime muss gezwungen werden, sie 
abzuschaffen. Erst wenn dieser Prozess 
unumkehrbar geworden ist, können wir an 
eine Verringerung des Drucks denken. 


Wir sind sehr besorgt über die Haltung, die 
die Regierung Bush in dieser Frage ein- 
nimmt. Sie war eine der wenigen Regierun- 
gen, die wegen der Frage der Sanktionen in 
regelmäßigem Kontakt mit uns stand, und 
wir erklärten, dass eine Aufhebung der 
Sanktionen verfrüht sei. Dennoch teilte uns 
diese Regierung ohne vorherige Konsulta- 
tion lapidar mit, dass die amerikanischen 
Sanktionen aufgehoben würden. Wir halten 


das für völlig inakzeptabel. Angesichts sol- 
cher Vorfälle schätzen wir unsere Freund- 
schaft mit Kuba äußerst hoch. Als du, Ge- 
nosse Fidel, gestern sagtest, dass unsere 
Sache deine Sache sei, wusste ich, dass 
dieses Äußerung aus tiefstem Herzen kam 
und dass sie dem Empfinden der gesamten 
Bevölkerung des revolutionären Kubas 
entspricht. 

Wir stehen zusammen, weil unsere beiden 
Organisationen, die Kommunistische Partei 
Kubas und der ANC, für die unterdrückten 
Massen kämpfen und erreichen wollen, 
dass diejenigen, die den Reichtum produ- 
zieren, auch seine Früchte genießen. Euer 
großer Apostel Jose Marti sagte: „Mit den 
Armen der Erde will ich mein Los teilen.“ 


Wir vom ANC werden immer auf der 
Seite der Armen und Rechtlosen stehen. 
Wir stehen nicht nur auf ihrer Seite, wir 
wollen auch schnellstmöglich erreichen, 


dass sie das Land ihrer Geburt regieren, so 
wie es die Freiheitscharta bestimmt: „Die 
Bevölkerung wird regieren.“ Und wenn 
dieser Augenblick gekommen ist, wird das 
nicht nur unseren Anstrengungen geschul- 
det sein, sondern auch der Solidarität und 
der Unterstützung der großartigen 
kubanischen Bevölkerung. 


Ich kann meine Ausführungen nicht been- 
den, ohne auf ein Ereignis hinzuweisen, das 
ihr alle bezeugen könnt. Genosse Fidel 
Castro hat mir die höchste Auszeichnung 
verliehen, die dieses Land zu vergeben hat. 
Diese Auszeichnung beschämt mich, weil 
ich sie nicht verdient zu haben glaube. Es 
ist eine Auszeichnung, die den Menschen 
zusteht, die ihre Freiheit bereits gewonnen 
haben. Doch es ist eine Quelle der Kraft 
und der Hoffnung, dass die Auszeichnung 
in Anerkennung der Tatsache verliehen 
wird, dass die Menschen Südafrikas auf- 


recht stehen und für ıhre Freiheit kämpfen. 
Wir hoffen sehr, dass wir uns in naher Zu- 
kunft des mit der Auszeichnung verbunde- 
nen Vertrauens als würdig erweisen. 

Lang lebe die kubanische Revolution! 
Lang lebe Genosse Fidel Castro! 


http://db.nelsonmandela.org/speeches/pub_view.asp 
?pg=item&ltemID=NMS1526&txtstr=Matanzas 
Die Rede wurde veröffentlicht in: Nelson 


Mandela und Fidel Castro: „How Far We 
Slaves Have Come ‘(Wie weit wir Sklaven 
gekommen sind). New York: Pathfinder. 
Übersetzung: Werner Horch, coorditrad 





Mumia Abu-Jamal: Langer Marsch zur Freiheit 
Mit Nelson Rolihlahla Mandela starb ein Revolutionär. Er braucht keinen Heiligenschein 


Er wurde im Juli I9I8 als Rolihlahla 
geboren — In einer Nation, deren Bürger er 
nicht wirklich war; in einem Land, das zu 
jener Zeit noch Südafrikanische Union hieß 
und Teil des britischen Empire war. Die 
Welt sollte ihn später als Nelson kennenler- 
nen, wie ihn seine Lehrerin, Miss Mdinga- 
ne, vom ersten Schultag an nannte, weil es 
in Südafrika üblich war, afrikanischen Kin- 
dern englische Namen zu geben. Nach ei- 
nem langen Lebensweg von 95 Jahren ist 
Nelson Mandela nun zu seinen Ahnen 
zurückgekehrt. Zwischen seiner Geburt und 
seinem Tod hat Mandela ein atemberau- 
bend leidenschaftliches Leben zwischen 
Liebe und Revolution, Kampf und Wider- 
stand, Gefangenschaft und Isolation, 
Freiheit und Tod gelebt. 


Anläßlich seines Todes haben die US-Me- 
dien von ihm das Bild eines afrikanischen 
Bürgerrechtskämpfers gezeichnet, eines 
»Martin Luther King« mit Heiligenschein 
aus weißem Haar. Dazu gab der US- 
Präsident eine Erklärung heraus, in der er 
beklagte, Mandela sei »zu unrecht 
eingesperrt gewesen«. Es ist jedoch völlig 
irreführend, aus Mandela einen Martin 
Luther King jr. oder einen Malcolm X zu 
machen. Er war weder der eine noch der 
andere, war vielmehr ganz er selbst: Ein 
Afrikaner und Anwalt, der jedes verfügbare 
Mittel nutzte — legal, wenn er konnte, 
illegal, wenn er mußte —, um Widerstand 
gegen ein System zu leisten, unter dessen 
Herrschaft viele Leben von Afrikanern 
zermalmt wurden. Mandela war auch 
Revolutionär, bewaffneter Guerillero und 
Kommandeur der Untergrundarmee des 
Umkhonto we Sizwe — »Speer der Nation« 
— unter Führung des African National 
Congress (ANC). 


Seit 1948 war die südafrikanische Regie- 
rung ein Werkzeug der Herrschaft des Ter- 
rors und der Folter, wie sie nur ein para- 
noides Siedlervolk wie die Buren errichten 
konnte. Unter dem Banner der Nationalen 
Partei baute die südafrikanische Regierung 
die verabscheuungswürdigen Rassen- 
schranken der »Apartheid« aus, ein Wort, 
das aus der Burensprache Afrikaans 
stammt und für »Getrenntheit« steht. Damit 
erreichte die Vorherrschaft der Weißen und 
die Unterordnung der Schwarzen einen 
wahrhaft irrsinnigen und entmenschli- 
chenden Höhepunkt. Der Apartheidstaat 
Südafrika wurde zur Verkörperung des 
legalisierten weißen Rassismus und einer 
blindwütig brutalen Unterdrückung, deren 
grundlegender Zweck die möglichst billige 
Auspressung und Ausbeutung der schwar- 
zen Arbeiterinnen und Arbeiter war. 


Dieses System ließ keine Gelegenheit aus, 
Demütigung, Schmerz und Gewalt über das 
Leben der Afrikaner zu bringen. Zum 
Nutzen der Weißen zerstörte es alle 
Lebensbereiche der Schwarzen in Südafrika 
— in der Wirtschaft, im Bildungs- und 
Gesundheitswesen, in Job und Familie. 
Erst als das System an seinen eigenen 
Widersprüchen zugrunde zu gehen drohte, 
erhielt Dr. Nelson Mandela den Auftrag, 
die Lage des Landes zu konsolidieren. Und 
heute ist die Republik Südafrika einer der 
Staaten mit der weltweit größten wirt- 
schaftlichen Ungleichheit unter seinen 
Bürgern, übertroffen vielleicht nur noch 
von den Vereinigten Staaten von Amerika. 


Nelson Mandela, der als Kind in das 
Königshaus eines afrikanischen Stammes 
hineingeboren wurde, in einem Land, auf 
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das die britische Kolonialmacht Ansprüche 
erhob, in einer Nation, in dem die Hautfar- 
be bestimmt, ob ein Mensch Privilegien er- 
hält oder unterdrückt wird, ließ als politi- 
scher Gefangener nach 27 Jahren das 
Gefängnis hinter sich, wurde zum ersten 
schwarzen Präsidenten gewählt und öffnete 
die Türen zur Geburt einer neuen Nation. 
Das ist der Stoff für spannende Dramen, in 
denen es um die Verwirklichung von Träu- 
men geht, Verluste von epischen Ausmaßen, 
quälende Einsamkeit und um die Entschei- 
dung, das Richtige zur rechten Zeit zu tun. 
Die Apartheid mag der Vergangenheit an- 
gehören, aber die Mehrheit der schwarzen 
Südafrikaner ist weit davon entfernt, in den 
Genuß von Privilegien zu kommen. Der 
lange Marsch Richtung Freiheit ist längst 
noch nicht vorüber. 


Ouelle. Jungewelt von 14.12.2013 





Überblick über einige Deutungen des 
Lebens von Nelson Mandelas: 


Mandela: Die Stunde der Heuchler 
http://www.linkezeitung.de 
Südafrikas Erbe - Das Apartheid-Regime_ 


und die Größe Mandelas, von Achille 
Mbembe, http://www.monde- 


diplomatique.de/pm/2013/08/0%a0052.text 


Slavoy Zizek im Guardian/Freitag: 
http://www.freitag.de/autoren/the- 
guardian/das-wahre-erbe, anders sieht das 
Aljazeera:"Mandela, the radical" - 


http://www.aljazeera.com/indepth/features/ 
2013/05/201358183059392141.html 


und der "Spiegel" 


http://www.spiegel.de/politik/ausland/nelso 
n-mandela-war-bei-thatcher-strauss-und- 











reagan-verhasst-a-937612.html 





Pankaj Mishra 


Die Revolte gegen den Westen 


„In jedem Fall haben sich neue Perspektiven 


Selten ist ein gegenüber dem Westen kritisches Buch so ausführlich in der Mainstream- 


für die Weltgeschichte eröffnet.“ 


Presse (Spiegel, FAZ) besprochen worden. Überhaupt hat mit der Krise der 


kapitalistischen Hauptländer ein neues Nachdenken über die Geschichte des Westens, 


seines Aufstiegs und Niedergangs begonnen. Eine Fülle neuer Bücher zur 


„Globalgeschichte “ — teilweise Bestseller - zeigt schon in den Titeln die neue 
Verunsicherung westlichen Selbstverständnisse: „Wer regiert die Welt“ (Ian Morris ); 
„Warum Nationen scheitern“ (Daron Acemoglu/James A.Robinson) oder „Der imperiale 


Traum“ (John Darwin). 


Die Spannweite politischer Positionen ist enorm; sie reicht von der Begrüßung des 
Aufstiegs der Volksrepublik China und Asiens (Giovanni Arrighi: „Adam Smith in 
Peking“ sowie Andre Gunder Frank: „Reorient‘) bis hin zur arroganten Verherrlichung 
der eigenen imperialen Rolle (Nial Fergurson ) bis hin zu selbstkritischen Reflexionen 
und deutlicher Angst vor dem Aufstieg der neuen Mächte des globalen Südens. 
Nicht zufällig wurde das hiermit Ausschnitten aus dem Vorwort zitierte Buch des 
indischen Historikers Pankai Mishra im „Spiegel“ unter der Rubrik „ZEITGEIST“ 
besprochen. Und natürlich ist das neue Geschichtsbild, das sich allmählich herausbildet, 
gesellschaftlich höchst umstritten. Springers „Welt“ verrei/t das Buch und wirft ihm vor, 
dass er sich mit „befremdlicher Eindeutigkeit auf die Seite der Unterdrückte“,, schlägt. 


Pankaj Mishr: 
Aus den Ruiner 
des Empires 


Die Revolte zoren den Westen un 
der Wiedleranfetieg Asien 


| E RncherGerhicht 





Es gibt auch eine heftige Polemik von Pankaj Mishra gegen Niall Ferguson, einem 
britischen Historiker und Anhänger der Tea-Party, der von Mr. Cameron, dem konservativen britischen Premierminister, mit 
der Neufassung der englischen Schulbücher zum Thema Geschichte des Imperialismus beauftragt wurde. 

Wir sind in „SiG 102°“ schon kurz auf Mishras „Aus den Ruinen des Empires“ eingegangen (Besprechung von Pepe 
Escobar). Hier folgen einige Passagen aus dem Vorwort. Es ist die neue, nicht eurozentrierte Sicht dieses indischen 
Intellektuellen, die uns die Augen öffnet und die Borniertheit des historischen Schulwissens ins Wanken bringt und neues 
Lernen erfordert: Nicht der 30 jährige europäische Bürgerkrieg seit IYI4, nicht der „kalte Krieg“ seit 1945 steht im 
Zentrum der Weltgeschichte aus der Sicht des globalen Südens, sondern das Bemühen der „Bandung — Länder“ um eine 
gerechtere Weltwirtschaftsordnung. (P.Strotmann, SiG-Redaktion) 


Die heutige Welt nahm erstmals Gestalt an 
während zweier Tage im Mai 1905, und 
zwar in den engen Gewässern der 
Koreastraße. In dieser Meerenge, die heute 
zu den meistbefahrenen Seewegen der Welt 
gehört, besiegte eine kleine japanische 
Flotte unter dem Kommando des Admirals 
Togo Heihachiro einen großen Teil der 
russischen Flotte, die fast um die halbe 
Welt gesegelt war, um den Fernen Osten zu 
erreichen. Die Seeschlacht bei Tsushima — 
der deutsche Kaiser bezeichnete sie als die 
wichtigste Seeschlacht seit der ein 
Jahrhundert zurückliegenden Schlacht bei 
Trafalgar, und Präsident Theodore 
Roosevelt nannte sie »das größte 
Phänomen, das die Welt jemals gesehen 
hat« — bedeutete das faktische Ende eines 
Krieges, der im Februar 1904 begonnen 
hatte und in dem es vor allem darum ging, 
ob Korea und die Mandschurei künftig von 
Russland oder von Japan kontrolliert 
würden. 


Zum ersten Mal seit dem Mittelalter 
hatte ein außereuropäisches Land eine 
europäische Macht in einem größeren Krieg 
besiegt, und die Nachricht eilte um eine 
Welt, die von westlichen Imperialisten — 


und mit Hilfe der Erfindung des 
Telegraphen — zu einem engen Netz 
verbunden worden war. In Kalkutta meinte 
Lord Curzon, Vizekönig von Indien, dem 
der Schutz der kostbarsten britischen 
Besitzung oblag: »Der Widerhall dieses 
Sieges rast wie ein Donnerschlag durch die 
flüsternden Galerien des Ostens.« Hier 
hatte der auf Distanz bedachte und taktlose 
Curzon einmal den Finger am Puls der 
einheimischen Öffentlichen Meinung. Die 
wurde am besten von einem damals noch 
unbekannten Rechtsanwalt ın Südafrika 
namens Mohandas Ghandhi (1869-1948) 
zum Ausdruck gebracht, als er schrieb: 
»Die Wurzeln des japanischen Sieges 
haben sich so weit ausgebreitet, dass wir 
die Früchte, die er einmal tragen wird, 
noch gar nicht zu erkennen vermögen.« In 
Damaskus jubelte ein junger osmanischer 
Soldat namens Mustafa Kemal, der später 
unter dem Namen Atatürk (1881-1938) 
bekannt werden sollte. Kemal sehnte sich 
nach einer Reform und einer Stärkung des 
Osmanischen Reiches gegenüber der 
Bedrohung durch den Westen, und wie viele 
Türken erblickte er in Japan ein Vorbild, 
worin er sich nun bestätigt sah. Der 16- 
jährige Jawaharlal Nehru (1889-1964), 
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später der erste Premierminister Indiens, 
hatte die Anfangsphasen des Kriegs 
zwischen Japan und Russland in seiner 
Provinzstadt voller Begeisterung in der 
Zeitung verfolgt und dabei von seiner 
eigenen Rolle bei der »Befreiung Indiens 
und Asiens aus europäischer Knechtschaft« 
geträumt. Vom japanischen Sieg bei 
Tsushima erfuhr er während einer Zugfahrt 
von Dover zu seiner englischen Schule 
Harrow, und sıe versetzte ıhn sogleich ın 
eine »ausgezeichnete Stimmung«. Der 
chinesische Nationalist Sun Yat-sen (1866- 
1925) war gleichfalls ın London, als er von 
dem Sieg erfuhr, und jubelte ebenfalls. Als 
er 1905 mit dem Schiff nach Hause 
zurückkehrte, gratulierten ihm arabische 
Hafenarbeiter am Suezkanal, weil sie ihn 
für einen Japaner hielten. Begeisterte 
Spekulationen über die Folgen des 
japanischen Sieges füllten türkische, 
ägyptische, vietnamesische, persische und 
chinesische Zeitungen. In Indien benannte 
man Neugeborene nach japanischen 
Admirälen. In den Vereinigten Staaten 
sprach der afroamerikanische Führer W. E. 
B.Du Bois von einem weltweiten Ausbruch 
»farbigen Stolzes«. Ein ganz ähnliches 
Gefühl erfasste den pazifistischen Dichter 


(und späteren Nobelpreisträger) 
Rabindranath Tagore (1861-1941), der 
seine Schüler auf einem improvisierten 
Siegesmarsch um einen kleinen Schul- 
komplex im ländlichen Bengalen anführte, 
als die Nachricht aus Tsushima eintraf. 


Es spielte kaum eine Rolle, welcher Klasse 
oder Rasse sie angehörten. Die subalternen 
Völker der Erde erkannten sogleich die — 
moralischen und psychologischen — 
Implikationen des japanischen Triumphs. 
Und die Vielfalt war erstaunlich. Nehru 
gehörte einer Familie wohlhabender 
englischsprachiger Brahmanen an. Über 
seinen Vater, einen Nutznießer der 
britischen Herrschaft über Indien, ging das 
Gerücht, er schicke sogar seine Hemden zur 
chemischen Reinigung nach Europa. Sun 
Yat-sen war der Sohn eines armen Bauern; 
einer seiner Brüder starb während des 
Goldrauschs in Kalifornien, bei dem 
chinesische Kulıis Hilfsdienste leisteten. 
Abdurreshid Ibrahim (1857-1944), der 
führende panislamische Intellektuelle seiner 
Zeit, der 1909 nach Japan reiste, um 
Kontakte zu japanischen Politikern und 
Aktivisten herzustellen, war in Westsibirien 
geboren. Mustafa Kemal stammte aus 
Selanik (dem heute in Griechenland 
gelegenen Thessaloniki), und seine Eltern 
waren albanischer und makedonischer 
Herkunft. Seine spätere Mitstreiterin, dıe 
türkische Schriftstellerin Halide Edip 
(1884-1964), die ihren Sohn nach dem 
japanischen Admiral Togo benannte, war 
eine weltlich gesinnte Feministin. Birmas 
nationalistische Ikone U Ottama (1879- 
1939), der sich vom japanischen Sieg über 
Russland dazu anregen ließ, sich 1907 ın 
Tokio niederzulassen, war ein buddhisti- 
scher Mönch. Die zahlreichen arabischen, 
türkischen, persischen, vietnamesischen 
und indonesischen Nationalisten, die sich 
über die Niederlage Russlands freuten, 
stammten aus noch unterschiedlicheren 
Verhältnissen. Aber sie alle teilten eine 
Erfahrung: die Unterjochung durch 
Menschen aus dem Westen, die für sie 
lange nichts weiter als Emporkömmlinge 
oder gar Barbaren gewesen waren. Und sie 
alle zogen dieselbe Lehre aus dem 
japanischen Sieg: 


Die Weißen, Eroberer der Welt, waren 
nicht länger unbesiegbar. 


Zahlreiche Phantasien — von nationaler 
Freiheit, rassischer Würde oder einfach von 
Rache - erblühten ın Herzen und Köpfen, 
die bis dahin missmutig die europäische 
Herrschaft über ihre Länder ertragen hatten. 


Japan, 

das ım 19. Jahrhundert von den westlichen 
Mächten tyrannisiert wurde und mit Sorge 
auf die grobe Behandlung Chinas durch 
diese Mächte schaute, hatte sich 1868 an 
die ehrgeizige Aufgabe einer inneren 


Modernisierung gemacht. Dazu gehörten 
auch der Ersatz eines halbfeudalen 
Schogunats durch eine konstitutionelle 
Monarchie und einen einheitlichen 
Nationalstaat sowie der Aufbau einer am 
westlichen Vorbild orientierten Wirtschaft 
mit intensiver Produktion und hohem 
Konsum. In einem 1886 erschienenen 
Bestseller mit dem Titel „Die Zukunft 
Japans“ hatte der führende Journalist des 
Landes, Tokutomi Soho (1863- 1957), die 
Kosten einer japanischen Gleichgültigkeit 
gegenüber den vom Westen vorgegebenen 
»weltweiten« Entwicklungstrends 
dargelegt: »Diese blauäugigen, rotbärtigen 
Rassen werden unser Land wie eine 
gewaltige Welle überschwemmen und unser 
Volk auf die Inseln im Meer vertreiben.« 


Schon in den 1890er Jahren löste Japans 
wachsende industrielle und militärische 
Stärke europäische und amerikanische 
Ängste vor einer »Gelben Gefahr« aus — 
ein furchterregendes Bild von asiatischen 
Horden, die den weißen Westen überrann- 
ten. Die Niederlage Russlands bewies, dass 
Japans Pläne, mit dem Westen gleichzuzie- 
hen, erstaunlich erfolgreich gewesen waren. 
»Wir zerstreuen den Mythos der Unterle- 
genheit der nichtweißen Rassen«, erklärte 
Tokutomi Soho nun. »Durch unsere Stärke 
zwingen wir alle dazu, uns als eine 
der größten Mächte der Welt 
anzuerkennen.« 


Bürde des weißen Mannes ? 
Auch ın den Augen vieler anderer 
nicht-weißer Völker widerlegte die 
Demütigung Russlands die 
rassischen Rangordnungen des 
Westens, indem sie den 
europäischen Anspruch, die | 
angeblich »rückständigen« Länder 
Asiens zu »zivilisieren«, ad 
absurdum führte. »Das Gerede von 
der »Bürde des weißen Mannes««, 
erklärte Benoy Kumar Sarkar 
(1887-1949), ein Pionier der = 
indischen Soziologie, »ist zu einem. 
Anachronismus geworden — außer ' 
für die blindesten Fanatiker.« 

Japan habe gezeigt, dass die asiatischen 
Länder einen eigenen Pfad in die moderne 
Zivilisation mit ihrer besonderen Stärke 
finden könnten. Der jungtürkische Aktivist 
und spätere Minister Ahmed Riza (1859- 
1930) fasste diese noch lange nachhallende 
Bewunde-rung folgendermaßen zusammen: 
»Die Ereignisse im Fernen Osten haben 
gezeigt, wie nutzlos die häufigen, aber 
schädlichen Eingriffe Europas zur 
Reformierung eines Volkes sind. Im 
Gegenteil, je isolierter ein Volk lebt und je 
besser es vor dem Kontakt mit 
europäischen Eindringlingen und Plün- 
derern geschützt ist, desto besser entwickelt 
es sich in Richtung einer vernünftigen 
Erneuerung.« Gandhi, der in Südafrika 
gegen den institutionalisierten Rassismus 
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kämpfte, zog eine ähnliche moralische 
Lehre aus dem japanischen Sieg: »Als alle 
in Japan, ob reich oder arm, zur Selbstach- 
tung fanden, war das Land frei. Es konnte 
Russland einen Schlag ins Gesicht 
versetzen (...) Ebenso müssen auch wir das 
Bedürfnis haben, Achtung vor uns selbst zu 
haben.« Der chinesische Philosoph Yan Fu 
(1854-1921) erinnerte an ein Jahrhundert 
voller Demütigungen Chinas durch west- 
liche »Barbaren«, von den Opiumkriegen 
bis hin zur Zerstörung des Sommerpalasts 
in Beijing, und schloss: »Der einzige 
Grund, weshalb wir nicht ihr Fleisch 
verschlangen und auf ihrer Haut schliefen, 
war unsere mangelnde Stärke.« Japan hatte 
gezeigt, wıe man diese Stärke erlangte. 


Revolutionen nach 1905 

Nach Ansicht vieler Asiaten, die von 
unfähigen Despoten und räuberischen 
europäischen Geschäftsleuten gepeinigt 
wurden, lag das Geheimnis dieser Stärke in 
der japanischen Verfassung. Mit diesem 
Vorbild bewaffnet, halfen politische 
Aktivisten in ganz Asıen, eine Reihe vom 
Volk getragener, auf eine Verfassung 
zielender Revolutionen einzuleiten, die sich 
gegen verknöcherte Autokratien wandten 
(das besiegte Russland taumelte 1905 selbst 
in solch eine Revolution)..... 





Ferdi! 


China 

Zu den folgenreichsten Veränderungen kam 
es ın China; sıe gipfelten 1911 ım Sturz 
einer der ältesten kaiserlichen Dynastien 
der Welt. Tausende von Chinesen strömten 
im Gefolge der Ereignisse von 1905 nach 
Japan und schufen die bis dahin größte 
Bewegung im Ausland studierender 
Studenten. Viele der zur ersten Generation 
im nachkaiserlichen Chi-na gehörenden 
Führer kamen aus dieser Gruppe. 1910 
lernte ein Schuljunge namens Mao Zedong 
(1893-1976) in einer Kleinstadt in der 
chinesischen Provinz Hunan ein 
japanisches Lied auswendig, das ihm ein 
Musiklehrer beibrachte, der einst in Japan 
studiert hatte: 


»Der Sperling singt, die Nachtigall tanzt, 
Und im Frühling die grünen Felder sind 
schön. 

Der Granatapfel blüht rot, 

die Blätter der Weiden sind grün, 

Und da zeigt sich ein neues Bild.« 


Noch Jahrzehnte später, als Japan China 
bedrohte, konnte Mao sich genau an den 
Text erinnern, und er sagte: »Damals 
kannte und spürte ich die Schönheit 
Japans, und in diesem Lied über Japans 
Sieg über Russland spürte ich etwas vom 
Stolz und von der Größe des Landes.« 


Was Tsushima allerdings nicht sogleich zu 
ändern vermochte, war die Überlegenheit 
der westlichen Waffen sowie der west- 
lichen Wirtschaft, die Asien und Afrika in 
weiten Teilen des 19. Jahrhunderts aufge- 
zwungen worden war. Das 20. Jahrhundert 
begann mit Strafexpeditionen deutscher 
Soldaten gegen antiwestlich eingestellte 
chinesische »Boxer« (die Bewegung der 
Yihequan, »Fäuste der Gerechtigkeit und 
Harmonie«); die Vereinigten Staaten 
schlugen eine Rebellion auf den 
Philippinen nieder; die Briten kämpften 
mit Hilfe indischer Soldaten gegen 
holländische Sıedler in Südafrika. 1905 
waren diese Kriege beendet, China war 
unterworfen, ebenso die Philippinen, und 
Südafrika war unter britischer Herrschaft 
vereint. Der Westen sollte noch viele Jahre 
nicht von der unmittelbaren Herrschaft über 
seine Territorien im Osten lassen. 


Aber Japans Sıeg über Russland 
beschleunigte einen irreversiblen Prozess 
der intellektuellen und teilweise bereits der 
politischen Entkolonisierung. Sun Yat-sen 
erinnerte 1924 an das schläfrige letzte 
Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts, als »die 
farbigen Rassen in Asien, die unter der 
Unterdrückung durch die westlichen Völker 
litten, eine Emanzipation für unmöglich 
hielten«: »Die Menschen dachten und 
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glaubten, die europäische Zivilisation sei — 
in Wissenschaft, Industrie, Manufaktur und 
Bewaffnung — progressiv, und Asien könne 
nichts Vergleichbares vorweisen. Folglich 
nahmen sie an, Asien könne Europa 
niemals widerstehen, und die europäische 
Unterdrückung lasse sich niemals abschüt- 
teln. Das war das Denken, das vor dreißig 
Jahren herrschte.« Japans Sieg über Russ- 
land 1905, so schreibt Sun Yat-sen, habe die 
Völker Asıens mit »neuer Hoffnung« 
erfüllt, mit der Hoffnung, »das Joch der 
europäischen Einschnürung und Herrschaft 
abzuschütteln und die ihnen zustehende 
Stellung in Asien zurückzugewinnen«. Und 
innerhalb von zwei Jahrzehnten, fügt er 
hinzu, seien Unabhängigkeitsbewegungen 
in Ägypten, der Türkei, Persien, Indien, 
Afghanistan und China beträchtlich 
gewachsen. Gandhi sagte 1905 voraus, 
»die Völker des Ostens« würden endlich 
»aus ihrer Lethargie erwachen«. 


Das Geflüster des Ostens, 

vor dem Lord Curzon sich fürchtete, sollte 
schon bald zu lauten Erklärungen und 
Forderungen anschwellen. Verstreute und 
isolierte Einzelne fanden zusammen, um 
Massenbewegungen zu bilden und Auf- 
stände anzuzetteln. Gemeinsam führten sıe 
einen revolutionären Wandel von erstaunli- 
cher Geschwindigkeit herbei. 

Die europäische Herrschaft über Asien, die 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts ihren Höhe- 
punkt erreichte, erfuhr eine dramatische 
Schwächung. 

Um 1950 - Indien und China waren bereits 
unabhängige Staaten — besaß Europa in 
Asıen nur noch eine periphere Präsenz, 
gestützt allein auf die neueste westliche 
Macht, die Vereinigten Staaten, und zu- 
nehmend abhängig von einem informellen 
Imperium, das sich auf Militärbasen, Öko- 
nomischen Druck und politische Handstrei- 
che stützte. Die Europäer und nach ihnen 
auch die Amerikaner mussten am Ende 
erkennen, dass sıe die Fähigkeit Asıens 
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unterschätzt hatten, moderne Ideen, Tech- 
niken und Institutionen — die »Geheim- 
nisse« der westlichen Macht - zu absorbie- 
ren und gegen die westliche Welt zu 
wenden. Sie hatten nicht erkannt, wie stark 
der Drang nach Freiheit und Würde bei 
jenen Völkern war, die von Europas 
einflussreichsten Denkern, von Hegel über 
Marx bis John Stuart Mill, für unfähig 
gehalten wurden, sich selbst zu regieren — 
Denker, deren Ideen sich in einer ironischen 
Wendung der Geschichte bei diesen 
»Untertanenvölkern « in Wirklichkeit als 
äußerst mächtig erweisen sollten. 


Neue Perspektiven 

für die Weltgeschichte eröffnet. 

Heute erscheinen asiatische Gesellschaften 
von der Türkei bis hin nach China als sehr 
vıtal und selbstbewusst. Das hatten jene, die 
im 19. Jahrhundert das Osmanische Reich 
und die Qing-Dynastie für »krank« und 
»todgeweiht« hielten, noch ganz anders 
gesehen. Die vielbeschworene Verlagerung 
der wirtschaftlichen Macht vom Westen in 
den Osten mag eintreten oder nicht, in je- 
dem Fall haben sich jedoch neue Perspekti- 
ven für die Weltgeschichte eröffnet. 


Für die meisten Menschen in Europa und 
Amerika ist das 20. Jahrhundert immer 
noch weitgehend definiert durch die beiden 
Weltkriege und das langjährige atomare 
Patt mit dem sowjetischen Kommunismus. 
Inzwischen ist jedoch deutlicher zu erken- 
nen, dass für die Mehrheit der Weltbevölke- 
rung das zentrale Ereignis des letzten Jahr- 
hunderts das Erwachen Asiens und dessen 
Auferstehung aus den Ruinen asiatischer 
wie auch europäischer Reiche war. Das zu 
erkennen heißt, die Welt nicht nur zu er- 
fassen, wie sie heute existiert, sondern wie 
sie sıch auch weiterhin umgestalten wird — 
nicht so sehr nach dem Bild des Westens, 
sondern gemäß den Vorstellungen und 
Zielen der einstmals subalternen Völker. 





Elke Michauk 


Sozialer Aufbruch und Widerstand in Indien 


Indien - ein Land zwischen der Suche nach 
der eigenen Identität, einem Platz im »glo- 
bal playing field«. Inzwischen wird dieses 
Land global als eines der »aufsteigenden 
Schwellenländer« gesehen. Doch der Weg 
bis dorthin war beschwerlich. 

Als »Entwicklungsland« wurde Indien von 
den Weltbank und Internationalem Wäh- 
rungsfond getrieben. Das Versprechen von 
Wohlstand und Reichtum für Alle wurde an 
die Umsetzung von Special Poverty Pro- 
grammes gekoppelt. Der eingeschlagene 
Weg: ein wirtschaftliches 
Wachstumsmodell im Spannungsfeld von 
Abhängigkeit und Autonomie. Die 
flächendeckende Liberalisierung, 
Privatisierung, Prekarisierung und die 
Einrichtung sogenannter Special Economic 
Zones (SEZ) waren Ziel und zugleich Folge 
einer »aufholenden Entwicklung«. Eine 
Entwicklung, die das Land spaltet. 


Nur Wenige der schätzungsweise 1,22 
Milliarden Inder leben auf der Sonnenseite, 
dem von Bretton Woods propagierten 
»Shining India«. Gewinnerin der Wirt- 
schaftsentwicklung ist eine neue Mittel- 
schicht. Für die Mehrzahl der vor allem 
ländlichen Bevölkerung geht es um die 
existenzielle Frage nach einer Mahlzeit am 
Tag. Zugleich ist die Geschichte des Auf- 
stieg Indiens ın die Gruppe der sogenannten 
aufsteigenden »Schwellenländer« 
(Brasilien, Russland, Indien, China und 
Südafrika, BRICS) auch die Geschichte der 
Marginalisierten. 


Wer in Indien, einem Land so groß wie 
Europa, nach großen, flächendeckenden 
Kämpfen für Menschenrechte sucht, wird 
enttäuscht. Die Freiräume sind enger 
geworden. Widerstand manifestiert sich in 
kleinen, alltäglichen und lokalen Kämpfen 
für Wasser-Land-Wald, das Recht auf 
Arbeit, Mindestlohn, soziale Absicherung, 
Ernährungssouveränität und gegen Korrup- 
tion sowie Freihandel. Die Ausbeutung und 
Unterdrückung von Landlosen, Minderhei- 
ten, Schedule Castes und Tribes (den 
benachteiligten UreinwohnerInnen Indiens) 
geht Hand in Hand mit dem Raubbau natür- 
licher Ressourcen. Die Widersprüche haben 
zugenommen. Die Jugend ist besser gebil- 
det, doch hat sie weniger Arbeit. Trotz der 
weitflächigen Verbreitung von Handys und 
DVD Player ist der Alltag härter geworden. 
Gesellschaftliche Widersprüche provozie- 
ren ein explosives Potential. Die neue 
Generation ist radikal, sie hat »nichts zu 
verlieren« und das macht sie »sehr zerstö- 
rerisch« (S. 201). Trotz oder gerade auf 
Grund dieser scheinbaren Ausweglosigkeit 


Eine Buchrezension 


ist Indien reich an »Globalisierung von 
unten«. 

Die Herausgeber/-innen des vorgelegten 
Sammelbandes, die Ethnologin Elina Fleig, 
der Journalist Jürgen Weber sowie der 
indische Wissenschaftler Madhuresh Kumar 
geben mit den zusammengestellten 
Beiträgen einen Einblick in die vielfältige 
Protestlandschaft Indiens. Die kurze, 
allgemeine Analyse indischer Politik und 
deren Lokalisierung in der globalen 
Politikarena werden um eine detaillierte 
Beschreibungen einzelner, exemplarisch 
herausgegriffener Proteste bereichert. 


Aufbau und Inhalt 


Zıel des in nur knapp drei Jahren umge- 
setzten Projektes ist nıcht die Vorlage einer 
umfassenden Analyse (14). Vielmehr gibt 
der Sammelband den Marginalisierten und 
Subalternen eine Stimme. Auf 300 Seiten 
kommen 22 indischer Autor(-inn)en mit 
eigenen Texten sowie im Rahmen von 
Interviews zu Wort. Allen gemein ist das 
Eintreten für ein nachhaltiges und gerechtes 
Entwicklungsmodell, Prinzipien von 
Gleichheit, Gerechtigkeit, Dezentralität und 
Selbstorganisation. Die Autor(inn)en der 
sieben unabhängig voneinander lesbaren 
Kapitel wenden sich unterschiedlichen Ebe- 
nen des Aufbruchs und Widerstandes. 
Jedem der Kapitel ist eine kurze Einführung 
vorangestellt. Ergänzend finden Leser(inn)- 
en weiterführende Informationen in Fußno- 
ten, einer Linkliste und einem Glossar indi- 
scher Begriffe am Ende des Sammelbandes. 


Das erste Kapitel steht unter der Überschrift 
»Utopien. Alternativen. Subjekte«. In drei 
Gesprächen mit Aktivist(-inn)en arbeiten 
die Autor(-inn)en die Bedeutung und Not- 
wendigkeit von Sozialen Bewegungen für 
den Fortschritt Indiens heraus. Was bleibt: 
die Menschen sind nicht grundlegend gegen 
eine »Entwicklung«, aber sie wehren sich 
»gegen das Ausmaß, die Geschwindigkeit 
und die Art und Weise, wie (...) Projekte 

von der Regierung geplant und umgesetzt 
werden« (31). Zentrale Herausforderung: 
Das Zusammenbringen von Menschen 
unterschiedlicher sozio-ökonomischer und 
ethnischer Gruppen aus verschiedenen 
Bundesstaaten sowie Stadt und Land (23). 
Der Aufbau von Netzwerken stellt ın In- 
dien, einem Land von der Größe Europas, 
eine der zentralen Herausforderungen dar. 
Netzwerke sind die Grundlage für das Er- 
reichen der zentralen Forderungen nach 
Gerechtigkeit und Gleichheit sowie Ernäh- 
rungssouveränität. 
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Die Hlegalisierung von Menschen und 
ihren Protesten ist Kernthema des zweiten 
Kapitels. Unter dem Titel »Ausgrenzung. 
Zugänge. Ressourcen« finden sich fünf 
Beiträge rund um das Thema urbane und 
ländliche Vertreibung. »Ein langsamer 
Enteignungsprozess ist im Gange.« (304) 
Ausgeführt werden Proteste und Wider- 
standsbewegungen gegen Gentrifizierung in 
Mumbai und die Vertreibung von Dalits, 
den sogenannten »Unberührbaren«, zur 
Gewinnung von Rohstoffen auf dem Land. 
Das Kapitel schließt mit der Mobilisie- 
rungskraft des community Radios »„CEGNET 
Swara«. Der Sender nimmt die Menschen 
ernst, er bietet den Unterdrückten eine 
Plattform und gibt ihnen eine Stimme. Mit 
seinem Programm ist er am »Puls der 
Menschen« (101). 


Die herrschenden Gruppen und Klassen 
nehmen die Proteste nicht widerstandslos 
hin. »Gewalt. Repression. Staat«, das 
dritte Kapitel, benennt klar die Konflikt- 
linien zwischen dem staatlichem Apparat 
und Bevölkerung einerseits und zwischen 
den verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
andererseits. Die Beiträge von Raj und 
Sıvaraman sowie eine Rede von Kumar 
belegen eindrücklich eine »Entwicklung, 
die aus dem Gewehrlauf kommt« (122), 
dem Abbau demokratischer Freiräume. 
Neben den staatlichen Einrichtungen sieht 
sich der soziale Widerstand einem erstar- 
kenden »Findu-Nationalismus« gegenüber. 
In »Gujarat — Versuchslabor der „Hindu- 
Nation “« beschreibt Puniyanıi die Wurzeln 
und Gefahren einer Politik mit dem 
Feindbild ‚„‚Nicht-Hindu“. Minderheiten- 
feindlichkeit ist fester Bestandteil staatli- 
cher und parteipolitischer Aktionen. Die 
kommunalistische, religiös diskriminieren- 
de Politik hat ihre Wurzeln paradoxer Weise 
im Widerstand aufbegehrender Bevölke- 
rungsgruppen gegen Unterdrückung und 
Ausbeutung. Eine Auflösung dieses Wider- 
spruches verschwindet hinter dem Streben 
nach westlichen Werten. 

Indien präsentiert sich weltoffen und mo- 
dern. Doch die Offenheit wird schnell von 
tief verwurzelten patriarchalen Strukturen, 
dem Kastensystem und religiöser Fragen 
eingeholt. 


Das vierte Kapitel des Sammelbands 
fokussiert Geschlechtervielfalt ım patriar- 
chalen Indien unter der Überschrift 
»Allianzen. Liebe. Gender.«. Während 
sich Krishnan der Wirkmächtigkeit von 
sexualisierter Gewalt zur Unterdrückung 
von Widerstand widmet, beschreibt der 
Beitrag von Rangayan sowie die Vorstel- 


lung der Arbeit des Frauenzentrums Sahelı 
bildlich den langen Weg der indischen 
Lesbian-, Gay-, Bisexual- und Transgender- 
Community einerseits und der Frauenbewe- 
gung andererseits. Der Kampf um Autono- 
mie, körperliche Integrität und Mobilität 
eint die beiden Bewegungen formal im 
Kampf gegen die tief verwurzelte Vorurteile 
und Vorstellung vom maskulinem Vormund 
ım Auftrag staatlicher und familiäre Sicher- 
heit, legitimierter und verwerflicher Gewalt 


(155f). 


Die (Selbst-)Organisation von Arbeiter(- 
inn)en im informellen Arbeitsmarkt sowie 
der Protest gegen neoliberale Wirtschafts- 
und Sozialpolitik stehen im Zentrum von 
»Arbeit. Beschäftigung. Informalität.«. 
Den Beiträgen von Singh und Sampat wird 
am Beispiel der Monatszeitung Farıbadad 
Majood Samachar sowie der »24-Stunden- 
Gewerkschaft« CMM Leben eingehaucht. 
Die Beiträge verbildlichen das (Über)Le- 
ben, die alltäglichen Herausforderungen ım 
urbanisierten Indien. Ihr Kampf ist ein 
kollektiver. Mit partizipativer Demokratie 
und der Ablehnung von vorgefertigten 
Ideologien »wurden sich die Menschen 
ihrer Stärke bewußt und nahmen auch viele 
anderen Themen in Angriff« (29). 
Gemeinsames Denken und Handeln ist 
Ausdruck, Ausgang und Ziel eines neuen 
Arbeiter(-innen)bewußtseins für den Kampf 
um Rechte und Zukunftsperspektiven. 


Solidarisches Handeln manifestierte sich ım 
Widerstand gegen die Olympischen Spiele, 
gegen Atomkraftwerke, im Kampf gegen 
multinationale Unternehmen und für Ge- 
rechtigkeit nach der Bhopal-Katastrophe 
sind Gegenstand des sechsten Kapitels 
»Herausforderungen. Konfliktfelder. 
Widerstand und Hoffnungen.« 


Daran anknüpfend werden ım abschließen- 
den Kapitel »Solidarität. Aktivismus. 
Gesellschaft« ın den Beiträgen der lang- 
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jährige Kampf für Selbstachtung 
(Mahajan), den Bau eines Staudamms im 
Narmada-Tal (Dehli Solidarity Group) 
sowie für das Recht, Nein zu sagen (Dias) 
ausgeführt. Ihr Widerstand ist Zeuge eines 
Auf und Ab's der Erfolge und Rückschläge. 
Und auch wenn die Menschen jetzt »noch 
keine Lösungen [haben],wissen sie aber, 
dass es viele Möglichkeiten [für Widerstand 
und Allianzen mit anderen benachteiligten 
Gruppen] gibt!« (202) Ihr politischer 
Aktivismus wird genährt vom Bewusstsein 
um einen gemeinsamen Gegner und 
gemeinsame Ziele (305). 


Diskussion und Fazit 


Die Herausgeber(inne)n geben den Margi- 
nalisierten, mit einem Mix aus Interviews 
und Texten, eine Plattform. Mit dem 
vorgelegten Sammelband ermöglichen sie 
den Blick hinter den Vorhang eines sich 
modern präsentierenden Indiens. 

Sie greifen individualisierte, zersplitterte 
widerständige Praxen auf. Beispielhaft ste- 
hen sie für den Kampf darum, »die indische 
Politik tatsächlich dauerhaft beeinflussen 
zu können« (295), die Implementierung 
geltenden Rechts voranzutreiben und Kor- 
ruption nachhaltig zu begegnen. Angetreten 
mit dem Ziel einer Dokumentation, bleibt 
eine Analyse und Evaluation der Fort- 
schritte und Rückschläge leider aus. Die 
Leerstelle mag dem Fehlen eines struktu- 
rierten Austausches zwischen Parteien, 
Gewerkschaften und politisierter Bevöl- 
kerung geschuldet sein. Ein solcher Aust- 
ausch wird in verschiedenen Beiträgen des 
Sammelbandes angedeutet; zugleich wird er 
durch den Vertrauensverlust in den Staat, 
das Parteiensystem und gewerkschaftliche 
Organisationen verhindert. Offen bleibt 
auch, wie sich die Widerstände in Indien 
und anderswo aufeinander beziehen lassen. 
Eine Ausnahme bildet der Kampf um 
Ernährungssouveränität (vgl. Vıa 
Campesina). 
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Demonstration am 12. Dezember 
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Holzschnittartig wird das breite Spektrum 
der indischen sozialen Bewegungen 
beschrieben. Die Auswahl der Aktivist(- 
inn)en und Projekte wirkt wahllos, fasst 
jedoch einige an anderen Orten ausgeführ- 
ten (vgl. bspw. Heidrich 1997 und 1998, 
Fuchs 1999, Graswurzelrevolution 2000, 
Klas 2006, Heinrich-Böll-Foundation/Wide 
2010, Köhnen 2011), fragmentierte Proteste 
zusammen. Interessierte werden auf der 
Suche nach der Stimme der Marginalisier- 
ten, fern ab von namenhaften Netzwerken 
und NGOs, weitestgehend enttäuscht. Eine 
erfreuliche Ausnahme stellt der persönliche 
Beitrag von Rangayan (Kapiıtel 4) dar. Die 
bisher erfolgreiche Bewegung für das Recht 
auf Bildung und für das Recht auf Informa- 
tion — beide sind entscheidende Schlüssel 
zur Emanzipation marginalisierter Bevöl- 
kerungsteile — verbleiben blinde Flecken ım 
vorgelegten Sammelband. 

Die Beantwortung der Frage nach den 
Möglichkeiten und Grenzen einer transna- 
tionalen Auseinandersetzung um Strategien, 
interne und externe Machtpolitiken und 
Widersprüche bleibt den Leser(-inne)n 
überlassen. Als willkommene Ergänzung 
erschien unlängst »Aus den Ruinen des 
Empires. Die Revolte gegen den Westen 
und der Wiederaufstieg Asiens«i (Mishra, 
2013). Mishra analysiert darin die 
Abgrenzungsversuche Asiens gegenüber 
»dem Westen« bei gleichzeitiger Suche 
nach der eigenen Identität. 





Elina Fleig, Madhuresh Kumar, Jürgen C. 
Weber (Hg.): Speak Up! Sozialer Aufbruch 
und Widerstand in Indien, Assoziation A, 
März 2013, Kt., 300 Seiten. 
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Indien: Landesweite Streiks und Demonstrationen am 12.Dezember 


Der Artikel wurde vor den Demonstrationen geschrieben - einige Fotos zeugen vom Ausmaß der Bewegungen. 


Binnen zehn Monaten nach dem histori- 
schen zweitägigen landesweiten General- 
streik am 20.-21. Februar dieses Jahres 
bereitet sich die Arbeiterklasse Indiens 
wieder auf einen weiteren landesweiten 
Kampf vor, diesmal in Form eines gewal- 
tigen "Marsch aufs Parlament" am 12. De- 
zember. Alle elf Gewerkschaftsverbände 
(1), die während der vergangenen vier Jahre 
gemeinsam die Kampagne und Kampf um 
die Charta der zehn Forderungen geführt 
haben, haben zu diesem "Marsch aufs 
Parlament" aufgerufen. 


Die "Zehn Forderungen der Gemeinsa- 
men Gewerkschaftsbewegungen Indiens" 
lauten wie folgt: 


l. Konkrete Maßnahmen, um Preissteige- 
rungen einzudämmen; 


2. Strenge Durchsetzung des Arbeitsrechts; 


3. Einrichtung eines Nationalen Sozialver- 
sicherungsfonds auf Bundesebene, um für 
nichtorganisierte Arbeiter eine allgemeine 
Sozialversicherung zu bieten; 


4. Keine Leiharbeit bei Arbeiten von dauer- 
hafter bzw. ständig wiederkehrender Art; 
gleicher Lohn und Nebenleistungen für 
Leiharbeiter wie für festangestellte 
Arbeiter, welche die gleiche Arbeit leisten; 


5. Ein Mindestlohn von mindestens 10.000 
Rupien [rund 120 Euro] pro Monat, an den 
Verbraucherpreisindex gekoppelt; Ände- 
rung des Mindestlohngesetzes, um 
Allgemeingültigkeit, unbeachtet der 
Berufslisten, zu gewährleisten; 


6. Investitionsabbau der Unternehmen der 
öffentlichen Hand beenden; 


7. Konkrete Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen; 


8. Gesicherte Altersrente für alle; 


9. Alle Deckelungen von Lohnzahlungen, 
Anspruch auf Boni, Betriebsrenten und 
-versicherungen usw. abschaffen; 


10. Verpflichtung zur Registrierung von 
Gewerkschaften innerhalb von 45 Tagen, 
und sofortige Ratifizierung der ILO- 
Abkommen Nr. 87 und 98 (2). 


Der Aufruf wird von den meisten unabhän- 
gigen bundesweiten Dachverbände von 
Arbeitern und Angestellten aus anderen 
Sektoren, wie z.B. Versicherungsbranche, 
Banken, Landes- und Bundesministerien, 
Verteidigungswesen, Telekommunikation, 
usw. zur Gänze unterstützt. Große Protest- 
demonstrationen werden am gleichen Tag 
und mit den gleichen Forderungen bei den 
Bezirksleitungen im ganzen Land statt- 
finden. 


Tausende von ArbeitnehmerInnen, auch von 
weitentfernten Bundesländern, wie Assam, 
West Bengal, Kerala, Tamıl Nadu, Andhra 
Pradesh, Karnataka usw., haben schon 
Vorbereitungen getroffen, um nach Delhi zu 
kommen, indem sie jeden möglichen Zug 
nehmen, um an dem "Marsch" teilzuneh- 
men. Arbeiterinnen und Aushilfskräfte von 
Anganwadis [Kindersorgestätten], Sozial- 
und Gesundheitszentren, Mittagsessen- 
zusteller, Bauarbeiter, ZiegeleiarbeiterIn- 
nen, Leih- und Werksvertragsarbeiter in 
verschiedenen Branchen und Sektoren, 
PlantagenarbeiterInnen, Fischer - ja, 
Arbeiter und Angestellte aus allen Bundes- 
ländern und Branchen, aus großen Städten 
und abgelegenen Dörfern haben schon 
Pläne gemacht, wıe sie an jenem Tag die 
Bundeshauptstadt erreichen wollen 
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durch die herrschenden Klassen, ob wäh- 
rend der neuerlichen Wahlen zu den Län- 
derparlamenten, oder im Vorlauf zu den 
Wahlen zum Bundesparlament, die in 
wenigen Monaten anstehen, versucht hat, 
die Probleme der Arbeiter und des Volkes 
völlig zu ignorieren. Statt sich auf die 
täglichen Sorgen des Volkes, Preis- 
steigerungen, Arbeitsmarkt, Bildung, Ge- 
sundheit, usw. und die politischen Maßnah- 
men, die schuld an dessen mißliche Lage 
sind, zu richten, sind die Medien damit 
beschäftigt, »NaMo« gegen »RaGa« zu 
debattieren(3). 

Der "Marsch aufs Parlament" und die mo- 
natelange Kampagne um die Arbeiter und 
das Volk im ganzen Land zu erreichen ist 
ein Versuch, die echten Problemstellungen 
des Volkes in der Diskussion im Volk zu 
halten. Die Konzernmedien ziehen es viel- 
leicht vor, eine Vogel-Strauß-Einstellung 


2, gegenüber den Problemen des Volkes 


einzunehmen, aber die demokratischen 
Bewegungen können es nicht. 


erw Sie sind entschlossen, die Debatte über die 
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Was die ArbeiterInnen verärgert und ihre 
Entrüstung angefacht hat, ist das Fehlen 
irgendeiner Handlung der Regierung zu den 
Forderungen, die sie seit über vier Jahren 
ständig erhoben haben, gemeinsam in ver- 
schiedenen Formen und von allen Platt- 
formen aus. Das hat dazu geführt, daß der 
Premierminister selber bei der 45ten 
Sitzung der Indian Labour Conference, das 
höchste Forum von Arbeitgebern und 
-nehmern und Regierung im Lande, Öffent- 
lich zugegeben hat, daß die von den 
Gewerkschaften erhobenen Forderungen 
sich beziehen »auf das Wohlergehen nicht 
nur der arbeitenden Klassen, sondern auch 
des Volkes allgemein. Dazu gehören For- 
derungen, die nicht strittig sein können. 
Zum Beispiel kann niemand Forderungen 
nach konkreten Maßnahmen um die 
Inflation einzudämmen, Arbeitsmöglich- 
keiten zu schaffen, oder das Arbeitsrecht 
strikt anzuwenden, beanstanden.« Aber fast 
neun Monate nachdem der Premierminister 
diese Aussage gemacht hat, hat seine 
Regierung nichts Konkretes getan. 
Stattdessen steigen die Preise aller lebens- 
notwendigen Waren rasant; offene Arbeits- 
stellen nehmen weiter ab. und das Arbeits- 
recht wird weiterhin mißachtet, nicht nur 
ungestraft, sondern in manchen Bundeslän- 
dern mit der vollen Unterstützung der Ver- 
waltung und selbst der Regierungsspitzen. 
Noch schrecklicher ist die Tatsache, daß der 
ganze politische Diskurs in den Medien und 
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tagtäglichen Probleme der Menschen wäh- 
rend der Parlamentswahlen am Leben zu 


N erhalten, und den Kampf für eine Änderung 


der arbeiter- und volksfeindliche Politik ın 
den kommenden Tagen zu verstärken. 


Distanzierungsvermerk: Die hier geäußerten 
Ansichten sind die persönlichen Ansich-ten 
des Autors, und geben nicht notwendigerweise 
die Ansichten von Newsclick wieder. 

(1) Anmerkung des Übersetzers: In Indien 
gibt es nicht Einheitsgewerkschaften, sondern 
mehrere Gewerkschaftsverbände, die nach 
politischen Parteien und Strömungen 
ausgerichtet sind. 

(2) Anmerkung des Übersetzers: Betreffen 
Recht auf Gewerkschaftsorganisation und auf 
Tarifverhandlungen. 

(3) Anmerkung des Übersetzers:verspottende 
Bezeichnung für die Konzentrierung auf die 
Spitzenkandidaten der zwei größten Parteien, 
Narendra Modi von der Bharatiya Janata 
Party und Rahul Gandhi von der Congress 
Party. 


Quelle: http://newsclick.in/india/march- 


parliament-dec-12-trade-unions 
Übersetzer: Tim Slater, coorditrad 





Berichte über den Generalstreik in Indien 
am 20. und 21. Februar 2013: 
http://www.labournet.de/internationales/in 
dien/politik-indien/generalstreik-in-indien/ 


Die indischen Gewerkschaften der Linken 


http://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploa 
ds/pdfs/Themen/Ausland/Suedostasien/HO 
ELLEN Ind.pdf 











WTO-Konferenz in Balı 


Attac Deutschland: Bali-Paket ist Desaster 
für eine gerechte Welthandelsordnung 


07.12.2013 

Das globalisierungskritische Netzwerk 
Attac bewertet die Verabschiedung des so 
genannten Bali-Pakets bei der 9. Minister- 
konferenz der Welthandelsorganisation 
(WTO) als Desaster für eine gerechte 
Welthandelsordnung. 

Das Ergebnis seı insbesondere hinsichtlich 
des Zollwesens eindeutig zum Vorteil der 
Staaten des Nordens. Für die ärmsten Ent- 
wicklungsländer seien die Beschlüsse ım 
Wesentlichen unverbindliche Absichtserklä- 
rungen. 

Der Kompromiss bei den indischen Pro- 
grammen für Nahrungsmittelsicherheit 
zeige aber, dass durch den Druck sozialer 
Bewegungen gravierende Angriffe der 
Welthandelsorganisation auf soziale 
Regulierungen zumindest punktuell 
abgewendet werden könnten. 

"Trotz vieler Kompromissformeln nützt das 
Bali-Paket vor allem den Exportinteressen 
der Staaten des Nordens, besonders bei der 


Vereinfachung des Zollwesens", erklärte 
Alexis Passadakis vom bundesweiten Attac- 
Rat, der die WTO-Gespräche vor Ort auf 
Balı verfolgt hat. Nur die Regeln dieses Be- 
reichs seien rechtsverbindlich und könnten 
vom WTO-Schiedsgericht sanktioniert wer- 
den. Für die ärmsten Länder blieben vor 
allem unverbindliche Versprechen übrig, 
wie die skandalösen Baumwollsubventio- 
nen regelmäßig in der WTO zu behandeln. 
"Es ist fatal, dass mit dem Bali-Paket die 
Tür für eine künftige Liberalisierungsrunde 
aufgeschlossen wurde und der WTO eine 
neue Dynamik verliehen wird. Die WTO- 
Konferenz demonstriert den Zynismus der 
Handelspolitik von Europäischer Union 
und den USA, die auf menschenrechtliche 
Fragen wie im Fall der indischen Ernäh- 
rungssicherheitsprogramme nur unter 
massivstem Druck Rücksicht nimmt", 
resümierte Passadakis. Zudem sei gezeigt 
worden, wıe dysfunktional die Regeln der 
WTO seien. Sozialökologische und 


menschrechtliche Regeln würden nur als 
Handelshemmnisse wahrgenommen 
werden. 


Dass es immerhin zu einem Kompromiss 
bei den indischen Programmen für Nah- 
rungsmittelsicherheit gekommen ist, ist 
nach Ansicht von Attac ein Erfolg sozialer 
Bewegungen weltweit, aber insbesondere 
der indischen Organisationen, die sich für 
Ernährungssicherheit einsetzen. Bei den 
Verhandlungen im Vorfeld in Genf hatte 
sich die indische Regierung bereits auf ein 
vıerjähriges Klagemoratorium gegen ihr 
Ernährungsprogramm eingelassen. Doch 
während des Flugs der indischen Unter- 
händler nach Balı erhob sich ein Protest- 
sturm sozialer Bewegungen des Subkonti- 
nents. "Erst unter dem Druck einer kriti- 
schen Öffentlichkeit hat die Regierung 
Indiens zu ihrer Verteidigungshaltung ihrer 
Ernährungssicherheitsprogramme 
gefunden", analysıerte Alexis Passadakis. 


Mehr zu den Ergebnissen und zur Einschätzung dieser Konferenz: 
http://ag- friedensforschung. u html 





en -emergency-we-need-to-dismantle-the-wto-and-the-free-trade-regime 
The Global Unions have launched their Statement to the 9th WTO Ministerial Conference 





http: ab. org/content/beyond-bali-dangers-posed-post-bali-economic-agenda 


SiG-Artikel zur Einschätzung und Kritik der WTO: SiG 78 http://sandimgetriebe.attac.at/8465.html ; 


Eine Liste der anderen SiG- Artikel steht hier: http “/ / sandimget riebe.attac. at/ 10305.html 


Es lohnt sich, wahrzunehmen, was im Koalitionsvertrag zur WTO steht. 


Abbau von Handelshemmnissen 

Wir werden auf eine starke Rohstoffstra- 
tegie auf europaischer Ebene und die aktive 
Vertretung deutscher und europäischer 
Rohstoffinteressen in der WTO und G20- 
Runde hinwirken. Es gilt, tarifare und 
nicht-tarifare Handelshemmnissen bei Roh- 
stoffen abzubauen und im Rahmen der Ent- 
wicklungspolitik Umwelt- und Sozialstan- 
dards im auslandischen Rohstoffabbau zu 
verbessern. 


Wir setzen uns ein für den Schutz globaler 
Offentlicher Guter und für gerechte Welt- 
handelsbedingungen. Deshalb streben wır 
insbesondere einen entwicklungsorientier- 
ten Abschluss der WTO-Welthandelsrunde 
und einen fairen Interessenausgleich mit 
den Entwicklungsländern an. Das muss 
auch für den weltweiten Agrarhandel 
gelten. Wir wollen die Arbeitsbedingungen 
in den Entwicklungslandern verbessern. 


Wir setzen uns für verbindlich festgeschrie- 
bene, international anerkannte menschen- 
rechtliche, okologische und soziale Min- 
deststandards wie der ILO-Kernarbeits- 
normen ein. Wir setzen uns deshalb für die 
Aufnahme dieser Standards in allen Han- 
delsabkommen der EU eın. 


Hier der ganze Text: 
http://www.welt.de/politik/article122306476/Das- 
ist-der-Koalitionsvertrag-im-Wortlaut.html 


Wir werden in den nächsten Nummern auf die Ergebnisse dieser WTO-Konferenz und insbesondere auf die Frage der 


Ernährungssouveränität eingehen, aber auch auf eine alternative Handelspolitik: 


- die Praxis von ALBA in Südamerika (s. http://sandimgetriebe.attac.at/5140.html ), 
- die im Rahmen der UNO ausgearbeitete Havanna Charta (1948), die von den USA nicht ratifiziert wurde. 


http://www.wto.org/french/docs_f/legal_f/havana_f.pdf 
- Alternatives Handelsmandat, s. SiG 106, http://sandimgetriebe.attac.at/10683.html 
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TTIP 


Handels- und Investitionspartnerschaft zwischen der EU und den USA 


Werner Rügemer: TTIP - ein Instrument gegen elementare Arbeitsrechte 


Wenn es um Arbeitnehmerrechte geht, sind 
die USA ein denkbar schlechter, ja ein 
gefährlicher Verhandlungspartner. 


Auf der Basis der Menschenrechte hat die 
Internationale Arbeitsorganisation ILO 
(1) acht Kernnormen beschlossen. 


Die USA haben die folgenden Normen 
NICHT ratifiziert: 

l. Die Koalitionsfreiheit, also auch das 
Recht der Beschäftigten, sich frei zu 
organisieren, etwa in Gewerkschaften; 

2. Recht auf kollektiv verhandelte 
Tarifverträge; 

3. Abschaffung der Zwangs- und 
Pflichtarbeit allgemein, vor allem wegen 
des Einsatzes von Häftlingen für private 
Unternehmen; 

4. Gleicher Lohn für gleiche Arbeit von 
Mann und Frau; 

5. Mindestalter für den Eintritt in ein 
Arbeitsverhältnis; 

6. Verbot der Diskriminierung in der 
Arbeitswelt wegen Rasse, Hautfarbe, 
Geschlecht, Religion, politischer Meinung, 
nationaler und sozialer Herkunft. 


Die USA haben lediglich die folgenden 
zwei ILO- Normen ratifiziert: 

7. Abschaffung der Zwangsarbeit als 
Disziplinarmaßnahme, 

8. Abschaffung der schlimmsten Formen 
der Kinderarbeit, wobei nicht Kinderarbeit 
überhaupt verboten wird, sondern nur die 
Beschäftigung von Kindern als Soldaten, 
Prostituierte, im Drogenhandel und in der 
Pornografie. 


Transatlantische Sonderzonen 


In den USA haben inzwischen 25 von 50 
Bundesstaaten so genannte "Right to 
work"- Gesetze (2) implementiert, die Ge- 
werkschaftsrechte z.T. drastisch einschrän- 
ken. Deutsche und europäische Unterneh- 
men lagern seit den 1990er Jahren verstärkt 
Produktionsstätten in eben diese Right-to- 
Work-Staaten aus, um von Tarif- und 
Mitbestimmungsfreiheit zu profitieren. (3) 


Die Staaten der EU haben zwar die meisten 


Normen der ILO ratifiziert, halten sich aber 
in abnehmendem Maße daran. 

Bei den „Rettungsmaßnahmen“ der EU für 
Griechenland, Spanien, Italien und Portugal 
setzt die EU zusammen mit dem Internatio- 
nalen Währungsfonds (IWF) Menschen- 
rechtsnormen außer Kraft, etwa wenn 
Tarifverträge aufgelöst, Lohnsenkungen 
verordnet und Streiks erschwert werden. 
Nach unserer Einschätzung sind es auf 
beiden Seiten des Atlantiks genau diese 
Staaten mit verschärften Arbeitsbedingun- 
gen und schwacher Verhandlungsposition 
der Arbeitnehmerschaft, die für Produktion- 
sverlagerungen interessant sind. 





Gute Arbeit statt irgendwelcher Jobs 

Die Initiatoren und Fürsprecher des trans- 
atlantischen Abkommens versprechen uns 
vor allem "Jobs". Wir werden bei diesem 
Wort hellhörig. Gemeint sınd ungesicherte 
Tätigkeiten - gerne zu Niedriglohnbedin- 
gungen, oft in Teilzeit und befristet. Hinter 
den versprochenen Jobs dürfte lediglich 
eine weitere Umwandlung von ordentlichen 
Arbeitsstellen in solche Gelegenheitsarbeit 


stehen, wie sie in Deutschland seit 2003 
durch die Hartz-Gesetze gefördert wird. 
Was wir dagegen für die Zukunft brauchen, 
sınd faire Löhne für gute Arbeit ın gesicher- 
ten und demokratischen Verhältnissen. 


TTIP nicht mit uns 


Elementare Arbeitsrechte und gesicherte 
Arbeitsverhältnisse stehen in Europa wie 
den USA seit Jahren unter Druck. Dieser 
Trend würde sich durch das TTIP weiter 
verschärfen. In privaten Schiedsgerichten 
könnten multinationale Konzerne dann z.B. 
gegen einen gesetzlichen Mindestlohn 
klagen, weil er ıhre Investition behindert. 


Deshalb fordern wir den Stopp der 


Verhandlungen zur transatlantischen 
Freihandelszone! 


(1) ILO, International Labour Organisation, 
Unterorganisation der UNO 

(2) "Right to work" bedeutet nicht etwa 
"Recht auf Arbeit", sondern das Recht des 
Individuums, unbehelligt von Tarifverträgen, 
Gewerkschaften oder z.B. Streikaufrufen zur 
Arbeit zu gehen. Solche Gesetze gelten 
momentan in folgenden US- Bundesstaaten: 
Alabama, Arizona, Arkansas, Florida, 
Georgia, Idaho, Indiana. Iowa, Kansas, 
Louisiana, Michigan, Mississippi, Nebraska, 
New Jersey, Nevada, North Carolina, North 
Dakota, Oklahoma, South Carolina, South 
Dakota, Tennessee, Texas, Utah, Virginia, 
Wyoming. 

(3) so BMW, Mercedes-Benz, VW, Thyssen- 
Krupp. 


Mehr dazu: http://arbeitsunrecht.de 


Campact Aufruf: TTIP: Verkauft nicht unsere Zukunft! 


Das geplante Freihandels-Abkommen TTIP zwischen der EU 


noch mehr Macht. 


und den USA dient den Interessen der Konzerne und nicht uns 


Bürger/innen: 


- TTIP untergräbt die Freiheit: Es droht noch umfassendere 
Überwachung und Gängelung von Internetnutzern. Exzessive 


- TTIP höhlt Demokratie und Rechtsstaat aus: Ausländische 
Konzerne können Staaten künftig vor nicht Öffentlich tagenden 
Schiedsgerichten auf hohe Schadenersatzzahlungen verklagen, 
wenn sie Gesetze verabschieden, die ihre Gewinne schmälern. 


- TTIP öffnet Privatisierungen Tür und Tor: Das Abkommen 
soll es Konzernen erleichtern, auf Kosten der Allgemeinheit 
Profite bei Wasserversorgung, Gesundheit und Bildung zu 
machen. 


- TTIP gefährdet unsere Gesundheit: Was in den USA erlaubt 
ist, würde auch ın der EU legal — so wäre der Weg frei für 
Fracking, Gen-Essen und Hormonfleisch. Die bäuerliche 
Landwirtschaft wird geschwächt und die Agrarindustrie erhält 
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Urheberrechte erschweren den Zugang zu Kultur, Bildung und 
Wissenschaft. 


- TTIP ist praktisch unumkehrbar: Einmal beschlossen, sind 
die Verträge für gewählte Politiker nicht mehr zu ändern. Denn 
bei jeder Änderung müssen alle Vertragspartner zustimmen. 
Deutschland allein könnte aus dem Vertrag auch nicht 
aussteigen, da die EU den Vertrag abschließt. 


Daher fordere ich: Beenden Sıe die Verhandlungen über das 
TTIP-Abkommen! 


https://www.campact.de/ttip/appell/teilnehmen/ 
(250 000 Unterschriften innerhalb von 5 Tagen) 
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Attac Österreich: Handelsabkommen EU-USA: 93 Prozent der Treffen mit Konzernen 


Am 16.Dezember werden in Brüssel die 
Verhandlungen zum Handelsabkommen 
EU-USA fortgesetzt. Während die Parla- 
mente und die Zivilgesellschaft nicht 
eingebunden sind (1), hofiert die EU- 
Kommission die großen Konzerne. Die EU- 
Kommission bestätigte, dass im Vorfeld der 
Verhandlungen 93 Prozent der Gespräche 
mit VertreterInnen von Großkonzernen und 
deren Lobbys stattfanden. (2) 


„Das ganze Projekt ist eine breit angelegte 
Attacke gegen soziale Rechte, Umwelt und 
Demokratie‘, warnt Alexandra Strickner 
von Attac Österreich. 


Attac fordert den sofortigen Abbruch der 


undemokratischen Geheimverhandlungen. 
Strickner: „Die europäische Bevölkerung 


hat ein Recht darauf zu erfahren, was in 
ihrem Namen verhandelt wird. Solange 
nicht alle Verhandlungsdokumente öffent- 
lich sind, müssen die Verhandlungen 
gestoppt werden“. Handelspolitik müsse 
demokratisch und transparent stattfinden — 
abseits des dominierenden Einflusses 
großer Konzerne. 


Finanzlobbys wollen Regulierungen 
aushebeln 


Aufgrund des aggressiven Lobbyings der 
Finanzwirtschaft wıll die EU auch Finanz- 
dienstleitungen verhandeln. Da Finanzregu- 
lierungen dann als „Handelshemmnisse“ 
gelten, könnten sie auf Druck der Finanz- 
lobbys verhindert oder sogar rückgängig 
gemacht werden. Dies betrifft etwaig nötige 
Kapitalverkehrskontrollen, eine angemesse- 
ne Besteuerung des Finanzsektors oder ef- 
fektive Antigeldwäschevorschriften. Auch 
Beschränkungen für Rohstoffhändler an 
Terminbörsen könnten von Investoren 
angegriffen werden. Die Deutsche Banken- 
branche hat selbst dargestellt, dass sıe über 
das Abkommen US-Vorgaben beseitigen 
will, die verhindern sollen, dass Banken zu 
groß zum Pleitegehen sind (3) „Das 
Abkommen gefährdet die bisher ohnehin 
unzureichenden Bemühungen Banken und 
Finanzmärkte stärker zu regulieren“, warnt 
Strickner. 


Attac warnt zudem vor Klagsrechten für 


Investoren, die Teil der Verhandlungen sind. 


Diese erlauben es, dass Konzerne Staaten 
vor internationalen Gerichten aufgrund von 
Sozial-, Gesundheits- oder Umweltschutz- 
gesetzen verklagen, wenn diese ihre 
geplanten Profite bedrohen. Das von den 
Befürwortern prognostizierte „sagenhafte“ 


und einmalige Wachstum von 0,1 bis 0,5 
Prozent werde — wenn überhaupt - nur 
wenigen „Big Playern“ zugute kommen. 
(1) Das Handelsmandat der EU-Kommission 
ist weiterhin geheim. Das Europäische Parla- 
ment wird bei den Verhandlungen lediglich 
informiert und ist zur Geheimhaltung ver- 
pflichtet. Ist Abkommen ausverhandelt, darf 
es dem vorliegenden Vertrag nur zur Gänze 
zustimmen oder ihn ablehnen. Nationale 
Parlamente werden nur eingebunden, wenn 
ihre Kompetenzen vom Abkommen erfasst 
werden. 


(2) Liste der Gespräche: http://bit.1y/lbxYgYc 
Siehe auch: 
http://corporateeurope.org/trade/2013/09/euro 
pean-commission-preparing-eu-us-trade-talks- 
119-meetings-industry-lobbyists 


(3) Siehe: "As regulators and banking 
associations from the EU, Germany as well as 
other countries have stated, the October 2011 
Volcker Rule implementation proposal is 
much too extraterritorially burdensome for 
non - US banks and discriminates against 
issuance of non-US government bonds.“ 


http://ec.europa.eu/enterprise/policies/internati 
onal/cooperating-governments/usa/jobs- 
srowth/files/consultation/regulation/7- 
association-of-geman-banks_en.pdf 








Pelzig sagt Aufklärerisches zum Freihandelsbekommen USA-EU, ın 3 Minuten!! 
Dieses Freihandelsabkommen, das die Wirtschaft und die Gesellschaft umkrempeln wird, so es denn zustande kommt, wird im 
Koalitionsvertrag nur in drei Sätzen erwähnt. Von Politikern ist nichts zu erwarten - eher noch von Kaberettisten! 

http://www.youtube.com/watch?v=LEsHcjFfCjE&feature=youtu.be 





Attac Deutschland: http://www.attac.de/kampaenentittip/freihandelsfalle-ttip/ 





SıG, 2006: ( Die transatlantische Freihandelszone ist auf dem Weg — und der Widerstand ?http://sandimgetriebe.attac.at/4947.html), 
2013: Nr. 104 (http://sandimgetriebe.attac.at/10609.html) und 106 (http://sandimgetriebe.attac.at/10684.html ). 














'CETA 


DON’T LET CORPORATIONS MAKE THE RULES 


Um die 100 Organisationen (u. a. Attac 
Ouebec, Attac Spanien, Attac Frankreich, 
Aquattac) haben ihre Ablehnung dieses 
Abkommens bekräftigt (s. unten). 

In Kanada wurde eine Petition an die 
Nationalversammlung initiert 
(http://www.quebec.attac.org/spip.php? 
article1028 ). Denn dieses Abkommen muss 
durch die Nationalversammlung ratifiziert 
werden, um in Kraft zu treten. 


Am 18. Oktober 2013, gaben der Präsident 
der Europäischen Kommission Jose Manuel 
Barroso und der Kanadische Premierminister 
Steven Harper die Einigung auf die Verhand- 
lungen zu einem EU-Kanada Umfassenden 
Wirtschafts- und Handelsabkommen (CETA) 
bekannt. Dieses Freihandelsabkommen 


"nächster Generation" wird ein 
umstrittenes und unnötiges Investitions- 
Schutz-Kapitel und ein Investor-Staat 
Prozessverfahren (ISDS) beinhalten, das eine 
wachsende Anzahl von Ländern aus guten 
Gründen ablehnt. 


Diese maßlosen Schutzmaßnahmen für Kon- 
zerne, eingebaut in tausenden von Investi- 
tions-Verträgen und Freihandels-Abkommen, 
dienen keinem sozialen oder wirtschaftlichen 
Zweck außer der Unterminierung unsere 
demokratischen Rechte über die öffentliche 
Politik zu entscheiden und der Regulation von 
Anliegen öffentlicher Bedeutung. 

Trotz alledem werden die Verhandlungen 
aufgrund der Harper-Barroso-Einigung vom 
18. Oktober über den Investitionsschutz und 
ISDS fortgesetzt. 
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Stop CETA (Freihandelsabkommen 
EU-Kanada) 


Wir appellieren an die Europäischen und die 
kanadische Regierung auf allen Ebenen (z.B. 
Mitgliedsstaaten, Provinzen, Kommunen, 
Landes- und Europaparlament) gegen die 
Aufnahme dieser extremen Investor-"Rechte" 
in das CETA(Abkommen) zu protestieren: (...) 


http://www.quebec.attac.org/spip.php? 
articlel046 (auf französisch) 
http://corporateeurope.org/trade/2013/11/eu- 
canada-trade-agreement-more-100- 
organizations-oppose-dangerous-investor- 
rights (auf englisch) 

(die gesamte Übersetzung erscheint noch in 
diesem Jahr unter SiG-,, Aktuelle Artikel‘) 

s. auch weitere Hinweise zu diesem wenige 
bekannten Freihandelsabkommen in SiG 106, 


http://sandimgetriebe.attac.at/10684.html 














Klimakonferenz in Warschau: The same procedure as every year?! 


Walden Bello 
Philippinen 
Yolanda: the Messenger 


(...) During the Doha negotiations last 
year, one of the leaders of the Philippine 
delegation cried when he pointed to the 
ravages inflicted on Mindanao by Pablo. It 
was a moment of truth for the climate talks. 
This year, our delegation must convert 
tears into anger and denounce the big 
climate polluters for their continued 
intransigence against taking the steps 
needed to save the world from the 
destruction that their carbon-intensive 
economies have unleashed on us all. 
Perhaps, the best role our delegation can 
play is by adopting unorthodox tactics, like 
disrupting the negotiations procedurally to 
prevent the conference from falling into the 
familiar alignment of the rich North versus 
the Group of 77 and China, a configuration 
that guarantees a political deadlock even 
as the world hurtles towards the four 
degree plusworld that the World Bank has 
warned will be a certainty without a 
massiveglobal effort to prevent it. 


http://www.tni.org/article/volanda- 
messenger 





"COP19 climate capture statement" - 
gegen den massiven Einfluss der 
Kohleindustrie und großer Konzerne auf 
den Klimagipfel http://scrap-the- 
euets.makenoise.org/cop19-statement/ ; 
diese Erklärung wurde u.a. von attac 
Deutschland, attac Frankreich und attac 
Österreich unterschrieben. 











Die Proteste in Warschau: 


Insgesamt 4000 Demonstranten, 


news.de/2013/kw46/Vvielfaeltige-bunte-und- 
entschlossene-aktionen-am-internationalen- 
umweltkampftag-...-bei-der-demonstration-in- 
warschau 

und auch zu Polen: Greenpeace besetzt ein 
Ministerium: 


http://www.koalicjaklimatyczna.org/lang/ang/ 
page/Coalition 
%20news/id/45/view/poland_can_cut_coal_de 
mand_by_half by_2030/ 


Bericht (leider auf französisch) 


http://www.rtbf.be/video/detail_varsovie- 
manifestation-autour-de-la-conference-pour-le- 
climat? 
id=1870188&utm_source=rss&utm_medium=feed 





S. auch: http://www.neues- 
deutschland.de/artikel/915233.die-luft-ist- 


raus.html ‚In Australien demonstrierten bis 
zu 60 000 Menschen gegen die konservati- 
ve Regierung von Premier Tony Abbott, die 
sich nach Meinung der Demonstranten zu 
wenig für den Schutz des Klimas einsetze." 





EnergieWende Jetzt! 
Demonstration am 30.11. in Berlin 


Reden und Moderation zum Nachgucken: 


www.youtube.com/watch? 
v=1n7ADaTDZ5w&list=PLprZIS71ZZSXpn6 
g6SkvTjEcu4P_OIKFZ 


Und natürlich auch hier: 
http://www.energiewende-demo.de 











Einschätzung über die 
Klimakonferenz und über die 


Proteste: 


http://www.klimaretter.info/dossiers/klimagipf 
el-warschau/hintergruende/15058- 
umweltprotest-in-polen-erwacht 
http://www.klimaretter.info/dossiers/klimagip 
fel-warschau/nachrichten/15074-gsaubere- 
kohle-gibt-es-nichtq 
http://www.climatenetwork.org/ 


Wer sagt denn, dass Klimagipfel nichts 
bringen. Ein paar tausend Euro haben die 
10.000 Teilnehmer der Warschauer 
Konferenz in dieser Woche für die Opfer 
der Taifun-Katastrophe gespendet, die just_ 
zu Gipfelbeginn über die Philippinen 
hereinbrach. Münzgeld und meist kleine 
Scheine steckten sie in Sammelkästen, die 
eine Hilfsorganisation am Eingang zum 
Tagungszentrum aufgestellt hatte. Geld, das 
beim Bezahlen am Kaffeestand übrig 
geblieben war, polnische Zloty, die die 
Delegierten nicht mehr brauchen, wenn sie 
jetzt wieder zurück in ihre 196 
Heimatländer fliegen. Dass es nur ein paar 
tausend Euro wurden, ist peinlich. Aber das 
Ergebnis passt perfekt. Nicht für die Opfer_ 
der Katastrophe natürlich, für die reichen 
auch die zig Millionen nicht, die sonst 
weltweit von Bürgern und Regierungen 
gespendet worden sind. Aber es passt, weil 
es ein Sinnbild ist für das 
Auseinanderklaffen zwischen den hohen 
Ambitionen der Klimaverhandler und den 
mickrigen Ergebnissen, die sie zustande 
bringen. (Joachim Wille, 


http://www.klimaretter. info/meinungen/kom 
mentare/15144-auf-der-titanic-in-warschau 


Pablo Solon: everyone must accept binding climate commitments 


Common sense 

First, define the target: global emissions 
of much more less than 44 GT of CO2e by 
2020. 

Second, divide that amount between the 
world population in 2020 (around 7.6 
billion). That is 5.7 tons of CO2e per 
capita by 2020. 

Third, apply the principles of the 
convention (historical responsibility, 
CBDR and equity) to that per capita 
number. This will give different targets of 
per capıta emissions for each country. 
Those who carry more historical 
responsibility wıll have to do more and 
those with less historical responsibility will 
have more space for development, but all 
together will guarantee that the world is 
below 44 GT of CO2e by 2020. 

There should not be a pledge and review 


system for anybody. No one is exempt. 
Everybody has to adopt binding 
commitments. Some do much more, some 
do less, some can increase emission for 
some years but its clear when they will 
reduce and by how much. 

And in order to guarantee these binding 
commitments we need to strengthen the 
compliance system with some kind of 
climate justice trıbunal and sanctions. 
Here the Common But Differentiated 
Responsibility (CBDR) principle should 
also be applied. Strong sanctions for 
historical emitters, moderate sanctions for 
others and very light sanctions for the least 
responsible. (http://www.rtcc.org/2012/12/03/the- 
rtec-climate-change-a-z/) 

In other words the principles of the 
convention have to be preserved but not 
understood as if only one side has binding 
commitments and the other side can do 


what they want. At this stage of the climate 
crisis we all have to commit with figures on 
the table to be below the 44 GT of CO2e by 
2020. 

Carbon “omissions’: Another important 
issue is the outsourcing of emissions of 
developed countries. One third of China’s 
emissions are consumed in the “developed” 
world. To be fair and equitable the per 
capita emissions should take into account 
the consumption and not only production of 
green house gas emissions, because many 
developed countries can simply outsource 
their emissions. 

(...) The “right to development” is the 
right to attend to the fundamental needs of 
the population following a very different 
kind of development than the current 
capitalist way that doesn’t take into account 
the limits of the Earth. 


Pablo Solon is Executive Director of Focus on the Global South, and a former ambassador of the Plurinational State of Bolivia to the United_ 


Nations. Photo from UNFCCC Flickr, http://focusweb.org/content/pablo- 
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solon-everyone-must-accept-binding-climate-commitments 





Energiewende von oben?! 


Joachim Wille: Das Gegenteil von Energiewende 


Einmal tief Luft holen, bitte. "Die 
Energiewende ist ein richtiger und 
notwendiger Schritt auf dem Weg in eine 
Industriegesellschaft, die dem Gedanken 
der Nachhaltigkeit und der Bewahrung der 
Schöpfung verpflichtet ist." 

So lautet der erste Satz im Energiekapitel 
des schwarz-roten K.oalitionsvertrags. Das 
ist so wahr, dass man kaum glauben kann: 
Das haben nicht die Grünen geschrieben, 
sondern die Großkoalitionäre in spe. Die 
Energiewende ist Fortschrittsmotor, macht 
unabhängig von Energieimporten, sichert 
Arbeitsplätze, stärkt den Wohlstand, muss 
konsequent und planvoll fortgeführt 
werden. So lautet die Öko-Lyrik. 


Nur leider: Sie passt nicht zum Rest des 
Kapitels. Schwarz-Rot steigt bei der 
Energiewende mit vollem Gewicht auf 
die Bremse. 


Wer nur die Überschriften liest, merkt es 
nicht. Schwarz-Rot behauptet, am Klima- 
schutz-Oberziel für das aktuelle Jahrzehnt 
festzuhalten, das auch die früheren Bundes- 
regierungen angepeilt hatten: Bis 2020 soll 
der CO2-Ausstoß um 40 Prozent gesenkt 
sein, gemessen am Basisjahr 1990. Doch 
das ist das Papier nicht wert, auf dem es 
steht. Es ist nur zu schaffen, wenn die 
künftige Regierung in drei Feldern mutig 
mit klaren, ambitionierten Zielen und ent- 
sprechender Förderung vorangeht -- beim 
Ausbau des Ökostrom-Anteils, bei der 
Energiewende ım Wärmesektor und bei der 


Energieeffizienz generell. Doch die 
schwarz-rote Koalition, wenn sie nicht von 
den SPD-Mitgliedern noch gestoppt wird, 
kann das nicht tun. Denn der jetzt vorlie- 
gende Vertrag schließt es aus. 


(...) So sind die neuen Ausbauziele beim 
Ökostrom sogar schlechter als diejenigen, 
die die noch amtierende schwarz-gelbe 
Bundesregierung vertrat. Der schwarz-rote 
Vertrag verschleiert das zwar, indem er die 
Zıeljahre verschiebt. Statt für 2020 und 
2030 nennt er Werte für 2025 und 2035. 
Doch die Analyse ergibt, dass das Ausbau- 
tempo für Wind-, Solar- und Biomasse- 
Energie um etwa ein Drittel gegenüber dem 
bisherigen Fahrplan gesenkt wird. Noch 
festzulegende "Korridore" sollen verhin- 
dern, dass der Ökostrom-Anteil zu schnell 
wächst. 


Ähnlich brachial haben die Schlussredak- 
teure des Vertrags um Merkel und Gabriel 
die überfällige "Wärmewende" gekappt. 
Die geplante steuerliche Förderung der 
Gebäudesanierung, von Experten dringend 
gefordert, wurde gestrichen, ebenso die 
Aufstockung des "Marktanreizprogramms", 
das etwa Solar- und Holzheizungen fördert. 
Auch der "Nationale Aktionsplan Energie- 
effizienz" stürzte ins Unverbindliche ab. Er 
sollte helfen, die Voraussetzung jeder 
echten Energiewende endlich voranzubrin- 
gen -- die sparsamere Energieverwendung. 
Die Experten von Union und SPD hatten 
dafür 500 Millionen Euro vorgesehen. Die 


wurden erst auf 300 Millionen rasiert, und 
nun gibt es nur noch "vorzusehende Mittel". 
Konsequenterweise kippten Merkel und Co. 
dann auch noch das von der SPD ge- 
wünschte verbindliche "Klimaschutz- 
gesetz". 


Das Ergebnis dieser "Neujustierung" der 
Wende ist ihr Gegenteil: Es handelt sich um 
eine Bestandsgarantie für die fossile Ener- 
giewirtschaft und die bisher marktbeherr- 
schenden Konzerne bis weit in die nächsten 
Jahrzehnte hinein. Deren Lobbyisten haben 
ganze Arbeit geleistet. Wenn das Ergebnis 
nicht so fatal wäre, man müsste sagten: Hut 
ab! Schwarz-Rot stellt ihnen nicht nur neue 
Subventionen für ıhre alten Kohlekraftwer- 
ke ın Aussicht. Ihnen kommt auch die 
geplante verbindliche Direktvermarktung 
des EEG-Stroms beı neuen Anlagen und die 
zukünftige Ausschreibung neuer regenerati- 
ver Erzeugungskapazitäten entgegen. 
Zudem wurde die lukrative Förderung für 
die extrem teure, nur von Großunternehmen 
zu stemmende Offshore-Windenergie noch 
einmal verlängert, während ausgerechnet 
der Ausbau der dezentralen, vergleichs- 
weise preiswerten Windkraft an Land 
rasiert werden soll. (...) 


http://www.fr-online.de/energie/leitartikel- 
zum-koalitionsvertrag-das-gegenteil-von- 


energiewende, 1473634.25456522.html 
Frankfurter Rundschau, Freitag den 


29.11.2013 


Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. 
Was die Sprache der Großkoalitionäre verrät 


Im schwarz-roten Koalitionsvertrag gibt es 
einen Satz, der die Abhängigkeit der betei- 
listen Spitzenpolitiker von der konventio- 
nellen Stromwirtschaft in peinlicher Weise 
bloslegt. Der Satz lautet: "Die konventio- 
nellen Kraftwerke (Braunkohle, Steinkohle, 
Gas) als Teil des nationalen Energiemixes 
sind auf absehbare Zeit unverzichtbar ...". 


Hier wird ein unhaltbarer Zustand 
emotionslos in seiner angeblichen 
Unabänderlichkeit geschildert - ohne 
Ausblick auf wünschenswerte Veränderun- 
gen. Die gewählte Formulierung leugnet 
jede gestalterische Verantwortung und ist 
damit eine Bankerotterklärung des politi- 
schen Gestaltungswillens. Im Hintergrund 
schwingt allenfalls ein gewisses Bedauern 
mit, etwa der Art "daran kann man nun 


leider nichts ändern. Wir sind für diese 
Angelegenheit nicht verantwortlich." 


Wie "verantwortungslos" im wörtlichen 
Sinne dieser Satz ist, zeigt sich vielleicht 
besser, wenn man bedenkt, was eigentlich 
vereinbart werden müsste; warum steht im 
Koalitionsvertrag NICHT: "Wir werden alle 
geeigneten Maßnahmen ergreifen, den 
klimaschädlichen CO2-Ausstoß insbeson- 
dere aus Braunkohle- und Steinkohlekraft- 
werken so rasch wie möglich zu vermin- 
dern." 

Diese alternative Formulierung ließe immer 
noch die Möglichkeit des Scheiterns offen, 
verbaut aber nicht von vornherein jeden 
Versuch zu einer Änderung der 
Verhältnisse. 
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Wenn die Energiepolitik nun ein Punkt 
unter vielen anderen gleichwertigen 
Punkten wäre, so könte man es schließlich 
dabei belassen, doch ein gleichwertiger 
Punkt neben anderen Potitikfeldern ist 
Energiepolitik keineswegs. Nicht ohne 
Grund warnt das vor wenigen Tagen 
veröffentlichte Gutachten des Sachverstän- 
digenrats für Umweltfragen dringend vor 
einem Weiterbetrieb der Braunkohlekraft- 
werke, weil damit der Klimawandel erheb- 
lich beschleunigt wird. Was Klimawandel 
tatsächlich bedeutet, haben uns die Erei- 
gnisse auf den Philippinen, die Elbeflut, die 
Orkane an der Nordsee und die Hagel- 
schläge ın Süddeutschland mehrfach 
gezeigt. 


Appell der Naturfreunde Deutschlands an die Bundeskanzlerin: 
Auflösung von EURATOM! 


Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin Merkel, 


die Förderung, der Bau und die Nutzung von 
Atomkraftwerken haben in eine energiepoliti- 
sche Sackgasse geführt. Die schreckliche 
Katastrophe von Fukushima und die jahrzehn- 
telange Arbeit der Anti-Atom-Bewegung 
ermöglichten erst den Atomausstieg in 
Deutschland. 

Nur in 16 von 27 EU-Mitgliedsstaaten werden 
heute Atomkraftwerke betrieben. Drei Staaten 
haben darüber hinaus einen Ausstieg aus der 
Atomenergie beschlossen. Trotzdem gilt für 
alle Staaten, die Mitglied der Europäischen 
Union sind, weiterhin der EURATOM- 
Vertrag. 

Um eine grundsätzlich neue Energiepolitik ın 
Deutschland und Europa zu ermöglichen, ist 
es wichtig, EURATOM aufzulösen. Dieser 


1957 geschlossene Vertrag stellt die Förde- 
rung der Atomtechnologie in den Mittelpunkt 
und gewährt der Atomwirtschaft zahlreiche 
Privilegien. 
Der EURATOM-Vertrag ist ein Relikt aus 
einer Zeit, in der absolute Technikgläubigkeit 
das Denken der Menschen beherrschte. Die 
Gefahren und die ungeklärte Entsorgungs- 
frage von Atommüll wurden vom Wunsch 
nach endloser und billiger Energie verdrängt, 
was zur massiven Förderung der Atomkraft 
führte. Nach Harrisburg, Tschernobyl und 
Fukushima aber wissen wir mehr denn je, wie 
fatal dieses Denken war. 
Deswegen fordern wir Sie auf, sich dafür 
einzusetzen, 

° dass EURATOM schnellstmöglich 

aufgelöst wird; 


° dass ein neuer europäischer Vertrag 
geschlossen wird, auf dessen Grundlage 
erneuerbare Energien gefördert und 
erhebliche Energieeinsparungen in ganz 
Europa durchgesetzt werden; 

+ dass die europäischen Verträge so geändert 
werden, dass darin das Verbot der Nutzung 
von Atomtechnologien für militärische 
Zwecke sowie zur Energiegewinnung als 
Grundlage der Europäischen Union 
festgeschrieben wird; 

dass Deutschland seine Mitgliedschaft in 
EURATOM kündigt, wenn eine Auflösung 
innerhalb der EURATOM-Mitgliedsstaaten 
nicht durchsetzbar ist. 

Mit einem herzlichen Berg und Atom frei! 
Ihre NaturFreunde Deutschlands 


http://www.euratom-nein-danke.de/ 











Mehr Tempo beim Atomausstieg! 


Neun AKW blockieren noch immer die Energiewende. Jeden Tag kann es zum Super-GAU kommen. 
Bleibt es bei dem, was Merkel ins Atomgesetz geschrieben hat, muss in den kommenden vier Jahren nur 
ein einziges AKW vom Netz! Die meisten Reaktoren sollen sogar noch bıs 2022 weiıterlaufen. Das dauert 


uns entschieden zu lang! 
Nur ein AKW weniger in vier Jahren - das ist nicht genug! 


Wir fordern: Mehr Tempo beim Atomausstieg! Atomkraftwerke abschalten! 
http://www.ausgestrahlt.de/mitmachen/mehr-tempo/unterschreiben.html 





Energiewende von unten - Einige Beispiele 
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1. Widerstand gegen 
Braunkohle-Abbau 





Nicht wir sind die, ... 

Im August 2013 besetzten etwa 200 
Aktivist innen die Hambach-Bahn - den 
Haupttransportweg für Braunkohle aus dem 
Tagebau Hambach zu RWESs Kraftwerken. 
(...) Dies erfolgte im Kontext der von 
Klimaaktivist_innen ausgerufenen Aktions- 
tage im Rheinischen Braunkohlerevier — 
“Europas größter CO2-Schleuder”. Die fünf 
Großkraftwerke in der Region sorgen 
alleine für 13% aller deutschen CO2- 
Emissionen. (...) 

Die Besetzung der Hambachbahn ım Au- 
gust 2013 vereinte Menschen aus unter- 
schiedlichsten Zusammenhängen und 
Regionen der Welt, denn die Auswirkungen 
der Braunkohle-Verstromung sınd nicht nur 
aufgrund des Klimawandels überregional 
spürbar, sondern auch durch die Verbrei- 
tung des Feinstaubes. Je nach Wetterlage 
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a nd wir 
kann der Feinstaub aus RWESs Kraftwerken 
und Tagebauen überall in Europa niederge- 
hen und verheerende Gesundheitsauswir- 
kungen nach sich ziehen. Die gewaltfreie 
Aktion zivilen Ungehorsams sei insofern 
legitim, so eine Aktivist_in: „/mmer wieder 
werden Aktionen des Braunkohlewider- 
standes kritisiert, weil sie geltendes Recht 
übertreten. 

Wenn aber das geltende Recht Industrien 
schützt, die die Zukunft auf diesem Plane- 
ten zerstören, dann kann nicht das Über- 
treten des rechtlichen Rahmen das Problem 
sein, sondern das Recht selber ist es.“ 


... die es unterlassen müssen 

RWE fordert nun von den Aktivist_innen, 
sıch dazu zu verpflichten, zukünftige Pro- 
teste, die das Treiben des Konzerns beein- 
trächtigen könnten, zu unterlassen. Der 
Konzern will dagegen weiterhin an seinem 
schädlichen Geschäftsmodell festhalten und 
so auf Kosten von Klima, Mensch und 
Natur Profite erwirtschaften. 
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"Nicht die Aktivist_innen sind deshalb auf- 


gefordert ihre Proteste zu unterlassen. Statt- 
dessen muss RWE von seinem bisherigen 
Geschäftsmodell Abstand nehmen. 


In einem Schreiben eines beauftragten 
Rechtsanwaltsbüros vom 18. November 
2013 werden die Aktivist_innen aufgefor- 
dert eine “Unterlassungsverpflichtungs- 
erklärung” zu unterzeichnen; andernfalls 
würde Klage eingereicht. “Die Besetzung 
der Gleisanlagen der Hambach-Bahn” — so 
heißt es ın dem beigefügten Anschreiben — 
stelle “einen rechtswidrigen Eingriff in den 
eingerichteten und ausgeübten Gewerbe- 
betrieb” von RWE dar. 

Während das Landgericht Köln dieser Auf- 
fassung folgt , beanspruchen die Akti- 

vist innen ein Recht auf Widerstand gegen 
ein größeres Verbrechen: die bewusste 
Fortsetzung eines Ökologisch und sozial 
verheerenden Geschäftsmodells durch RWE 
mit dem der Klimawandel und damit die 
Zerstörung von Ökosystemen und die 





Verletzung von Menschen bzw. gar ihr Tod 
vorangetrieben wird. Eine ähnliche Position 
haben auch diverse Prominente eingenom- 
men und solidarisieren sich mit den 
Aktivist innen. 

“Nicht wir sind die, die es unterlassen 
müssen deutlichen Protest zu äußern, 
sondern RWE muss sein katastrophales 
Geschäftsmodell einstellen”, so eine 
Aktivist_in. 

Verleiht dieser Forderung Nachdruck. 
Schickt eine Unterlassungsverpflich- 
tungserklärung an RWE. 


http://www.nicht-wir.de/ 


2. Stop fracking! 


Resolution gegen Fracking 
unterschreiben ! (S SiG 106, 
http://sandimgetriebe.attac.at/10678.html ) 
http://www.resolution-korbach.org/ 





3. Elektrizitätswerke Schönau: 
Der etwas andere 


Energieversorger 


Die Elektrizitätswerke Schönau betreiben 
das Stromnetz ın Schönau und versorgen 
bundesweit mehr als 135 000 Privathaus- 
halte, Gewerbebetriebe und Industrie- 
Unternehmen mit sauberem Strom (Stand 
12/2012). Die EWS sind aus einer Bürger- 
bewegung entstanden und strengen ökolo- 
gischen Leitlinien verpflichtet. 

Die Geschäftsführung und Gesellschafter 
setzen nicht auf unbedingte Gewinnmaxi- 
mierung, sondern investieren in eine 
nachhaltige Energieversorgung. 
http://www.ews-schoenau.de/ews.html; 


Empfehlenswert: Bilderserien 
http://www. ews- 


schoenau.de/mitwissen/klimawandel.html (u.a. N 


Bilder Serie: Vorurteile zum Klimawandel) 
http://www.ews-schoenau.de/energiewende.html 


4. Bye bye Biblis 


Infolge der geplanten Laufzeitverlängerung 
wurden wir als Atomkraftgegner wieder 
aktiv. Wir gingen auf die Straße — aber das 
war uns nicht genug. Unter anderem orga- 
nisierten wir Busse zu den Demonstrationen 
und warben in Fußgängerzonen und Läden 
für den Wechsel zu echtem Ökostrom. 
Unsere Vision damals: das ca. .50 km von 
uns entfernt liegende AKW Biblıs abschal- 
ten. Nach der Katastrophe von Fukushima 
formierten wir uns als Bürgerinitiative 
ByeByeBiblis. 

Unser Arbeitsprinzip: Brücken bauen und 
Türen öffnen — wir wollen Menschen zum 
Aufbruch in das solare Zeitalter ermutigen. 


Dabei verbinden wir Protest und Vortrags- 
veranstaltungen über die Auswirkungen der 
Atomenergie mit konkreter Umsetzung. 

So haben wir einerseits z.B. den „1. Drei- 
eicher Streckenaktionstag“ organisiert, 
bei dem wir mit Blockadeübungen auf die 
durch unseren Ort, durch unsere Region, 
durch ganz Deutschland fahrenden Atom- 
mülltransporte aufmerksam gemacht haben. 
Andererseits haben wir mit unserem 2012 
gegründeten Verein „ByeByeBipblis — 
Energiewende in der Region e.V.“ eine 
professionelle Messe für Erneuerbare 
Energien in der Rhein-Main-Region auf die 
Beine gestellt. Im kommenden September 
findet die RegioEnergie jetzt schon zum 
dritten Mal statt. Hier kommen die Akteure 
der Energiewende zusammen; Menschen 
die bauen, modernisieren und Energie 
sparen wollen, Handwerker, Architekten 
und Kommunalpolitiker. Mit unserer Messe 
bieten wir ihnen eine Plattform für Informa- 
tion und Austausch über die neuesten 
technischen Möglichkeiten und praktische 
Lösungen rund um die Erneuerbaren. 


Zusammen mit den Südwest-Initiativen 
(http://www.atomausstieg-sofort.de/? 
page _id=2 ) fordern wir die Ermöglichung 
eines verantwortungsvollen Rückbaus des 
AKW Biblıs und vor allem der Schaffung 
eines mit VertreterInnen von Umwelt- 
schutzverbänden und Bürgerinitiativen 
sowie unabhängigen Fachleuten besetzten 
Beirats, der die die Einleitung und 
Abwicklung des Rückbaus kritisch 
begleiten soll, dargestellt. 


http://byebyebiblis-ev.de/ 























5. Bürgerinitiative 
Umweltschutz 


Lüchow-Dannenberg e.V 


Martin Donat (Vorsitzender): 
Die BI kämpft seit 36 Jahren gegen ein 


Atommiülllager in Gorleben und für die 
sofortige Abschaltung aller Atomkraftwerke 
weltweit. Das regionale Engagement 
begann bereits vor 41 Jahren mit dem 
erfolgreichen Widerstand gegen ein Atom- 
kraftwerk an der Elbe. Die BI organisiert 
auch seit Jahrzehnten den Protest gegen 
Atommülltransporte in das Wendland, 
besonders gegen die Castortransporte mit 
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Mosmenf: 
Ein Biblır- 
scher Alterı 
ein Biklır- 
scher Alter... 


abgebrannten, aber heißen hochradioak- 
tiven Brennelementen (HAW) in eine 
Blechhalle in Gorleben. Wir organisieren 
Gegeninformation und geben Gutachten in 
Auftrag, informieren die Öffentlichkeit mit 
Broschüren und Veranstaltungen über die 
permanente Bedrohung durch die Atomi- 
ndustrie und unsere Mitglieder und Unter- 
stützer mit einer regelmäßig erscheinenden 
Zeitschrift. 

Obwohl wir uns sehr erfolgreich in die 
Diskussion eingemischt, sowie ungeheure 
gesellschaftliche Fehlinvestitionen und ein 
Endlager ın Gorleben bisher verhindert 
haben, konnte die Atomindustrie mit Hilfe 
der Politik doch große Teile eines ursprüng- 
lich geplanten "nuklearen Entsorgungs- 
zentrums" in Gorleben verwirklichen. 
Keines der dort errichteten Elemente ent- 
spricht jedoch noch dem heutigen Stand 
von Wissenschaft und Technik, zeitgemäßer 
Öffentlichkeitsbeteiligung waren ohnehin 
alle Verfahren entzogen. Mit der Verab- 
schiedung des "Standortauswahlgesetzes'" 
für ein Endlager für hochradioaktive 
Abfälle ist es einer Koalition der großen 
Bundesparteien und der Atomindustrie zwar 
gelungen, die öffentliche Aufmerksamkeit 
von Gorleben weg zu lenken, aber Gorleben 
ist weiterhin der einzige im Gesetz nament- 
lich genannte Standort, für dessen Ausbau 
und Infrastruktur bereits 1,8 Milliarden 
Euro investiert wurden. 

Die Kriterien für ein Endlager für hochra- 
dioaktive Abfälle wurden dabei 30 Jahre 
lang auf die im Salzstock Gorleben vorge- 
fundenen geologischen Bedingungen 
zugeschnitten, obwohl mit der Asse und 
Morsleben bereits zwei Endlager für radio- 
aktive Abfälle in Salzstöcken in Deutsch- 
land havariert sind und ein Optionen- und 
Standortvergleich nie stattgefunden hat. 
Der vorgebliche Neubeginn der 
Endlagersuche in Deutschland dient aus 
Sicht der BI nur einem Zweck: diesen 
juristisch erforder-lichen Vergleich zur 
nachträglichen Legiti-mation eines 
Endlagers in Gorleben nach-zuliefern. 
Auch gegen diese Täuschung der Öffent- 
lichkeit organisiert die BI Informations- 
veranstaltungen, Öffentliche Diskussionen 
mit verantwortlichen Politikern und Pro- 
teste auf der Straße. Aktuell engagiert sich 
die BI gerade mit einer Unterschriften- 
kampagne gegen die '"Pilotkonditionie- 
rungsanlage" (PKA) in Gorleben, die seit 
Jahren völlig veraltet herumsteht, aber 
vorsorglich schon zum Öffnen, Zerteilen 
und Umverpacken von Atommüll 
genehmigt ist. 


Das BI-Büro kann bei rechtzeitiger 
Nachfrage Gruppen-Führungen und 
Informationen vor Ort organisieren und 
steht zu unseren Geschäftszeiten für Fragen 
und Unterstützung lokaler Initiativen zur 
Verfügung. 
www.bi-luechow-dannenberg.de 


Solidar Werkstatt in Österreich 


Rüstung soll für die EU Priorität werden 
Die EU-Außenbeauftragte Catherine Ashton lest ein Papier für den EU-Rüstungsgipfel am 19./20. Dezember vor. 


Es ist schon erstaunlich: Am 19./20. 
Dezember findet ein EU-Rüstungsgipfel 
statt - und kaum jemand spricht darüber. 
Der Grund ist offensichtlich: Liest man 
alleine das Vorbereitungspapiere der 
Hohen Vertreterin für die EU-Außen- und. 
Sicherheitspolitik“, der Baroness Catherine_ 
Ashton, so blättert aller Lack ab von den 
Propagandafabel der „Friedensmacht EU“. 
Schon zu Beginn spricht die Baroness in 
diesem Dokument vom 15.10.2013 
Klartext: 
Drei zentrale Anliegen erfordern die EU- 
Aufrüstung: 
- Politisch sollen dadurch „Europa 
Ambitionen auf der Weltbühne erfüllt 
werden", 
- strategisch soll „sichergestellt werden, 
dass die EU die richtigen militärischen 
Kapazitäten hat, um handlungsfähig zu 
sein”, 
- ökonomisch sollen durch Militarisierung 
Wachstum und Jobs gesichert werden. 








Die Union muss ‚zu direkten Interventio- 
nen in seiner Nachbarschaft in der Lage 
sein, in Allianzen oder wenn nötig alleine“. 
Für diese „Interventionen“ muss die EU 
„militärische Kapazitäten auf allen fünf 
Schauplätzen in Anspruch nehmen ... zu 
Land, zur See, in der Luft im Weltraum und 
im Cyberspace. “ 


"Direkte Interventionen in der 
Nachbarschaft" 


Und weiter: “In Bezug auf schnelle militä- 
rische Antworten sind höchst schlagkräfti- 
ge, interoperable Streitkräfte, die innerhalb 
kürzester Zeit für EU-Operationen zur 
Verfügung stehen, wichtiger denn je.“ 
„Flaggschiff“ dafür sind weiterhin die 
„EU-Battlegroups “, an deren „effektivem 
Einsatz‘ gearbeitet werden muss, da diese 
Schlachtgruppe — so vermerkt die Baroness 
etwas ungeduldig - „doch eingesetzt wer- 
den müssen. “ Mithilfe eines ‚modularen 
Konzepts “ soll sichergestellt werden, dass 
man nicht mehr allzu lange auf die Feuer- 
taufe der Euro-Landser warten muss. 


"Gesunde Rüstungsindustrie' 

Sodann werden einige zentrale EU- 
Rüstungsprogramme angemahnt, insbeson- 
dere im Bereich der militärischen Drohnen- 
technologie, des Cyberkrieges, der Luftbe- 
tankungsfähigkeiten und der Satelliten- 
kommunikation. 

Denn das sind „Schlüsselfähigkeiten für 
militärische Einsätze auch in entfernten 
und kargen Umgebungen“, wie die EU- 
Verteidigungsminister den von der 
Baroness aufgespielten Ball bei ihrer 


Tagung am 19. November voll übernehmen. 


Auch sonst stimmen die EU-Verteidigungs- 


minister mit dem Ashton-Papier überein: 
„Die Diskussion der Staats- und Regie- 
rungschefs beim bevorstehenden Europäi- 
schen Rat sind für äußerste Bedeutung für 
die Europäische Rüstung. ... Wir brauchen 
auf höchster politischer Ebene die Erkennt- 
nis, dass Rüstung eine Priorität ist.“ 


Gleichlautend auch die Konsequenz: Die 
EU braucht für ihre „Weltgeltung‘ eine 
„starke und gesunde Rüstungsindustrie“. 
Damit man auch morgen noch kräftig 
zuschlagen kann. 


http://www.werkstatt.or.at/index.php? 


option=com_content&task=view&id=971&lIte 
mid=] 





Global Power Europe 


The hidden imperial Agenda 


behind the European Council, 
19./20. December 2013 


von: Sabine Lösing / Jürgen Wagner | 
Veröffentlicht am: 10. Dezember 2013 
IMI-Studie 2013/12 


http://www.imi-online.de/download/Paper- 
European-Council.pdf 











Zur Information: Die Tagesordnung der EU-Tagung am 19.-20.Dez ‚umfasst folgende Themen: 
° Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
°e Wirtschafts- und Währungsunion sowie Wirtschafts- und Sozialpolitik 


°e Erweiterung, Migration und Energie“ 
http://www.european-council.europa.eu/council-meetinss?meetings=?57508dc-b 1e7-4f58-914e-4bbaebf37e47&lang=de&t 





Attac Frankreich: Abschaffung aller französichen Militärbasen in Afrika! 





Attac Frankreich hat zusammen mit einer 
Reihe von weiteren Organisationen gegen den 
Afrika-Gipfel, der im Dezember von der 
französischen Regierung organisiert wurde, 
protestiert. 

Der Frieden in Afrika kann nicht in dem 
Elysee mit Diktatoren erreicht werden! 
„Die Unterstützung von Diktatoren durch 
Frankreich, der Waffenverkauf und die 
zahlreichen militärischen Interventionen 
Frankreichs auf dem afrıkanischen 
Kontinent, um sıe zu unterstützen (z.B. in 
dem Tschad 2008), haben überhaupt nicht 
die Sicherheit und die Lebensbedingunegn 
der Bevölkerungen verbessert. Die aktuelle 
Situation in Zentralafrika, wo Frankreich 
alle Diktatoren zur Macht verholfen und 
unterstützt hat, ist ein Bespiel für die 
Folgen dieser unheilvollen Politik. Und 


wenn Frankreich vorgibt, im Namen der 
Menschenrechte und in einem multilatera- 
len Rahmen zu intervenieren, wie es in der 
Elfenbeinküste, in Libyen oder in Malı 
gewesen ist, ist es immer mit einer zwie- 
lichtigen Motivation, geleitet von ihren 
geostrategischen Interessen. 

Ein Gipfel zum Frieden und zur Sicherheit 
in Afrika darf nicht auf Inittiative und auf 
dem Boden einer früheren kolonialen 
Macht stattfinden, die sich auf dem Konti- 
nent einmischt, er darf nicht im Beisam- 
mensein von Diktatoren sattfinden, die 
jegliche Hoffnung auf Frieden zerstören. 
Darum fordern wir — Bürger und Vereini- 
gungen aus Afrıka und Frankreich: 

— die Annulierung dieses Gipfels; 

— Die Beendigung der diplomatischen, 
wirrschaftlichen, miltärischen, polizeilichen 
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Unterstützung der unterdrückerichen Regi- 
mes und den Stop der Waffenlieferungen an 
diese. 

— Die Abschaffung aller französichen 
Militärbasen in Afrika! 


Im Vorfeld des Pariser Gipfels trafen sich_ 


600 Unternehmensvertreter, um über eine 
Intensivierung der Beziehungen zu Afrika 

zu diskutieren. Ausgangspunkt war ein 
Expertenbericht des früheren Außen- 
ministers Hubert Vedrine, der ihnen 
verheipt, Afrika könne wieder „Frankreichs _ 
neues Eldorado werden“. Ganz so selbstlos 
und ausschließlich humanitär ist das Enga- 
gement in den früheren Kolonien auch in 
der Hollande-Doktrin nicht gemeint. 


(http://www.taz.de/A frıka-Gipfel-in- 
Frankreich/!128980/ ) 





Die Friedensbewegung in Deutschland 
lehnt den Koalitionsvertrag ab 


Anm: Die Stellungnahmen beziehen sich 
vorwiegend auf den Punkt 7 im 
Koalitionsvertrag, „Verantwortung in der 
Welt“, vollständiger Text hier: 
http://www.welt.de/politik/article122306476/ 
Das-ist-der-Koalitionsvertrag-im- 
Wortlaut.html 


1. Kooperation für den Frieden: 


Die Sprecher der Kooperation für den 
Frieden — einem Zusammenschluss von 59 
Organisationen aus der Friedensbewegung 
— bewerten den Koalitionsvertrag als 
verantwortungslos unfriedlich. 

“Nein zur großen Koalition des Militaris- 
mus, Frieden ist out — jedenfalls im 
Koalitionsvertrag“. 

Das Wort Frieden taucht erstmals seit 
mindestens 15 Jahren nicht mehr in den 
Überschriften des Koalitionsvertrages auf. 
Dies ist ein Synonym für einen aufrüstungs- 
und kriegsoffenen Koalitionsvertrag. (...) 
„Wer deutsche Interessen an Ressourcen 
und Handelswege in den Mittelpunkt stellt, 
wie der Koalitionsvertrag, wer so ungeniert 
von der deutschen Hegemonierolle in 
Europa als Teil einer aggressiven europäi- 
schen Politik in der Welt spricht, der 
kalkuliert auch immer den Einsatz der 
Bundeswehr und der NATO in Interven- 
tionskriegen ein - sei es weiterhin in 
Afghanistan oder in Afrika. “, so Reiner 
Braun, Geschäftsführer der IALANA. 
„Friedenspolitik verlangt nach präventiver 
Rüstungskontrolle (...).“ 

Wortlaut: http://www.koop- 


frieden.de/fileadmin/Pressemitteilungen/PM_Koop- 
Frieden zum Koalitionsvertrag 28.11.13 _.pdf 


2. IPPNW: Anschlag auf die Ener- 


giewende und Rückschritte für den 
Frieden 


„Die Forderung nach dem Abzug der_ 
NATO Atomwaffen aus Deutschland ist im_ 


Gegensatz zu 2009 nicht mehr enthalten.“ 
Rot-Schwarz will die Energiewende aus- 


bremsen, die Bundeswehr als Interven- 
tionsarmee etablieren, Beschlüsse in der 
Abrüstungspolitik zunichte machen und 
weiter auf Abschreckung gegenüber Flücht- 
lingen setzen. „Mit Sorge stellen wir fest, 
dass wichtige Vereinbarungen zwischen 
CDU/CSU und SPD einen Rückschritt im 
Vergleich zum Koalitionsvertrag der 
schwarz-gelben Koalition darstellen“, 
erklärt die IPPNW-Vorsitzende Susanne 
Grabenhorst. (...) 

In der Flüchtlingspolitik setzt die Koalition 
weiterhin auf europäische Abschreckungs- 
politik und baut die Abwehrmaßnahmen an 
Europas Grenzen aus. Die Grenztruppe 
Frontex soll vergrößert und mit weiteren 
Kompetenzen ausgestattet werden. Einige 
Fortschritte gibt es beim Thema Bleibe- 
recht. Statt humanitäre Antworten auf das 
Massensterben im Mittelmeer zu formu- 
lieren, setzt der Koalitionsvertrag auf 
Abschottung mithilfe von Drittstaaten. 

- Wortlaut: 

http://www. ippnn.de/startseite/artikel/5e685dOcfe/a 
nschlag-auf-die-energiewende-und-r.html 
Ausführliche IPPNW-Kommentierung : 
http://www.ippnw.de/commonFiles/pdfs/Verein/ippn 


w_kommentar_koalitionsvertrag_2013.pdf 


3. Friedensratschlag: 

„Die Koalitionsvereinbarung über die_ 
Kampfdrohnen ist nicht etwa ein_ 
Kompromiss, sondern schlicht und_ 


ergreifend Beschiss“ 
„Das wenige Neue, das offenbar über die 


SPD in den Koalitionsvertrag 
hineingeraten ist, bezieht sich auf 
°e die Einbeziehung von Drohnen in 
laufende oder künftige 
Rüstungskontrollregime und 
° das Versprechen, sich für ein 
weltweites Verbot von 
vollautomatisierten 
Waffensystemen einzusetzen. 


Beide Versprechen sind indes nicht mehr 
als wohlfeile Lippenbekenntnisse bzw. 
Täuschungsmanöver unterschiedlicher 
Tragweite. “ 


Wortlaut: https:/www.dfg- 
vk.de/aktuelles/informationen-der- 
friedensbewegung/2013/926 





Drohnenforschungsatlas 
Die IMI arbeitet bereits seit längerer 
Zeit an der Erstellung eines 
Drohnenforschungsatlas, der 
exemplarisch einige Projekte, Orte und 
Akteure der Drohnenforschung und die 
politischen Rahmenbedingungen 
problematisiert. 


online.de/download/drohnenforschungsa 
tlas 2013 _web.pdf 




















Zu den angesprochenen Kritikpunkten verweisen wir auf zwei Kampagnen, die attac Deutschland mitträgt: 
http://drohnen-kampagne.de/ (Bitte, den Aufruf zu unterschreiben!) 
http://sicherheitskonferenz.de/de/Aufruf-2014-Gegen-die-SIKO (Hier auch die Bitte, den Aufruf zu unterschreiben 
- Beteiligt Euch an den Protesten gegen die NATO-Kriegstagung in München am Samstag, 1. Februar 2014!) 





Beschluss der GEW Hamburg: Keine Bundeswehr an den Schulen! 


Der Gewerkschaftstag der GEW Hamburg hat mit nur 5 Gegenstimmen und wenigen Enthaltungen dem Antrag zugestimmt, 
seine bisherigen Beschlüsse zum Thema Bildung ohne Bundeswehr auszuweiten und zu präzisieren. (31. Okt. 2013) 


Der Hamburger Gewerkschaftstag der 
GEW Hamburg am 31.10.13 beschließt: 


l. In Ergänzung unserer Beschlüsse zum 
Auftreten der Bundeswehr in schulischen 
und außerschulischen Bildungseinrich- 
tungen stellen wir fest: 


Das werbende Auftreten der Bundeswehr in 
Einrichtungen der Arbeitsagentur, bei denen 
gezielt erwerbslose Jugendliche angespro- 
chen werden, lehnen wir entschieden ab, 


S. auch: http://www.gew-hamburg.de/themen/hochschule-und-forschung/zur-militaerforschung-an-hochschulen-und-forschungseinrichtungen; 
Hartmut Ring, GEW-Ausschuss für Friedenserziehung in Hamburg: Die Bundeswehr als Lehrmeister? Zum Koalitionsvertrag 


weil letztlich hier für einen verfassungs- 
rechtlich fragwürdigen und politisch 
abzulehnenden möglichen Kriegsdienst 
geworben wird. 


Wir fordern die Hamburger Arbeitsagentur 
auf, dem Beispiel der Kölner Arbeitsagen- 
tur zu folgen und weder Beratungen noch 
Werbeveranstaltungen der Bundeswehr 
anzubieten oder zu organisieren. 


2. Wir fordern die GEW-KollegInnen an 


http://www.gew-hamburg.de/sites/default/files/koalitionsvertrag_buwe-kommentar.pdf 
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Hamburger Schulen auf, der Geschäftsstelle 
geplante Besuche von Bundeswehr 
Jugendoffizieren oder Berufwerbern der 
Bundeswehr an ihren Schulen zu melden 
und außerdem dem Beispiel des Robert 
Blum Gymnasiums (Berlin) und der Käthe- 
Kollwitz-Schule (Offenbach a.M.) — beide 
Trägerinnen des Aachener Friedenspreises 
2013 - zu folgen und Konferenzbeschlüsse 
zu beantragen, die Bundeswehr nicht an 
ihre Schule einzuladen. 








Aufruf gegen die NATO-Sicherheitskonferenz 2014 in München 


Beteiligt Euch - lautstark, phantasievoll und kreativ! - 


NEIN, E22 


[| 
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Die sogen. Münchner Sicherheitskonferenz (SIKO) — begonnen 
1962 als Wehrkundetagung - laut Veranstalter die „weltweit 
wichtigste“ Versammlung der wirtschaftlichen, politischen und 
militärischen Machteliten v. a. der NATO- und EU-Staaten. 
Regierungschefs und -chefinnen, Minister _innen und Parlamenta- 
rier_innen, hochrangige NATO-Militärs und Repräsentanten der 
größten Wirtschafts- und Rüstungskonzerne beraten hier über 
Strategien zur Aufrechterhaltung ihrer globalen Vorherrschaft. Bei 
informellen Gesprächen sınd auch künftige Milıtärinterventionen 
und dafür erforderliche Kriegskoalitionen das Thema. 
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Ihnen dient die SIKO auch als medienwirksames Propagandaforum 
für die völkerrechtswidrigen Angriffskriege der NATO-Staaten, die 
mit Lügen gerechtfertigt und der Bevölkerung als „humanitäre 
Interventionen“ verkauft werden. Die Folgen: Zehntausende Tote, 
zerstörte Infrastruktur, namenloses Elend, Millionen von Kriegs- 
flüchtlingen. 


Mit der NATO gibt es keinen Frieden 


Die NATO, militärischer Arm der reichsten kapitalistischen 
Staaten, ist eine Kriegsallianz zur Durchsetzung der Profitinteres- 
sen der Transnationalen Konzerne, der Banken und Waffenprodu- 
zenten. Sie ist eine Bedrohung für die ganze Menschheit. 








50 mal SIKO - 50 mal zuviel 
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Deutschland ist in Europa die militärische Drehscheibe für die 
Aggressionskriege der USA und der NATO. Und unter Bruch der 
Verfassung ist Deutschland bei jedem dieser Kriege offen oder 
verdeckt dabei, um eigene wirtschafts- und machtpolitische 
Interessen durchzusetzen. Hier werden die tödlichen Waffen 
produziert und an Regimes geliefert, die sie gegen die eigene 
Bevölkerung einsetzen. 

Den selbsternannten Weltherrschern, die sich im Bayerischen 
Hof versammeln, erklären wir: Ihr seid in München und 
überall auf der Welt unerwünscht. 


Ihre Politik orientiert sich ausschließlich an den Profitinteressen 
einer kleinen Minderheit und geht dabei über Leichen. 

Wir sind Teil einer weltweiten Bewegung: für eine Zukunft ohne 
Rüstung und Krieg, ohne Ausbeutung von Menschen und Natur. 
NO JUSTICE - NO PEACE 

OHNE GERECHTIGKEIT KEIN FRIEDEN 


Wir rufen auf: Beteiligt Euch an den Protesten gegen die 
NATO-Kriegstagung in München am Samstag, 1. Februar 
2014! 


http://sicherheitskonferenz.de/ 
S. auch: IMI: Kriegsbündnis NATO: http://www.imi- 


online.de/download/nato2012 _web.pdf 


Barbara-Sabine war seit über 10 Jahren 
aktives Mitglied der Freiburger Regio- 
nalgruppe von attac, in die sie schon kurz 
nach ihrer Gründung eingetreten war. Bei 
attac Freiburg hat sie in dieser Zeit vor 
allem enorme organisatorische Arbeit 
geleistet, für die wir ihr sehr dankbar 
sind. 


Die Themen Gerechtigkeit, Umverteilung, 
eine zukunftsfähige EU-Politik, der Kampf 
gegen die Privatisierung von Gemein- 
gütern wie Wasser, der Klimawandel, 
aber auch demokratische Strukturen — 
besonders in der EU - waren ihr ein 
großes Anliegen. Sie hat in der EU-AG 
von attac Freiburg mitgearbeitet und war 
auch Mitglied der bundesweiten EU-AG 
von attac. Als Vertreterin dieser 
bundesweiten AG war sie mehrere Jahre 
bis zu ihrem Tod auch Mitglied des attac 
Rats. Darüber hinaus hat sie die AG 
Wasser und Umwelt von attac Freiburg 
koordiniert und war auch regelmäßig 
gewählte Delegierte von attac Freiburg 
bei den Ratschlägen. 


Zudem war Barbara-Sabine unsere 


Barbara-Sabine Platz 


Kontaktperson zwischen attac Freiburg 
und der Freiburger Volkshochschule und 
hat dafür gesorgt, dass wir im Rahmen 
der Bildungsarbeit von attac seit mehre- 
ren Jahren regelmäßig jedes Semester 
bis zu drei Vorträge an der Volkshoch- 
schule halten konnten. Sie selbst hat dort 
ebenfalls Vorträge gehalten. 


Barbara-Sabine war sehr lange auch in 
der Dritte-Welt-Bewegung aktiv. Sie war 
Gründungsmitglied des Eine Welt Forums 
Freiburg und seit Anfang an kontinuierlich 
als Vorstandsmitglied in die Arbeit des 
Forums eingebunden. Zugleich sorgte sie 
für die Verbindung zwischen dem Forum 
und attac Freiburg. Mit ihrem solidari- 
schen, kritischen Einsatz war Barbara- 
Sabine für das Eine Welt Forum Freiburg 
eine wichtige Mitgestalterin beim Aufbau 
und der Festigung des regionalen Netz- 
werks. 


Neben der Bildungsarbeit des Eine Welt 
Forums wie auch von alttac war ihr immer 
die enge Zusammenarbeit, der Zusam- 
menschluss und das Zusammenwirken 
vieler Gruppen, die gemeinsame Gestal- 
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. November 2013 starb plötzlich und unerwartet 


tung von Prozessen sowie die Einbezie- 
hung möglichst vieler Vereine und Enga- 
gierter ein großes Anliegen. So war sie 
auch eine der Initiatorinnen des Ober- 
rheinforums, des regelmäßig abwech- 
selnd in Frankreich und Deutschland 
stattfindenden Treffens von Mitgliedern 
der französischen attac-Gruppen aus den 
Vogesen und aus Strasbourg mit Mitglie- 
dern von attac Freiburg. Diese Treffen hat 
Barbara-Sabine jahrelang organisiert und 
auch bei den Debatten für uns übersetzt. 


Mit Barbara-Sabine verlieren wir eine 
engagierte, vielseitig präsente und in 
unterschiedlichen Gruppen, Vereinen und 
Aktionsbereichen aktive Mitstreiterin. Sie 
wurde mitten aus ihrer Arbeit gerissen. 
Derzeit bereitete sie sich auf die Europa- 
Wahl vor: „bei diesen Tendenzen und 
Aussichten muss man mehr tun ...” so 
etwa sinngemäß ihre Aussage. 


Barbara-Sabines zu früher Tod hat uns 
alle erschüttert. Sie wird in unserer 
Erinnerung weiterleben. 


Für attac Freiburg: Barbara Volhard 


isw - Fred Schmid 


"Diese Wirtschaft tötet" 


"Diese Wirtschaft tötet", schreibt das Ober- 
haupt der Katholischen Kirche, Papst 
Franziskus, in sein erstes apostolisches 
Lehrschreiben unter dem Titel "Evangelii 
Gaudium" (Freude des Evangeliums). Am 
Tag der Verkündung wurde bekannt, dass 
die lettische Regierung wegen des Einstur- 
zes eines Supermarktdaches, bei dem 54 
Tote zu beklagen waren, zurückgetreten ist. 
Vermutet werden Planungsfehler und 
Pfusch am Bau. Im Rahmen der Sparmaß- 
nahmen, mit denen Lettland aus der Krise 
herausgeführt werden sollte, wurde 2009 
die nationale Bauaufsicht aufgelöst. Das 
Gebäude wurde erst vor zwei Jahren 
errichtet. 

Das herrschende ökonomische System sei 
"in der Wurzel ungerecht", sagt Franziskus. 
Es sei "unglaublich, dass es kein Aufsehen 
erregt, wenn ein alter Mann, der gezwun- 
gen ist, auf der Straße zu leben, erfriert, 
während eine Baisse an der Börse Schlag- 
zeilen macht". Es macht auch kein Aufhe- 
bens, wenn "alle fünf Sekunden irgendwo in 
der Welt ein Kind an Hunger stirbt" (der 
frühere UN-Sonderberichterstatter für das 
Recht auf Nahrung, Jean Ziegler), während 
die USA ım Jahr 2011 138 Millionen 
Tonnen Mais verbrannten. Es gibt knapp 
eine Milliarde Hungernde auf der Welt, 180 
Millionen Kinder im Vorschulalter 
bekommen nicht genug lebensnotwendige 
Nährstoffe. Für eine Investition von zwei 
Milliarden Euro könnten 100 Millionen 
Kinder vom Hunger befreit werden (FAZ, 
8.6.13). Doch in den USA werden auf 
staatliche Anweisung hin fast 40 Prozent 
der Maisernte zu Bioethanol gemacht. 
Nahrungsmittel in den Tank statt auf den 
Teller, lautet die Devise dieses Systems. 


Der Mensch seı nur noch als Konsumgut 
gefragt, "das man gebrauchen und dann 
wegwerfen könne", so der Papst. Die dann 
Ausgeschlossenen seien "Müll, Abfall" — 
der Vernichtung preisgegeben. Aber nicht 
nur in der Dritten Welt, weit weg von den 
kapitalistischen Metropolen. Die Dritte 
Welt holt die Erste Welt ein. Dieses System 
tötet inzwischen massenhaft auch ın 
Europa, z.B. im Rahmen der Spardiktate 
und Austeritätsverordnungen der Troika 
(siehe dazu auch isw-report 95, Die Krise 
und die Spaltung Europas — Europa am 
Scheideweg). 


Die drastische Absenkung des Lebens- 
standards in den Peripherieländern zeigt 
sich nicht nur ın der Beschneidung des 
Konsums und dem Aushungern bis hin zu 
Hungerrationen. Besonders einschneidend 
sind die verordneten Kürzungen bei den 
Sozialsystemen und im Gesundheits- 


wesen. "Was ist der Unterschied zwischen 
dem IWF und einem Vampir?" fragte der 
designierte isländische Gesundheitsminister 
Gudjun Magnusson beim Europäischen 
Gesundheitsforum 2009 in Bad Gastein, 
nachdem er erfahren hatte, dass der IWF 
nach dem Kollaps des isländischen 
Bankensektors 30 Prozent Kürzungen im 
Gesundheitssektor verlangte: "Der Vampir 
hört auf, einem das Blut auszusaugen, 
wenn man tot ist." (SZ, 3.7.13). Der IWF 
brachte ganze Länder zum Ausbluten. "Es 
muss wehtun", hatte Kanzlerin Merkel 
2010 bei den Verhandlungen über das erste 
griechische Hilfspaket und die verlangten 
Sparmaßnahmen gesagt. 


Es tat so weh, dass es tötete. Die Epide- 
mologen David Stuckler und Sanjay Basu 
sammelten jahrelang Daten und Statistiken, 
um zu untersuchen, wie sich Wirtschafts- 
krisen und damit verbundene Einsparungen 
auf die Gesundheit der jeweiligen Bevölke- 
rung auswirken. Die beiden Gesundheits- 
ökonomen kommen zu dem Ergebnis, dass 
die vielzitierte "bittere Medizin" der Auste- 
ritätspolitiker keine Medizin ist, sondern 
reines Gift. Die Kernthese ihres Buchs 
"The Bodys Economic" ist: "Recessions 
can hurt. But Austerity kills” — 
Rezessionen können schmerzhaft sein, aber 
die Austeritätspolitik tötet (zit. nach SZ, 
3.7.13). 

Sıe belegen das mit vielen drastischen 
Fallbeispielen. So musste Griechenland 
2009 seinen Gesundheitsetat von 24 auf 16 
Milliarden Euro kürzen. "Danach schnellte 
die HIV-Rate hoch, weil nicht genügend 
Nadeln an Drogensüchtige ausgeteilt 
werden konnten. Die Kindersterblichkeit ist 
um 40 Prozent gestiegen." (ebenda). In den 
folgenden Jahren wurde weiter gekürzt, mit 
der Folge, dass chronische Krankheiten, 
Krebs, Herz-Kreislaufleiden und Diabetes 
dramatisch gestiegen sind. Der IWF 
beschloss, dass nur noch 6% des BIP für 
Gesundheit freigegeben werden dürfen, ın 
Deutschland sind es mehr als 10 Prozent. 
Durch den Anstieg der Krankheiten stiegen 
Krankenhauseinweisungen - durch die 
Sparprogramme aber wurden Dutzende 
Krankenhäuser geschlossen, 35.000 
Klinikstellen fielen seit 2009 weg. 40 
Prozent der Bevölkerung dürfen gar kein 
Krankenhaus mehr aufsuchen, weil sie aus 
der Krankenversicherung geflogen sind. 
Die beiden Autoren stellen in Bezug auf das 
Austeritätsprogramms abschließend fest: 
"Die Nebenwirkungen der Behandlung sind 
katastrophal und oftmals tödlich. Es konnte 
kein positiver Nutzen festgestellt werden”. 
Die Troika und die Kanzlerin aber beharren 
darauf, dass es weiterhin "wehtun muss" - 
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zur Gesundung der Marktwirtschaft. Papst 
Franziskus geißelt die "Tyrannei des 
vergötterten Marktes". 

ısw e.V., 29. November 2013 


http://www.isw-muenchen.de/download/papst-fs- 
20131129.html 


Las Basis Schere 


DIE KRISE 
UND DIE SPALTUNG EUROPAS 
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Am 16. Dezember erscheint isw-report 95: 


Zwanzig Jahre nach Inkrafttreten des 
Maastricht-Vertrages steckt das Projekt 
der Europäischen Union in seiner bisher 
schwersten Krise. Noch 2000 verkündeten 
die EU-Regierungschefs als Ziel für 2010, 
bis dahin sei Europa der "wettbewerbs- 
fähigste und dynamischste wissensbasierte 
Wirtschaftsraum der Welt". Statt Dynamik 
erlebt Europa indes Krise, Stagnation und 
Wirtschaftsschrumpfung. 

Im ersten Teil des Reports untersucht Fred 
Schmid die "Krise und Spaltung Euro- 
pas". Der Süden ist der Verlierer der vor 
allem von Deutschland durchgesetzten 
Austerity-Politik; nachgewiesen wird dies 
u.a. anhand der Arbeitslosenquoten und 
dem Rückgang der industriellen Kapazitä- 
ten. Der Norden, wieder vor allem 
Deutschland, ist der große Gewinner. (...) 
Im zweiten Teil sieht Leo Mayer "Europa 
am Scheideweg". Das Spar- und Rettungs- 
schirmdiktat aus Brüssel hat das Vertrauen 
der Menschen in die Gemeinschaft massiv 
einbrechen lassen. Gegen die fatale 
Austerity- und Wettbewerbsstrategie der 
politischen Eliten und gegen die nationa- 
listischen Konzepte rechter bis faschisti- 
scher Gruppen und Parteien ergreift der 
Autor Partei für einen progressiven Weg 
aus der Krise. Dazu gehören für ihn nicht 
die Vorstellungen eines Euro-Austritts von 
links, wie sie Oskar Lafontaine und Heiner 
Flassbeck entwickelt haben. Stattdessen 
plädiert Leo Mayer für den Aufbau einer 
europaweiten Front für ein solidarisches 
Europa. Als Beispiele werden Positionen 
der Französischen KP, Syriza und der 
Europäischen Linken zitiert. 











Genosse Franziskus: Diese Wirtschaft tötet (2) 


Persönliche Anmerkung 

(Jourfixe Info Nr 84, Hamburg): 

Ich hätte mir nie träumen lassen, daß ich 
einen Text von einem Papst in Jour Fixe 
Info setzen würde. Aber er gehört hier 
unbedingt rein! Wenn nur fünf Prozent von 
der Realitätsbeschreibung unserer 
Gesellschaft und seiner Radikalität in einer 
unserer Gewerkschaftszeitungen stehen 
würde, würden wir alle begeistert sein. 
Nachdem die katholische Kirche 
Jahrzehnte mitgeholfen hat, den real 
existierenden Kommunismus zu beseitigen, 
übt Papst Franziskus jetzt scharfe Kritik 
am real existierenden Kapitalismus. Es 
tauchen in seinem apostolischen Schreiben 
Sätze auf, die von Marx, Bakunin oder 
Rosa Luxemburg hätten stammen können!: 








Papst Franziskus 


Wir dürfen nicht vergessen, daß der größte 
Teil der Männer und Frauen unserer Zeit in 
täglicher Unsicherheit lebt, mit unheilvol- 
len Konsequenzen. Einige Pathologien 
nehmen zu. Angst und Verzweiflung 
ergreifen das Herz vieler Menschen, sogar 
in den sogenannten reichen Ländern. 
Häufig erlischt die Lebensfreude, nehmen 
Respektlosigkeit und Gewalt zu, die 
soziale Ungleichheit tritt immer klarer 
zutage. Man muß kämpfen, um zu leben — 
und oft wenig würdevoll zu leben. (...) 


Ebenso wie das Gebot »Du sollst nicht 
töten« eine deutliche Grenze setzt, um den 
Wert des menschlichen Lebens zu sichern, 
müssen wir heute ein »Nein zu einer 
Wirtschaft der Ausschließung und der 
Disparität der Einkommen« sagen. Diese 
Wirtschaft tötet. Es ıst unglaublich, daß es 
kein Aufsehen erregt, wenn ein alter Mann, 
der gezwungen ist, auf der Straße zu leben, 











erfriert, während eine Baisse um zwei 
Punkte an der Börse Schlagzeilen macht. 
Das ist Ausschließung. Es ist nicht mehr zu 
tolerieren, daß Nahrungsmittel weggewor- 
fen werden, während es Menschen gibt, die 
Hunger leiden. Das ist soziale Ungleich- 
heit. Heute spielt sich alles nach den Krite- 
rıen der Konkurrenzfähigkeit und nach 
dem Gesetz des Stärkeren ab, wo der 
Mächtigere den Schwächeren zunichte 
macht. Als Folge dieser Situation sehen 
sıch große Massen der Bevölkerung aus- 
geschlossen und an den Rand gedrängt: 
ohne Arbeit, ohne Aussichten, ohne Aus- 
weg. Der Mensch an sich wird wie ein 
Konsumgut betrachtet, das man gebrau- 
chen und dann wegwerfen kann. Wir haben 
die »Wegwerfkultur« eingeführt, die sogar 
gefördert wird. Es geht nicht mehr einfach 
um das Phänomen der Ausbeutung und der 
Unterdrückung, sondern um etwas Neues: 
Mit der Ausschließung ist die Zugehörig- 
keit zu der Gesellschaft, in der man lebt, an 
ihrer Wurzel getroffen, denn durch sie 
befindet man sich nicht in der Unter- 
schicht, am Rande oder gehört zu den 
Machtlosen, sondern man steht draußen. 
Die Ausgeschlossenen sind nicht » Ausge- 
beutete«, sondern Müll, » Abfall«. (...) 


Während die Einkommen einiger weniger 
exponentiell steigen, sind die der Mehrheit 
immer weiter entfernt vom Wohlstand 
dieser glücklichen Minderheit. Dieses 
Ungleichgewicht geht auf Ideologien 
zurück, die die absolute Autonomie der 
Märkte und die Finanzspekulation verteidi- 
gen. Darum bestreiten sie das Kontroll- 
recht der Staaten, die beauftragt sind, über 
den Schutz des Gemeinwohls zu wachen. 
Es entsteht eine neue, unsichtbare, manch- 
mal virtuelle Tyrannei, die einseitig und 
unerbittlich ıhre Gesetze und ihre Regeln 











aufzwingt. Außerdem entfernen die 
Schulden und ihre Zinsen die Länder von 
den praktikablen Möglichkeiten ihrer Wirt- 
schaft und die Bürger von ihrer realen 
Kaufkraft. (...) 


Auf diese Weise erzeugt die soziale Un- 
gleichheit früher oder später eine Gewalt, 
die der Rüstungswettlauf nicht löst noch 
jemals lösen wird. Er dient nur dem Ver- 
such, diejenigen zu täuschen, die größere 
Sicherheit fordern, als wüßten wir nicht, 
daß Waffen und gewaltsame Unter- 
drückung, anstatt Lösungen herbeizu- 
führen, neue und schlimmere Konflikte 
schaffen. 

Wir dürfen nicht mehr auf die blinden 
Kräfte und die unsichtbare Hand des 
Marktes vertrauen. 


aus den Kapiteln »Einige Herausforde- 
rungen der Welt von heute« und »Die 
Lehre der Kirche zu den sozialen Fragen« 
der Schrift »Evangelii Gaudium« (Die 
Freude des Evangeliums) 











Folgenden Satz hätten Marx, Bakunin oder 
Luxemburg nicht geschrieben." Ich bitte 
Gott, daß die Zahl der Politiker zunimmt, 
die fähig sind, in einen echten Dialog 
einzusteigen, der sich wirksam darauf 
ausrichtet, die tiefen Wurzeln und nicht den 
äußeren Anschein der Übel unserer Welt zu 
heilen". Saßen Rosa, Karl und Michail 
doch oft in froher Runde zusammen (im 
Geiste) und sangen das alte Arbeiterlied: 
Es rettet uns kein höhres Wesen, kein Gott, 
kein Kaiser noch Tribun (...und keine 
Politiker) uns von dem Übel zu erlösen, das 
können wir nur selber tun. Den letzten Satz 
verzeihen wir Dir, willkommen, Genosse 
Franziskus beim Klassenkampf. 


http://www.jungewelt.de/2013/11-28/045.php? 
print=1 








Wir wollen auf Erden glücklich sein, 


Und wollen nicht mehr darben; 
Was fleißige Hände erwarben. 


Es wächst hienieden Brot genug 
Für alle Menschenkinder, 


Und Zuckererbsen nicht minder. 


Ja, Zuckererbsen für jedermann, 


Sobald die Schoten platzen! 
Den Himmel überlassen wir 
Den Engeln und den Spatzen. 


Verschlemmen soll nicht der faule Bauch 


Auch Rosen und Myrten, Schönheit und Lust, 


Heinrich Heine, Deutschland. Ein Wintermärchen (1844) 
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Die Bescherung durch die Große Koalition in Deutschland 


Mindestlohn in Deutschland?! 
Aktionsbündnis Sozialproteste: 


Im Koalitionsvertrag zwischen der CDU, 
CSU und der SPD wird nun tatsächlich die 
Einführung eines flächendeckenden 
gesetzlichen Mindestlohnes angekündigt. 
Aber der soll erst - wenn man sich bis 
dahin nicht doch etwas Abweichendes hat 
einfallen lassen — im Jahr 2017 vollständig 
eingeführt sein. Und dann auch nur völlig 
unzureichende 8,50 Euro/Stunde. 

Das sind bei Vollzeitarbeit nur 1040 Euro 
netto! Selbst bei dem derzeitigen Hartz-IV- 
Eckregelsatz, der Mangelernährung und 
starke gesellschaftliche Isolation bedeutet, 
verbleibt sogar für einen Alleinstehenden 
ein Aufstockungsbedarf 


(www.mindestlohn-10-euro.de ) 


Der Koalitionsvertrag enthält darüber 
hinaus noch weitere für Erwerbslose 
wichtige Punkte: 

Grundsätzlich bleibt es bei der Rente mit 
67. Der abschlagsfreie Zugang zur Rente 
mit 63 erfolgt erst nach 45 Beitragsjahren 
und wird schrittweise auf 65 Jahre 
angehoben. Nur wenige arbeitende 
Menschen werden diese Bedingungen 
erfüllen, Erwerbslose schon gar nicht. 


Die groß angekündigte Mietpreisbremse 
wird es nur in Gebieten mit „angespannten 
Wohnungsmärkten‘ geben. Die Festlegung 
dieser Gebiete soll durch die jeweiligen 
Landesregierungen erfolgen. Statt bisher 11 
Prozent der Gesamtkosten können künftig 
10 Prozent der Gesamtkosten auf die Miete 
aufgeschlagen werden. Künftig werden die 
Kosten der Unterkunft noch mehr unter 
Druck geraten. 

Das Grundrecht auf Streik wird durch das 
Gesetz zur Tarifeinheit ausgehebelt, die 
Leiharbeit nicht verboten. Die Einführung 
der Vorratsdatenspeicherung ist ein 
Dammbruch gegen die informationelle 
Selbstbestimmung. 

Neue Kriege mit der Beteiligung der 
Bundeswehr zur Sicherung der 
Rohstoffinteressen sind fest eingeplant. Im 
Koalitionsvertrag wird dies in die Worte 
gekleidet: „Wir bekennen uns zur NATO 
und zu ihrem neuen strategischen 
Konzept.“. Für Kriege werden Milliarden 
zum Fenster hinaus geworfen, für die 
Regelsatzerhöhung soll aber kein Geld da 
sein, das Sozialbudget sei zu hoch. 


Für Kinder und Jugendliche, arbeitende 
Menschen, Erwerbslose und Rentner 
bedeutet die Große Koalition Armut, 
Beseitigung demokratischer Rechte und 
Krieg. Dazu sagen wir NEIN! 


http://www.die-soziale-bewegung.de 


"Weil Du arm bist, musst Du früher _ 


sterben!'' 
isw — Fred Schmid 





Zahlen und viele Graphiken von der 
Bundeszentrale für politische Bildung 
http://www.bpb.de/nachschlagen/zahlen-und- 
fakten/soziale-situation-in- 

deutschland/6 1749/einkommen-und-vermoegen 











Der neue Datenreport "Leben ın Deutsch- 
land" wurde vom Statistischen Bundesamt 
am Dienstag (26.11.2013) vorgestellt. 
Arme Menschen in Deutschland haben eine 
weit niedrigere Lebenserwartung. (...) Die 


Männer in den niedrigsten Einkommens- 
gruppen sterben 11 Jahre früher als Männer 


in hohen Einkommensgruppen: bei Frauen 
beträgt der Unterschied 8 Jahre. Auch das 


Risiko eines schlechten Gesundheitszu- 
stands ist um den Faktor 3,2 (Männer) und 
2,2 (Frauen) erhäht. 

Die Armut hat in der Krise seit 2007 
zugenommen: Von 15,2% der Bevölkerung 
in 2007 auf 16,1% im Jahr 2011 (siehe 
auch: Deutschland: Eine Million Millionäre 
— 13 Millionen Arme.) Die Zunahme um 
fast einen Prozentpunkt in vıer Jahren 
bedeutet eine Dreiviertel Million mehr 
Armutsschicksale. Besonders stark ist das 
Armutsrisiko von Personen kurz vor dem 
Renteneintritt gestiegen: von 17,7% im 
Jahre 2007 auf 20,5% in 2011. Auch bei 
Jugendlichen zwischen 18 und 24 Jahren 
gilt mehr als jeder fünfte als armuts- 
gefährdet: 20,7% (2007: 20,2%). 

Der Datenreport nımmt auch dem vielge- 
priesenen "deutschen Jobwunder" seinen 
Glanz. "Wenn man nicht nur die Personen 
betrachtet, sondern die Anzahl der geleiste- 
ten Arbeitsstunden und damit das Arbeits- 
volumen... dann lag im Jahr 2012 das 
Arbeitsvolumen trotz einer deutlich 
größeren Zahl an Erwerbstätigen unter 
dem Wert von 1991" (...) Der Grund liegt in 
der Zunahme so genannter atypischer 
Beschäftigung. Dazu zählen befristete 
Beschäftigung, Teilzeitarbeiter unter 21 
Wochenstunden, geringfügige Beschäfti- 
gung (Mini-Jobs) sowie Zeit- und Leihar- 
beit. Dieses Heer des Prekariats ist inzwi- 
schen auf 7,9 Millionen Beschäftigte 
angewachsen, 22% aller Erwerbstäätigen. 
Der Anstieg ist gravierend: 1991 13%, 2002 
18% und 2012 22%. Bei den Frauen sind es 
2013 33%. 


Mit der Agenda 2010 - insbesondere mit 
Hartz IV — wurden immer mehr Arbeitssu- 
chende in prekäre Beschäftigungsverhält- 
nisse gedrängt. (...) Vier Millionen Men- 
schen arbeiten für einen Bruttoverdienst 
von weniger als sieben Euro, mehr als ein 
Fünftel arbeitet im Niedriglohnbereich: 
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zehn Euro und weniger. (...) "Arm trotz 
Arbeit" wurde zu einer Massenerscheinung, 
Arbeitsarmut zu einem gängigen Begriff. 
Wie Statistik-Chef Egeler feststellte, stieg 
das Armutsrisiko bei überwiegend erwerbs- 
tätigen Personen im Zeitraum 2007 bis 
2011 von 7,1% auf 7,8% - das sind gut drei 
Millionen Menschen. Von wegen 
"Jobwunder". 

ısw e.V., 27. November 2013 


http://www.isw-muenchen.de/download/arm-sv-fs- 
20131127.html 


Campact: _ Möglichkeiten, die die_ 
Koalitionären in den Verhandlungen _ 
verpasst haben 


Trotz des NSA-Skandals werden die Abgeor- 
neten die Geheimdienste in den kommenden 
vier Jahren nicht wesentlich wirksamer 
kontrollieren können. 

Das Bundesverfassungsgericht hat die 
Vorratsdatenspeicherung gekippt. Die 
Große Koaltion will sie wieder einführen. 
Kurz nach der Wahl spendeten Auto- 
Industrielle große Summen an die Union. Im 
Koalitionsvertrag findet sich kein Satz zur 
Begrenzung solch dubioser Parteispenden. 
Auch das von SPD und CSU befürwortete 
generelle Gentechnik-Verbot steht nicht im 
Koalitionsvertrag. 

Der Vertrag enthält zwar Kritik an der Förde- 
rung von Erdgas mittels Fracking. Doch die 
konkret aufgeführten Hürden für die Industrie 
sind niedrig. 

Schwarz-Rot plant einen Frontalangriff auf 
die Energiewende. Nach der Photovoltaik 
geht es der Windkraft an den Kragen. Die 
Koalition setzt auf Kohlekraft und will mit 
neuen Subventionen verhindern, dass alte 
Kohlemeiler eingemottet werden. Erneuerbare 
Energien will sie mit einem Ausbaudeckel 
blockieren. 

(...) Der Koalitionsvertrag lässt nicht viel 
Gutes erwarten. Aber zum Glück ist ein 
Koalitionsvertrag nur eine Absichtserklärung 
— und noch lange kein Gesetz. Darin liegt 
unsere Chance. Denn die Große Koalition 
wird auf den Protest von Bürgerinnen und 
Bürgern reagieren müssen: 

l. Bereits im Mai steht mit der Europawahl 
der erste Stimmungstest an. Dann folgen 
wichtige Landtagswahlen. Trotz ihrer 
parlamentarischen Mehrheit kann der neuen 
Bundesregierung die öffentliche Meinung 
daher nicht egal sein. 

2. Für viele ihrer Vorhaben ist die Regierung 
auf die Zustimmung im Bundesrat 
angewiesen. (...) 

3. Kein Gesetz verlässt den Bundestag 
unverändert. 

Die parlamentarische Opposition war 
seit Jahrzehnten nicht so schwach wie in 
diesem Bundestag. Daher kommt es nun 
auf uns an: auf Bürgerinitiativen, 
Verbände und engagierte Bürger/innen 
wie Sie. 


Europäische Protestplattform gegen den Wettbewerbspakt: "Europa geht anders" 


Geleaktes Dokument 
belegt Freibrief für Sozial- und Demokratieabbau 


02.12.2013, Wien 


Faymann muss Frontalangriff auf 
soziale und demokratische Rechte 
Absage erteilen 

Die Allianz „Europa geht anders“ fordert 
Bundeskanzler Faymann auf, sich am 
kommenden Dezember-Gipfel offensiv 
gegen den geplanten „EU-Wettbewerbs- 
pakt‘“ zu stellen. 

Der Pakt sieht vor, dass sich alle Staaten 
der Eurozone durch Verträge mit der EU- 
Kommission zu "Strukturreformen" 
verpflichten um ihre "Wettbewerbsfä- 
higkeit" zu verbessern. Ein vor dem Rat 
geleaktes EU-Dokument nennt erstmals 
explizit, was darunter zu verstehen ist: 
Einschnitte im Arbeitsmarkt, bei öffent- 


lichen Dienstleistungen, beim Pensions- 


system und in der Ausbildung. Damit wird 
jene Krisenpolitik ausgeweitet und ver- 


schärft, die in den letzten Jahren in den 
Südeuropa gescheitert ist. Steigende Armut 
und Arbeitslosigkeit werden die soziale und 
politische Spaltung Europas weiter 
vertiefen. 








Demokratie auf dem Abstellgleis 

Da diese Politik auf demokratischem Weg 
nicht durchsetzbar wäre, ist - wie schon 
beim Fiskalpakt - eine Flucht aus den 
Europäischen Verträgen angedacht. Die 
nationalen Parlamente werden in 
wirtschaftspolitischen Fragen weitgehend 
entmündigt. „Statt parlamentarischen 
Beschlüssen vor Abschluss der bilateralen 
Verträge mit der EU-Kommission sind 
lediglich Beratungen vorgesehen “, kritisiert 
der grüne Abgeordnete Bruno Rossmann. 


Frontalangriff auf soziale Rechte und die 
Einkommen der Menschen 

Der Unabhängige Gewerkschafter Markus 
Koza warnt eindringlich vor einer 
Verpflichtung zu Lohnzurückhaltung, 
Lohnverhandlungen auf betrieblicher 
Ebene, ausgehebelten Kollektivverträgen 
sowie dem Ende der automatischen 
Anpassung von Mindestlöhnen. ‚Die 
Folgen sind ein Wegbrechen der Mittel- 


schicht, ein wachsender Niedriglohnsektor 
und eine schrumpfende Binnennachfrage. 
Dieser Frontalangriff auf soziale und 
gewerkschaftliche Rechte sowie Massen- 
einkommen muss unbedingt abgewehrt 
werden. Niedrige Löhne schaffen keinen 
Wohlstand. “ 


Mit dem Wettbewerbspakt fängt die 
Eurokrise erst an 

„Die europäischen Regeln wurden von 
Deutschland gebrochen‘, erklärt der 
ehemalige Chefökonom der UNCTAD 
Heiner Flassbeck. Deutschland hat die 
Löhne jahrelang weit weniger erhöht als die 
nationale Produktivität plus das europäisch 
vereinbarte Inflationsziel von zwei Prozent. 
Das hat den deutschen Binnenmarkt 
eingefroren und enorme Exportüberschüsse 
geschaffen. Senken nun auch andere Länder 
- wie Italien und Frankreich - die Löhne, 
wird auch dort die Arbeitslosigkeit wie in 
Südeuropa stark steigen. Flassbeck: „Mit 
dem Wettbewerbspakt fängt die Eurokrise 
erst an.“ Auch das Ziel die „Globale 
Wettbewerbsfähigkeit“ zu erhöhen werde 
nicht aufgehen. China und andere werden 
ihre Währungen als Reaktion auf das 
europäische Lohndumping einfach 
abwerten. 


Sozialstaat ist Rettungsanker, nicht 
Kostenfaktor 

Auch die Absicht, die nationalen Sozial- 
systeme zu „reformieren“, um im interna- 
tionalen Wettbewerb zu bestehen ist fatal. 
Gerade Staaten mit gut ausgebautem 
Sozialsystem (skandinavische Länder und 
Österreich) sind besser durch die Krise 
gekommen als andere Länder. Ihr Sozial- 
staat war das wichtigste Instrument zur 
wirtschaftlichen und sozialen Stabilisie- 
rung. Daher gelte es jetzt den Sozialstaat zu 
stärken und in Beschäftigung, Bildung und 
wachsende Einkommen zu investieren, 
erklärt der Ökonom Markus Marterbauer. 


Pakt ist Wunschtraum exportorientierter 
Konzerne 


Kaum überraschend: Der Wettbewerbspakt 
deckt sich mit den dokumentierten 
Wunschlisten europäischer Konzernlobbys, 
vertreten etwa die Business Europe oder 
dem European Round Table of Industria- 
lists. Diese lobbyieren mit dem Drohsze- 
narıo sinkender Absatz- und Profitmöglich- 
keiten am Weltmarkt seit 2011 für den 
Wettbewerbsakt. „Doch das Rückgrat der 
europäischen Wirtschaft sind kleine und 
mittelständische Unternehmen. Auch sie 
zählen zu den Verlierern einer zusammen- 
brechenden Binnennachfrage “, erklärt 
Alexandra Strickner von Attac Österreich. 


Wirtschaftspolitische Koordinierung, 
aber richtig! 

Eine koordinierte europäische Fiskal-, 
Wirtschafts- und Sozialpolitik sei dringend 
nötig, doch Europa braucht dabei eine 
radikale Kehrtwende. „Es gilt jene Struk- 
turen zu reformieren, die Europa in die 
Krise geführt haben: Lohndumping, unre- 
gulierte Finanzmärkte und die enorme 
Vermögenskonzentration. Wir müssen 
Solidarität vertiefen und nicht die Konkur- 
renzordnung‘“, erklärt die ehemalige SPÖ- 
Abgeordnete Sonja Ablinger. 


Die Plattform „Europa geht anders“ 
fordert daher: 


Einen Steuerpakt: Höhere Gewinn- und 
Vermögenssteuern, eine Finanztransak- 
tionssteuer und Maßnahmen gegen 
Steuerflucht und Steuerhinterziehung 
Einen Lohnsteigerungspakt — vor allem in 
jenen Ländern, die hohe Exportüberschüsse 
und große Niedriglohnsektoren haben. 
Einen Arbeitspakt: Verpflichtende Ziel- 
vorgaben zur Verringerung der Arbeitslosig- 
keit in allen EU-Staaten sowie eine 
Stärkung von ArbeitnehmerInnenrechten, 
ArbeitnehmerInnenschutzbestimmungen 
und Gewerkschaftsrechten 

Einen Demokratiepakt: Eine Demokrati- 
sierung der europäischen (Wirtschafts-) 
Politik. Die Wiederregulierung und 
Schrumpfung der Finanzmärkte 


http://www.europa-geht-anders.ew/node/269 


02.12.2013: Ein geleaktes Dokument belegt Freibrief für Sozial- und Demokratieabbau 





Übri gens: 


Der Koalitionsvertrag CDU-CSU-SPD enthält rund 


das Wort „solidarisch“ bzw. Solidarität“ findet man aber nur 14 mal. 





(ganzer Text hier: http://www.welt.de/ 





100 mal das Wort „Wettbewerb“, 








Proteste in Brüssel gegen den EU-Gipfel (19.-20. Dez. ) 


Aufruf der Allianz D 19-20 in Belgien (Attac Belgien nimmt daran teil): 


Die Verantwortlichen der permanenter Kürzungen zur Rechenschaft ziehen! 
http://www.d19-20.be/fr 





1 8/1 2: M eeti N Q met vertegenwoordigers vanuit Europa 


tegen besparingen en inleyeringen 
18:00 koning Albert |l faan, 5, 1200 Brussel 


19/12: BLOKKADE van de EU-top 


van Tu tot middernacht 


Die Banken haben Milliarden Euro durch die Inkaufnahme 
unüberlegter Risiken zugunsten einiger Weniger verschwendet. 
Indem sie deren Kassen auffüllten, haben die Staaten uns in eine 
tiefe Krise hineingezogen. 

Infolgedessen wurden ın unseren Parlamenten Verträge zur 
Austeritätspolitik abgestimmt, die uns dazu zwingen sollen, 
eine Politik permanenter Kürzungen zu ertragen, um die Profite 
einer kleinen Minderheit zu bewahren, ja sogar zu steigern. 

Die Europäische Union glaubt weiterhin, dass der einzige 
Ausweg das Rennen um die Wettbewerbsfähigkeit ist, indem sıe 





vuw.D19-20.be 


an den Staat dazu dient, ihn in einer solidarischen, 
transparenten, gerechten und dauerhaften Weise funktionieren 
zu lassen, und dass jeder Bereich, jeder Bürger davon jetzt und 
zukünftig Nutzen hat. 
Die Unterzeichner laden alle zu dieser Mobilisierung ein. 
Gemeinsam sind wir stärker! 
http://www.d19-20.be/fr/bloccade/ 
Versammlung in Brüssel am 18.12., 18 Uhr 
(u.a. mit Susan George): http://www.d19-20.be/wp- 
content/uploads/2013/12/MeetingProgram_FR.pdf 


- auch mit den Vereinigten Staaten - Freihandelsabkommen 
aushandelt. Die Bürger und unser Planet gehen daraus stets als 


Verlierer hervor. 


Diese unsinnige und ultraliberale Politik nützt nur 1% der 
Gesellschaft, insofern sie weiterhin die Reichen noch reicher 


und die Armen noch ärmer macht. 


Die Bürger wünschen einfach nur, dass ıhr finanzieller Beitrag 


Zum Nachlesen: 


1. Kritik des Wettbewerbs: 

Die Ideologie des Wirtschaftskrieges und 
des sozialen Überlebens der Besten im 
Lichte des 11. Septembers, von Riccardo 
Petrella, Brüssel, am 17. Dezember 2001 


Die Folgen einer Wettbewerbs-Ideologie_ 
und -Politik 

Eine erste Folge war die Tatsache, dass die 
Beziehungen zwischen Unternehmen, 
wirtschaftlichen Akteuren, Städten und 
Staaten immer mehr in kriegerischen 
Begriffen definiert wurden. Der 
Blickwinkel der globalen Wirtschaft, die 
eine solche Ideologie förderte und 
aufdrängte, war ausgesprochen beschränkt: 
Die Unternehmen wurden als Armeen 
gesehen, die im Kampf um die Eroberung 
der Märkte und für die Verteidigung der 
erreichten Position aufeinander treffen. 


Ihre Führungskräfte wurden in den Rang 
von Generälen und Strategen gehoben. Alle 
Mittel waren in diesem Kampf recht: 
Forschung und Entwicklung, Patente, staat- 
liche Hilfen, Finanzspekulation, Preisdum- 
ping, Verlagerung von Produktionseinhei- 
ten, Fusionen und Käufe. Dieses Kriegs- 
denken hat sich sogar die Begriffe einer 
Partnerschaft einverleibt: Die Kooperation 
ist zu einem Instrument der Wettbewerbs- 
fähigkeit geworden. Das ist der Sinn der 


Diese Allianz wurde am 24. Juni in Brüssel gebildet, nach einem 
Appell von Milchproduzenten. So haben Bauern, Gewerkschafter der 


CSC und des FTGB, Vertreter aus dem Spektrum verschiedener 


Vereinigungen (Climaxi, Oxfam, Constituante) sowie Bürger 
beschlossen, die besagte Allianz D 19-20 mit Blick darauf zu gründen, 


die für dieses soziale Desaster verantwortlichen politischen Instanzen 


großen Wellen von Allianzen und 'strategi- 
schen' Übereinkünften zwischen europäi- 
schen, japanischen und amerikanischen 
Unternehmen, die den Internationalisie- 
rungs- und Globalisierungsprozess der 
Unternehmen und Volkswirtschaften ebenso 
wie die interne Organisation der Unterneh- 
men und die Beziehungen zwischen 
globalen Unternehmensnetzwerken und 
'lokalen' Staaten erschütterten. 

In diesem kriegerischen Klıma war der 
Druck, der auf die 'Ressource Mensch' 
(welch ein entsetzlicher Begriff, muss man 
doch von der 'menschlichen Person’ 
sprechen!) ausgeübt wurde, enorm: Jeder 
Angestellte, jeder Arbeiter steckt - um den 
Preis eines beachtlichen Stresses - in einem 
permanenten Überlebenskampf, der dem 
Zwang von Umsätzen oder Profitraten, die 
das Unternehmen festlegte, untergeordnet 
ist. 


http://www.staytuned.at/sig/0020/32912.html 


2. Michel Husson: Holen wir die 
Wettbewerbsfähigskeit von ihrem 
Sockel, 
http://www.staytuned.at/sig/0024/32889.html 


3. Projektgruppe „Eurokrise“, 
http://www.attac.de/kampagnen/eurokrise/k 
ampagne-eurokrise/ 
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zur Rechenschaft zu ziehen (19. - 20.Dezember 2013). 


4. La dimension sociale de !'’UEM: 
sursaut salutaire ou cheval de Troie_ 


pour l’Europe sociale’? 
http://www.ose.be/FR/agenda.htm#171213 
(englische und französische Texte zur 


Währungs- und Wirtschaftsunion) 


5. The new issue of the EU financial 
reforms reports on how the EU 
Summit on 19-20 December ’13 will 
tighten EU economic governance while 
other financial reforms progress slowly. 
Myrıam Vander Stichele, SOMO (Centre 
for Research on Multinational 
Corporations), www.somo.nl 

and Peter Wahl and Markus Henn, WEED - 
Weltwirtschaft, Ökologie & Entwicklung, 
www.weed-online.org 

Link: 

http://us2.campaign-archive2.com/? 
u=de91cc688ad2982e33685a883&id=7bd183 
744c&e=1b92b0b40d 





SiG-Infoblatt zum Wettbewerbspakt 


http://www.attac.de/uploads/media/zum_ge 
planten _Wettbewerbspakt_der EU.pdf 











Thomas Coutrot, Patrick Saurin, Eric Toussaint 


Schulden streichen oder das Kapital besteuern: 
Warum nur eins von beiden? 


28. Oktober 2013 

Anlässlich der Veröffentlichung zweier 
wichtiger Bücher, Dette -— 5000 ans _ 
d’histoire und Le capital au XXieme siecle 
hatte Mediapart die glückliche Idee, ein 
Treffen der beiden Autoren David Graeber 
und Thomas Piketty zu organisieren. 





Wie kommen wir aus den Schulden raus? 
Diese im Vorfeld des Dialogs gestellte 
zentrale Frage ist gleichermaßen das 
Herzstück der Überlegungen und unserer 
Aktivitäten. Um die Diskussion konstruktiv 
fortzusetzen, haben wir den folgenden Text 
verfasst: Er ist das Ergebnis kollektiven 
Nachdenkens und erklärt, kommentiert, 
hinterfragt und kritisiert die Standpunkte 
und Argumente, die beide Autoren 
vorbringen. 


Schulden streichen oder 
das Kapital besteuern? 


Der Austausch zwischen Piketty und 
Graeber dreht sich im wesentlichen um die 
Gegenüberstellung der jeweiligen Vorzüge 
von Vermögenssteuer und einer Streichung 
öffentlicher Schulden. Graeber, gestützt 
auf umfangreiche historische und 
anthropologische Forschung, unterstreicht, 
dass die Streichung eines Teils oder der 
gesamten Schulden, ob privat oder 
öffentlich, ein wiederkehrendes Bild der 
Klassenkämpfe seit 5000 Jahren ist. 
Bedenkt man, dass Schulden ein zentraler 
Mechanismus der heutigen kapitalistischen 
Herrschaft sind, sieht er keinen Grund, 
warum das in den kommenden Jahren 
anders verlaufen sollte. 


Piketty ist hingegen der Ansicht, dass man 
die Schuldenlast beträchtlich durch eine 
Fiskalpolitik verringern kann, die große 
Vermögen besteuert, was sozial gerechter 
wäre, denn so würde man vermeiden, die 
kleinen und mittleren Sparer zu treffen, die 
— mittels von Banken und Versicherungen 
verwalteter Investmentfonds — einen großen 
Teil der öffentlichen Schulden als Guthaben 
halten. 


Auch wenn die Gesprächspartner es nicht 
explizit sagen, kann man den Streit ihren 
entgegengesetzten philosophischen und 
politischen Überzeugungen zuordnen. 
Graeber, mit anarchistischem Hintergrund, 
bevorzugt die Streichung der Schulden, 
weil das nicht bedingt, sich auf den 
Nationalstaat verlassen zu müssen, 
geschweige denn auf einen Staat oder eine 
supranationale Institution: Sie kann das 


Ergebnis direkten Handelns der Schuldner 
sein (vgl. das Projekt „strike debt“l von 
Occupy Wall Street in den USA) oder auch 
auf Druck der Bevölkerung zu Regierungs- 
entscheidungen führen. 

Piketty, mit sozialdemokratischem Hinter- 
grund, ist eine globale Kapitalbesteuerung 
notwendig, und die nationalen steuerlichen 
Maßnahmen reformistischer Regierungen 
können bereits Fortschritt bringen. 


In Hinblick auf die Argumente beider Auto- 
ren denken wir, dass es nicht notwendig ist, 


zwischen Kapitalbesteuerung und Annul- 
lierung der Schulden zu wählen, sondern, 
dass es sinnvoll ist, beide Maßnahmen 


gleichzeitig umzusetzen. 





Schuldenannullierung, eine sozial 
ungerechte Maßnahme? 


Piketty lehnt die Annullierung von 
Schulden als ungerecht ab, weil die 
Gläubiger mehrheitlich kleine Sparer sınd, 
während die Superreichen nur einen kleinen 
Teil ihres Vermögens in öffentliche Schuld- 
titel investiert haben. Wir halten ihm aber 
entgegen, dass die Überprüfung der Schul- 
den nicht nur zum Ziel hat, legitime 
Schulden (also Schulden für das Gemein- 
wohl) von solchen zu unterscheiden, die es 
nicht sind, sondern gleichzeitig präzise die 
Träger zu identifizieren, um sie differen- 
ziert nach ihren Eigenschaften und den 
gehaltenen Beträgen behandeln zu können. 
Praktisch bedeutet das, dass die Unterbre- 
chung der Zahlungen die beste Vorgehens- 
weise ist, um genau zu erfahren, wer 
welche Schuldtitel hält, denn die Halter 
müssen dann ihre Anonymität aufgeben. 


Laut Banque de France im April 2013 
wurden die handelbaren Schuldtitel zu 
61,9% von Gebietsfremden gehalten, ım 
wesentlichen von institutionellen Anlegern 
(Banken, Versicherungen, Pensionsfonds, 
Investmentfonds, etc.). In den 38,1%, die 
im Inland gehalten werden, entfällt der 
Löwenanteil auf die Banken (sie halten 
14% der französischen Öffentlichen 
Schuldtitel), auf Versicherungen und andere 
Vermögensverwalter (2). Die Kleinanleger, 
die direkt investieren, stellen nur eine 
winzige Minderheit unter den Haltern 
öffentlicher Schuldtitel. Bei einer 
Annullierung der öffentlichen Schulden 
wird es nötig sein, die kleinen Sparer, die 
ihr Vermögen in öffentliche Titel investiert 
haben, ebenso zu schützen wie die Arbeiter, 
Angestellten und Rentner, von denen ein 
Teil ihrer Sozialversicherungsbeiträge 
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(Renten-, Arbeitslosen- und Krankenver- 
sicherung, Kindergeldkasse) von den 
zuständigen Verwaltungen in die gleiche 
Sorte Papiere investiert wurde. 


Die Annullierung der illegitimen Schulden 


muss von den großen privaten Finanz- 
instituten und den reichsten Haushalten 


getragen werden. Der Rest der Schulden 
muss so restrukturiert werden, dass Bestand 
wie Belastung durch die Schulden drastisch 
sinken. Diese Reduktion / Restrukturierung 
kann sıch insbesondere auf eine Steuer auf 
die größten Vermögen stützen, wie Piketty 
(3) vorschlägt. 

Die Streichung der ıllegitimen Schulden 
und die Reduzierung / Restrukturierung des 
Rests müssen Hand in Hand gehen. Es wird 
eine ausgedehnte Debatte geben: Wo ist die 
Grenze zwischen kleinen und mittleren 
Sparern, die man entschädigen muss, und 
den Großen, die man enteignen kann. Man 
könnte also eine progressive 
Vermögenssteuer einführen, die die sehr 
großen Vermögen hart trifft, die der 1% 
Reichsten, von denen Piketty gezeigt hat, 
dass sie heutzutage mehr als ein Viertel des 
gesamten Reichtums ın Europa und den 
USA besitzen (4). Diese Steuer, nur 
einmalig eingefordert, würde in einem 
Aufwasch alle öffentlichen Schulden tilgen. 
Danach würden stark progressive Steuer- 
tarife auf Einkommen und Kapital die 
Wiederherstellung der Vermögens- 
Ungleichheiten verhindern, von denen 
Piketty zurecht meint, dass sie antago- 
nistisch zur Demokratie sind. 


Streichung der Schulden: 
Zu wessen Nutzen? 


Auch wenn wır Piketty nicht folgen mögen 
wenn er schreibt, dass die Annullierung der 
Schulden „überhaupt keine fortschrittliche 
Lösung ist“, hat er dennoch Recht, den 
teilweisen Schuldenschnitt in Griechenland 
2012, erdacht von der Troika (EU- 
Kommission, EZB und IWF) in Frage zu 
stellen. Dieser Schuldenschnitt war geprägt 
durch Maßnahmen, die eine Verletzung der 
wirtschaftlichen, sozialen, politischen und 
bürgerlichen Rechte des griechischen 
Volkes bedeuteten. Sie haben Griechenland 
noch tiefer in die Abwärtsspirale gebracht. 
Es handelte sich um einen faulen Trick, 
damit sich ausländische Privatbanken 
(überwiegend deutsche und französische) 
erholen und ihre Verluste begrenzen 
konnten. Die griechischen Privatbanken 
wurden auf Kosten des Staatshaushalts 


rekapitalisiert, und die Troika hat ihren 
Einfluss auf Griechenland zementiert. 
Während die öffentlichen Schulden 
Griechenlands 2009 bei 130% des BIP 
lagen, im Jahr 2012 nach dem teilweisen 
Schuldenschnitt bei 157%, haben sie 2013 
einen neuen Höhepunkt bei 175% erreicht! 
Die Arbeitslosenrate lag 2010 bei 12,6%, 
2013 hat sie 27% erreicht (50% bei denen 
unter 25). Zusammen mit Piketty lehnen 
wir die Art von „Haircut“ ab, die der IWF 
forderte, die nur noch das blutende Opfer 
am Leben halten soll. Eine Annullierung 
oder eine Aussetzung der Schulden- 
zahlungen muss vom Schuldnerland zu 
seinen Bedingungen beschlossen werden, 
damit es wieder tief Luft holen kann — wie 
z.B. Argentinien 2001 bis 2005 oder 
Ecuador 2008-2009. 





Die Schulden und die Ungleichheit 
der Vermögen sind nicht 
die einzigen Probleme 


Graeber und Piketty streiten, um 
herauszufinden, ob die Schulden oder die 
Ungleichheit der Vermögen der wichtigste 
politische Punkt sind. Für uns hingegen 
sind die Probleme unserer Gesellschaft 
nicht nur auf öffentliche Schulden oder die 
Ungleichheit der privaten Vermögen 
begrenzt. Zuallererst ist es gut zu erinnern — 
und Graeber macht das systematisch —, dass 
es private Schulden gibt, die wesentlich 
größer sind als die öffentlichen Schulden 
(5), und dass das sprunghafte Wachstum der 
letzteren zu einem guten Teil darauf 
zurückzuführen ist, dass private Schulden 
(insbesondere der Banken) in öffentliche 
Schulden umgewandelt wurden. 

Vor allem muss man die Frage der Schulden 
im globalen Kontext des Wirtschafts- 
systems einordnen, von dem sie nur ein 
Aspekt ist. 


Für uns müssen Veranlagung des Kapitals 
und die Streichung illegitimer Schulden 


Teil eines viel größeren Programms sein: 
Mit ergänzenden Maßnahmen, die einen 


Übergang zu einem post-kapitalistischen 
und post-produktivistischen System in 
Gang setzen. Ein solches Programm — das 
eine europäische Dimension haben müsste, 
zunächst jedoch in einem oder mehreren 
Ländern eingeführt werden könnte — müsste 
vor allem eine Abkehr von der Austeritäts- 
politik, eine generelle Senkung der Arbeits- 
zeit (mit Neueinstellungen und unveränder- 
tem Lohn), die Vergesellschaftung des 
Bankensektors und eine grundlegende 
Steuerreform beinhalten, dazu Maßnahmen 
zur Sicherung der Gleichberechtigung von 
Männern und Frauen und eine entschlosse- 
ne Politik für einen ökologischen Umbau. 


Graeber setzt den Akzent auf die Annullie- 
rung der Schulden, weil er glaubt, wie wir 


auch, dass es sich um ein mobilisierendes 
politisches Ziel handelt. Er meint aber 
nicht, dass diese Maßnahme allein genügen 
würde, und folgt einer radikal egalitären 
und antikapitalistischen Sichtweise. 

Die Grundkritik an Piketty bleibt, dass er 
glaubt, dass seine Lösung ım Rahmen des 
aktuellen Systems funktionieren kann. Er 
schlägt eine progressive Steuer auf Vermö- 
gen vor, um den Reichtum zu verteilen und 
die Demokratie zu schützen, aber hinter- 
fragt nicht die Bedingungen, unter denen 
diese Reichtümer produziert werden und 
die daraus resultierenden Konsequenzen. 
Seine Antwort begegnet nur einer der 
Auswirkungen des aktuellen Wirtschafts- 
systems, ohne den wahren Grund des 
Problems anzugehen. 

Zuerst — nehmen wir mal an, dass ein 
gemeinsamer Kampf zur Besteuerung der 
Vermögen führt, was wir anstreben — 
drohen die Erlöse dieser Steuer in großem 
Maße für Rückzahlung illegitimer Schulden 
verprasst zu werden, wenn wir nicht auf 
deren Annullierung hinwirken. 

Aber vor allem können wir uns nicht mit 
einer gerechteren Verteilung der Reichtü- 
mer begnügen, wenn diese von einem räu- 
berischen System produziert werden, das 
weder Menschen noch das Gemeinwohl 
respektiert und das pausenlos die Zerstö- 
rung der Ökosysteme beschleunigt. Das 
Kapital ist nicht ein einfacher „Produk- 
tionsfaktor“, der „eine nützliche Rolle 
spielt“ und deswegen „natürlich“ einen 
Ertrag von 5% verdient, wie Piketty sagt, 
sondern konstituiert auch und vor allem 
eine soziale Beziehung durch den Einfluss 
der Besitzenden auf die Gesellschaft. 

Das kapitalistische System als Produktions- 
weise ist nicht nur die Ursache immer 
unhaltbarerer sozialer Ungleichheiten, 
sondern auch der Zerstörung unserer 
Ökosysteme, der Plünderung öffentlicher 
Güter, der Verhältnisse von Herrschaft und 
Ausbeutung, der Entfremdung durch die 
Warenproduktion und einer Akkumulations- 
logik, die unsere Menschlichkeit reduziert 
auf Frauen und Männer, die über sich nicht 
hinauswachsen können, die vom Besitz 
materieller Güter besessen sind und geisti- 
ge Güter, auf die wir uns gründen, nicht 
beachten. 


Die große Frage, die Piketty nicht stellt, 
aber jedem ins Auge springt, der die Macht- 
verhältnisse in unseren Gesellschaften und 
den Einfluss der Finanzoligarchien auf die 
Staaten beobachtet, ıst: Welche Regierung, 
welche G20 wird eine weltweite progres- 
sive Vermögenssteuer einführen, ohne dass 
machtvolle soziale Bewegungen nicht 
vorher die Zerschlagung des globalisierten 
Finanzmarkts und die Annullierung der 
öffentlichen Schulden durchsetzen, der 
wichtigsten Instrumente der aktuellen 
Macht der Oligarchie? 
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Wie Graeber halten wir es für nötig, eine 
Annullierung der Schulden durch ‚die 
Schwungkraft der sozialen Bewegungen “ 
durchzusetzen. Deswegen arbeiten wir ım 
Rahmen des „collectif d’audit citoyen“ 
(CAC), damit die Annullierung der 
illegitimen Schulden das Resultat einer 
Überprüfung (Audit) wird, an der die 
Bürger als Akteure teilnehmen (6). 

Wir haben unterdessen Zweifel an seiner 
Vorstellung, nach der ‚die gegenwärtige 
Produktionsweise mehr auf moralischen als 
auf wirtschaftlichen Prinzipien ruht“, denn 
„der Neoliberalismus hat das Politische 
und die Ideologie gegenüber dem Wirt- 
schaftlichen privilegiert“. Für uns gibt es 
keinen Widerspruch zwischen diesen drei 
Feldern, sondern es gibt ein System, den 
Neoliberalismus, der diese drei Felder auf 
seine Weise in Beziehung setzt. Der neo- 
liberale Kapitalismus bevorzugt nicht das 
Politische und die Ideologie gegenüber der 
Wirtschaft, auf der Suche nach maximier- 
tem privaten Profit nutzt er sie und dies mit 
einem gewissen Erfolg, wenn man die Da- 
ten, die Piketty in seinem Werk liefert, 
zugrundelegt. Sicher hat dieses System 
ungeheuerliche Ungleichgewichte hervor- 
gebracht — darunter die privaten und 
öffentlichen Schulden — und ist nicht 
vereinbar mit einer emanzipierten Gesell- 
schaft: Momentan setzt es seine Herrschaft 
fort. 


Jenseits aller beschriebenen Meinungsver- 
schiedenheiten — geringer mit Graeber, 
tiefgehender mit Piketty — sind wir natür- 
lich bereit, zusammen die Wege der 
Annullierung illegitimer Schulden und 
einer progressiven Vermögenssteuer zu 
verfolgen. Wenn wir an einer Weggabelung 
ankommen, wo einer der Wege einen 
Ausgang aus dem Kapitalismus bedeutet, 
wird es unsere Sache sein, alle gemeinsam, 
die Debatte wieder aufzugreifen und die 
Lehren aus den zurückgelegten Weg 
auszuwerten. 


Fußnoten 

|1| Siehe die Webseite www.strikedebt.org 

|2| Reuters, „Die 50 größten Halter französischer 
Staatsschulden“ (fr.) 
http://fr.reuters.com/article/companyNews/idFRLSE 
7NS101I20111228.. , 28. Dezember 2011. 

|3| T. Piketty, Le capital au XXle siecle, Le Seuil, 
2013, Seite 887. 

|4| T. Piketty, ebenda, Seite 556. 

|5| In der Eurozone im Jahr 2011 betrugen die 
Bruttoschulden der Staaten 82% des BIP, die 
Schulden der Privathaushalte 61%, die Schulden der 
Nicht-Finanz-Unternehmen 96%, die Schulden der 
Finanz-Unternehmen 333% (Datenbasis nach der 
Untersuchung von Morgan Stanley: 
http://www.ecb.europa.eu/stats/money/aggregates/b 
sheets/html/outstanding_amounts_index.en.html ) 
|6| Siehe Webseite des CAC: http://www.audit- 


citoyen.org/ 


http://cadtm.org/Taxer-le-capital-ou-annuler-la 
Danke an Andreas Spector (coorditrad) für die 


Übersetzung aus dem Französischen 


Reinhard Lauterbach 


Ukraine: Trügerische Hoffnung 


Niedrige Löhne, mangelnde Rechtssicherheit, falsche Versprechungen: 
Zur politischen Okonomie der EU-Begeisterung in der Ukraine 


Wenn man in polnischer Sprache die 
Suchworte »Ukraine« und »Arbeitnehmer« 
in seinen Internetbrowser eingibt, kommt 
man ziemlich schnell auf die Seiten 
verschiedener Jobvermittler. »Brauchen Sie 
Leute für körperliche Arbeit, Traktoristen, 
Melker, Arbeitskräfte für die Schweine- und 
Geflügelmast, zur Ernte von Gemüse und 
Obst? Wir sind dank der Zusammenarbeit 
mit Arbeitsvermittlern ın der Ukraine in der 
Lage, alle Ihre Bedürfnisse zu erfüllen«, 
schreibt die eine Agentur. Eine andere listet 
in holprigem Russisch konkrete 
Jobangebote auf: ein Arbeiter für eine 
Möbelfabrik in Westpolen, Stundenlohn 
1,90 Euro, Schichten von zehn bis zwölf 
Stunden; Frauen sollen im Akkord in 
Zwölf-Stunden-Schichten Möbelbezüge 
nähen, kräftige Männer für 2,50 Euro pro 
Stunde Gleise verlegen — Knochenjobs, für 
die sich zu diesen Löhnen Einheimische 
nicht mehr finden. Das Lohnniveau in der 
Ukraine ist mindestens um den Faktor drei 
niedriger als in Polen, liegt also ungefähr 
um das Zehnfache unter dem deutschen. 


Auf regierungsamtlichen Seiten kann man 
lesen, daß die Beschäftigung von Ukrainern 
in Polen die Lücken schließen helfe, die die 
Emigration von bis zu zwei Millionen Po- 
len ins besser zahlende Westeuropa auf dem 
Arbeitsmarkt gerissen hat. Warschau fördert 
diesen ethnisch definierten Billiglohnsektor 
ganz bewußt. Etwa 300000 Ukrainer sind in 
den letzten Jahren für jeweils sechs Monate 
legal zur Arbeit ins Land geholt worden; 
niemand zählt, wie viele von ihnen nach 
dem Ablauf ıhres Visums illegal dableiben 
und schwarz als Altenpflegerin, Haushalts- 
hilfe oder Kinderfrau in wohlhabenden 
polnischen Familien, in der Landwirtschaft, 
auf Baustellen und in Hinterhoffirmen der 
Textilindustrie arbeiten. Aber es sind viele, 
das ist klar. 

Die Migration nach »Europa« — oder aus 
der Ostukraine nach Rußland - ist für viele 
Ukrainer die einzige Chance. In ihrem 
Heimatland, für das das statistische Zen- 
tralamt gerade erst aktuelle Einkommens- 
daten veröffentlicht hat, beträgt der Durch- 
schnittslohn umgerechnet 300, der Min- 
destlohn 110 Euro. 

Mehr noch: Die Gehaltsrückstände lagen im 
September bei drei Prozent des vertraglich 
vereinbarten Lohnfonds. Das heißt prak- 
tisch: Einer von 33 Beschäftigten wird trotz 
geleisteter Arbeit nicht bezahlt, oder anders 
gerechnet: Jeden kann es einmal in zweiein- 
halb Jahren erwischen. Nur etwa 40 Prozent 
der Lohnrückstände ergeben sich aus dem 
Konkurs von Unternehmen. In den anderen 


Fällen hat der Besitzer oder staatliche 
Direktor einfach keine Lust zu zahlen oder 
wartet selbst auf Zahlungen von Kunden. Er 
läßt es gegenüber den Beschäftigten drauf 
ankommen, weil er weiß, daß sie das 
schwächste Glied im System sind. Es gibt 
keine funktionierenden Gewerkschaften, 
und kein ukrainischer Lohnabhängiger kann 
sich privat einen Anwalt leisten. 

»Europa« erscheint unter solchen Rahmen- 
bedingungen nicht nur als ein Land aus- 
kömmlicher Lebensmöglichkeiten für 
jeden. Wichtiger noch ist wahrscheinlich, 
daß die EU als ein stabiler Rechtsraum 
wahrgenommen wird, in dem vereinbarte 
Löhne in der Regel auch gezahlt werden 
und im Konfliktfall einklagbar sind. Eın 
Raum, in dem nicht für alles, von der 
Aufnahmeprüfung zur Universität über das 
Bett im Krankenhaus bis zur Baugenehmi- 
gung, Beziehungen genutzt oder Schmier- 
gelder gezahlt werden müssen. Dieser 
Routinebetrieb der bürgerlichen Gesell- 
schaft ist gemeint, wenn Demonstranten in 
Kiew mit EU-Fahne in der Hand von einem 
»normalen Land« träumen und sich erhof- 
fen, dem durch den Anschluß an die Euro- 
päische Union näherzukommen. Hinter 
ihrem Protest steht die Verzweiflung darü- 
ber, daß die Unabhängigkeit der Ukraine 
für ıhre Bürger in 22 Jahren wenig bis 
nichts gebracht hat. So war sie so auch nie 
gemeint, aber das sagt natürlich kein 
Politiker dazu. 

Der Aufstand auf dem Kiewer Maidan ist so 
eine Erhebung enttäuschter Patrioten. 
Insofern ist es nicht erstaunlich, sondern 
konsequent, daß Faschisten wie die Partei 
»Swoboda« darin eine bedeutende Rolle 
spielen — die faschistische Demagogie 
artikuliert am schärfsten den »nationalen 
Verrat« und das Versagen herrschender 
Eliten. Der Aufstand ist allerdings auch 
doppelt illusorisch. Denn erstens läßt sich 
aus einer Reform des »Überbaus« keine 
kapitalistische Ökonomie nach dem Vorbild 
Westeuropas »herausdekretieren«. Illuso- 
risch ist er deshalb zweitens auch in real- 
politischer Hinsicht. 

Wer das politische System der gegenwärti- 
gen Ukraine zerschlagen will, müßte die 
oligarchische Wirtschaft zerschlagen, die 
sich in den Jahren der Unabhängigkeit auf 
den Trümmern der Sowjetunion heraus- 
gebildet hat. Das dürfte dem Großteil der 
Bevölkerung, die zwar mehr schlecht als 
recht, aber von dieser Wirtschaft und keiner 
anderen lebt, übel bekommen. Es ıst daher 
kein Wunder, daß die Aufrufe der Opposi- 
tion zum Generalstreik bisher ins Leere 
gelaufen sind. Und ebensowenig, daß das 
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letzte Wort der »Demokraten« von Kiew 
daher der Ruf nach Einmischung der EU zu 
ihren Gunsten ist. 
http://www.jungewelt.de/2013/12- 
11/019.php?sstr=Ukraine 





Sebastian Range 

Der Westen setzt auf Eskalation 
12. Dezember 2013 
Über die Hintergründe des eigentlichen 
Auslösers der Proteste — die Aussetzung der 
Verhandlungen des Assoziierungsabkommens 
mit der EU - erfährt der Medienkonsument in 
Deutschland so gut wie nichts. (...) Nichts 
darüber, dass Kiew einen massiven Verlust an 
Arbeitsplätzen und Steuereinnahmen be- 
fürchtet, aufgrund der geringen Wettbe- 
werbsfähigkeit der ukrainischen Betriebe. 
Nichts darüber, dass diese erst erhebliche 
Investitionen, schätzungsweise im dreistel- 
ligen Milliardenbereich, tätigen müssten, um 
die technische Standards der EU erfüllen und 
dorthin exportieren zu können. Nichts darü- 
ber, dass laut einem Papier der Deutschen 
Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP) 
die Umsetzung des Assoziierungsabkommen 
der Ukraine „scharfe und zum Teil sozial 
äußerst schmerzhafte Anpassungen “ 
abverlange. 
(..) Für die EU-Strategen, die die Ukraine der 
Nähe Russlands entreißen und unter die 
Knute der EU bringen wollen, ergibt sich das 
grundsätzliche Problem, dass eine Pro-EU 
Position außer in Teilen der Westukraine 
keine Mehrheit in der Bevölkerung findet — 
was sich entsprechend in der Zusammen- 
setzung des vor einem Jahr gewählten 
Parlaments widerspiegelt. 
(...) Um die Verhältnisse in dem Land mit 
seinen 45 Millionen Einwohnern neu zu 
ordnen, setzt der Westen auf den Sturz der 
von Viktor Janukowitsch geführten 
Regierung — und bedient sich hierfür der 
Strategie der Spannung.(...) 
Ein Blick auf die Kräfte, die der Westen zu 
diesem Zweck in der Ukraine unterstützt, 
lässt erahnen, wohin die Reise auf dem Pfad 
der Eskalation demnächst führen soll — und 
wie es um das Demokratieverständnis des 
Westens wirklich bestellt ist. Die Proteste 
werden von einem Bündnis aus drei Parteien 
getragen. Neben Klitschkos UDAR und 
Timoschenkos Vaterlandspartei gehört 
diesem die neofaschistische Partei 
„Swoboda“ (Freiheit) an. Sie sieht sich in der 
Tradition der Organisation Ukrainischer 
Nationalisten (OUN) und deren Ukrainischer 
Aufstandsarmee (UPA), die mit den Nazis 
kollaborierten und sich am Überfall auf die 
Sowjetunion beteiligten. 
QUELLE: 


http://www.hintergrund.de/201312122914/poli 
tik/politik-eu/regime-change-mit- 
faschisten.html 











Attac Marokko 


Politische Unterdrückung in Marokko 
Das zweifache Leid der Opfer der Mikrokredite 








Weil sie den Missbrauch durch die Mikrokredit-Organisationen in der Ouarzazate-Region (Südliches Marokko) 
angeprangert haben und zahlreiche Opfer dieser Organisationen verteidigt haben, drohen Amina Mourad und 
Benasser Ismaini fünf Jahre Gefängnis ohne Bewährung! 

Das Urteil wird im Gericht von Ourazazate am 17. Dezember 2013 verkündet (Letzte Nachricht: Der Prozeß wurde 
— wieder — verschoben, diesmal auf den 6. Januar. „La lutte continue“ - Der Kampf gegen weiter.) 





Seit dem Beginn des Jahres 2011 führen 
4500 Frauen, die in der Association de 
Protection Populaire pour le Developpe- 
ment Social (etwa: Schutzvereinigung für 
die soziale Entwicklung) organisiert sind, 
einen mutigen Kampf gegen die Mikro- 
kredit-Organisationen wegen Betrug und 
unerträglichen Kreditbedingungen, die zu 
ihrer Überschuldung und zu einer zuneh- 
menden Verelendung geführt haben. 
Durch ihre Kämpfe konnte gezeigt werden, 
dass das System der Mikrokredite weit 
davon entfernt ist, ein Instrument des 
Kampfs gegen die Armut zu sein, sondern 
die Familien und insbesondere die Frauen 
mehr und mehr in eine Spirale von Proble- 
men hineinzieht. Diese sind sowohl 
finanzieller als auch materieller und 
familiärer Art. 


Seit Anfang 2011 hatten vier Mikrokredit- 
Organisationen Klage gegen Amina Mourad 
und Benasser Ismaini erhoben wegen 


Betrug, übler Nachrede und Bedrohung. 
Nach mehreren Verschiebungen des Prozes- 
ses waren die Klagen zurückgenommen 
worden und die beiden Aktivistinnen waren 
in erster Instanz unschuldig erklärt worden. 
Aber eine neue Organisation, INMAA, ver- 
bunden mit der NGO AMSED und mit Pla- 
net Finances, hatte in der Sache Berufung 
eingelegt. Nach mehreren Verschiebungen 
hat der Generalstaatsanwalt die Höchststra- 
fe von fünf Jahren Gefängnis ohne Bewäh- 
rung für Amina Mourad und Benasser 
Ismaini gefordert, Koordinatorin und Koor- 
dinator der Bewegung der Opfer der Mikro- 
kredit-Organisationen in der Ouarzazate- 
Region. 

Das Urteil wird im Gericht von Ourazazate 
am 17. Dezember 2013 verkündet. 


Wir fordern Freispruch und ein Ende der 
Verfolgungen von Amina Mourad und 
Benasser Ismaini! 

Erklären wir uns uneingeschränkt 


solidarisch mit der Bewegung der Frauen, 
die Opfer der Mikrokredit-Organisationen 
in Marokko geworden sind! 


(Anm. der Redaktion: wir werden unter 
http://wwn.attac.de/bildungsangebot/sig/ak 
tuelle-artikel/ über den Ausgang des 
Prozesses berichten) 








Attac Marokko: http://attacmaroc.org/ 
SiG-Sonderheft zu Marokko: 


http://www.attac.de/uploads/media/SiG _ 
sonderheft zu _Marokko_nov_2012.pdf 
Sand im Getriebe Nr. 104, Kein 
Freihandelsabkommen mit der EU! 
http://sandimgetriebe.attac.at/10599.html 
Kampagne zur Unterstützung der politischen 
Gefangenen 


http://sandimgetriebe.attac.at/10610.html 





https://www.versoehnungsbund.de/marokko 








Lucile Daumas, Attac Marokko 


Mikro-Kredit, Makro-Betrug 


Arbeit und Beschäftigung für die 
Frauen, ohne Schulden! 


Seit Beginn des Jahres 2011 führen mehr- 
heitlich Frauen, die in der Association de 
Protection Populaire pour le Developpe- 
ment Social (etwa: Schutzvereinigung für 
die soziale Entwicklung) organisiert sind 
und deren Zahl heute mehr als 4500 beträgt, 
in Ouarzazate und im gesamten Tal des 
Dades, ım Süden Marokkos, einen Kampf 
gegen die Mikrokredit-Institutionen wegen 
deren Vertrauenmißbrauch und unerträg- 
lichen Kreditbedingungen. 


Die Mikrokreditorganisationen haben sıch 
in der Region eingerichtet und in großem 
Umfang Kredite vergeben, wobei sıe 
insbesondere auf Frauen zielen. 

Dabei profitierten sıe von der Krise, die 
besonders den Hotelsektor dieser 
Touristenregion erfasst hatte. 

Waren diese Kredite ursprünglich zur 
Finanzierung von Mikroprojekten und 
Kleinstunternehmen vorgesehen, wurden 


sie oft ohne wirkliche Überprüfungen 
vergeben. 


Dies geschah zum einen, weil die Makler 
nach der Anzahl der KundInnen bezahlt 
werden und zudem, weil die Mikrofinanz- 
Institutionen (IMF) und die Vereinigungen 
für Mikrokredite (AMC) Zuwendungen und 
Subventionen entsprechend der Anzahl 
ihrer KundInnen erhalten (von USAID, der 
EU, von Stiftungen, vom Entwicklungspro- 
gramm der UN, usw.), was zu einer ver- 
schärften Konkurrenz unter den Organisa- 
tionen führt. Und in der Tat wurden diese 
Summen als Kredite für Konsum benutzt 
(zum Anschaffung eines Mopeds, zur 
Finanzierung der Einschulung der Kleinen, 
zum Kauf eines Kühlschranks...) oder um 
öffentliche Dienstleistungen zu bezahlen, 
die in den Zeiten des Neoliberalismus 
kostenpflichtig und somit unerreichbar für 
die ärmsten Schichten der Bevölkerung 
geworden sind, insbesondere die 
Gesundheitsfürsorge. Überdies wurden 
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zahlreiche Kredite abgeschlossen, um 
vorausgegangene abzuzahlen. 

Obwohl das geliehene Geld aus Zuwendun- 
gen, Subventionen oder Anleihen zu 
niedrigen Zinssätzen stammt, sınd die 
„NutznießerInnen“ dieser Darlehen mit sehr 
hohen Zinsen belastet. Offiziell sind es 14 
bis 18 % (angeblich um die hohen 
Verwaltungskosten angesichts der geringen 
geliehenen Summen zu decken), doch in 
der Praxis sprechen die Frauen von 
Ouarzazate von Zinsen, die bis zu 40 % 
erreichen können. 

Darüber hinaus gibt es keine Umschuldung 
oder Verlängerungen. Keines der Ereignis- 
se, die im Leben der verschuldeten Perso- 
nen vorkommen können, wird berücksich- 
tigt. Schlimmer noch, man hat ein System 
von Solidar-Krediten eingeführt, wobei eine 
Gruppe von Frauen für jede unter ihnen 
bürgt und die Eintreibung ausstehender 
Gelder mit Gewalt erfolgen kann, wobei 
Druck, Erpressung und Aggressionen 
gängige Praxis sind. 


Hinter dem larmoyanten und mitleidigen 
Gerede vom Kampf gegen Armut und 
wirtschaftliche Unsicherheit der Frauen 
versteckt sich also eine extreme Gewalt 
gegenüber den Armen. Unter Ausnutzung 
ihres Analphabetismus lässt man sie 
Verträge unterschreiben, die sie nicht lesen 
können, und danach gibt es kein Erbarmen. 


Welches Interesse besteht bei den 
Finanzorganisationen an Mikrokredit- 
Geschäften? 


Die Mikrofinanz-Institutionen (IMF) 
funktionieren mit billigem Kapital, das sıe 
zu hohen Preisen an die Ärmsten weiter- 
geben: Ein großes Geschäft! So einträglich, 


daß die ursprünglichen Zusammenschlüsse 
für Mikrokredite sich in Institutionen der 
Mikrofinanz verwandelten, und auch die 
größten Banken der Gegend sich mehr und 
mehr für diese Sparte interessieren. Die 
Armen haben zwar wenig Geld, sind jedoch 
so zahlreich... 





Geschäftszahlen 2011 


Geschäftszahlen 2012 

















Zahl der aktiven Kunden 793.633 793.245 
Gesamtsumme der laufenden Kredite in Dh 4.552.866.542 4.715.893.022 
Durchschnittliche Kreditsumme in Dh 5737 5945 





Ouelle: FNAM (Federation nationale des associations de micro-credit) 
(Anm. der SiG-Red.: IO0Dh = 9 Euro; Mindestlohn bei rund 1600 Dh / 150 Euro/Monat) 


Die gleiche Organisation (FNAM) 
prognostiziert für 2020 drei Millionen 
Kundinnen, kündigt Zinssätze von 15 bis 
24 % an auf die von Steuern befreiten 
Summen, die aus Subventionen, Zuwen- 
dungen und Fonds der ausländischen Ge- 
meinschaft stammen und stellt fest, dass die 
Darlehen durchweg gut zurückgezahlt wer- 
den. Bei El Anama z.B., einer der beteilig- 
ten IMFSs, nähert sich die Rückzahlungsrate 
dem Wert von 99 % an. (1) 

Somit ist es an sich schon ein exzellentes 
Geschäft. 


Einbeziehung neuer Bevölkerungskreise 
ins Bankgeschäft 


Zudem erlaubt dies alles die Einbeziehung 
neuer Bevölkerungskreise ins Bankge- 
schäft. 

„Dieser Markt ist ein sehr wichtiges 
Wachstumsreservoir für die Banken und 
andere Finanzvermittler, die sich 
diversifizieren und ihre Marktanteile 
entwickeln möchten. “ 

„Dieses Kundensegment des privaten 
Sektors entgeht noch größtenteils den 
traditionellen Finanzströmen. “ 

„Diese Unternehmen sehen sich oft 
gezwungen, sich informellen Finanzie- 
rungsquellen zuzuwenden (Freunde, 
Familie, Tanten), ja sogar zu einer 
ungeeigneten Eigenfinanzierung zu 
greifen“, sagt die AFD (Agence Francaise 
de Developpement). (2) 


Diese Mikrokredite stellen darüber hinaus 
eine Form von „sozialen Netzen“ dar, wie 
sie in den Partnerschaftsabkommen zwi- 
schen der EU und den Mittelmeeran- 
rainerstaaten erwähnt sind. Dahinter steht 
die Sorge, dass Marginalisierung und 
Verarmung weiter Bevölkerungskreise 
infolge der Einführung des Freihandels den 
Einwanderungsdruck auf die Tore Europas 
verschärft. 

„Aufgrund ihrer Struktur und Flexibilität 
können sie gleichfalls ein bedeutendes 
Instrument zum Auffangen von Krisen 
wirtschaftlicher und finanzieller Art sein.“ 


(Ebenda) 


Warum werden bevorzugt die Frauen 
angesprochen? 


„Die Zeiten sind vorbei, in denen der Vater 
den Lohn nachhause brachte und ihn der 
Mutter übergab, damit sie die Kinder 
großziehe. Die Folgen aus den Struktur- 
anpassungen waren die massive Arbeits- 
losigkeit, die Flexibilisierung der Arbeit 
und prekäre Beschäftigungsverhältnisse. 
Infolge dieser Politik wurden die 
Verdienstmöglichkeiten des Vaters sehr 
unsicher und die Mutter ging hinaus, um 
etwas zum Überleben zu finden und gab 
damit der Wirtschaft, der Stadt und der 
Struktur, sogar dem Sinn von Familie ein 
neues Gesicht... Diese ganze soziale 
Energie, die die Frauen in ihrem Kampf 
ums Überleben entwickelt haben, wird 
instrumentalisiert und genutzt durch die 
Bank und das Mikrofinanz-System über den 
Umweg des Mikrokredits.“ (3) 


Diese Worte von Maria Galando, Aktivistin 
der bolivianischen Vereinigung Mujeres 
creando, geben sehr interessante Denk- 
anstöße für Marokko. Tatsächlich hat der 
Neoliberalismus die Frauen massıv dazu 
gedrängt, sich dem Arbeitsmarkt zur Ver- 
fügung zu stellen, insbesondere in den 
exportorientierten Sektoren (Freihandels- 
zonen, Textil, Gartenbau in Treibhäusern). 
Dabei profitierte man von ihren fehlenden 
Erfahrungen auf dem Arbeitsmarkt, von der 
Unkenntnis ihrer Rechte und ihrem 
Analphabetismus. Die Krise der Groß- und 
der Kleinfamilie wird schlimmer. Verschärft 
durch eine massenhafte strukturelle 
Arbeitslosigkeit, hat sie dazu geführt, dass 
die Frauen zu Haushaltsvorständen und zu 
Handelnden an vorderster Front im Kampf 
ums Überleben wurden. 


Dieses sind die Hauptmerkmale, die 
heutzu-tage die IMF ausnutzen. Sie 
schlagen bestensfalls einkommenser- 
zeugende Aktivitäten vor, diese niedrigste 
Stufe der Erwerbstätigkeit: weder Arbeit 
noch Anstellung noch Lohn, im Namen 
einer vorgegaukelten Entwicklung (auf 
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diese Weise kann ein Land sich nicht 
entwickeln) und es kommt letztlich zu einer 
Zunahme des Leidens der Frauen. Die 
Frauen von Ouarzazate berichten vom 
ihrem Stress, von ihren Ängsten, von den 
Pfändungen, den Prozessen. Zu den Proble- 
men der Armut, die sie schon zuvor hatten 
und die der Zugang zu den Mikrokrediten 
nicht gelöst hat, addieren sich die Verschul- 
dung und der Druck zur Rückzahlung, was 
die Familien zerstört und die Frauen in die 
Prostitution oder zum Selbstmord führt. 


Die Frauen von Ouarzazate haben verstan- 
den, dass Mikrokredite kein Werkzeug ım 
Kampf gegen die Armut sind, sondern eine 
zusätzliche Plünderung der mageren Ein- 
kommen der armen Familien darstellen. Sıe 
haben zudem verstanden, dass die Verschul- 
dung kein individuelles Problem ist, son- 
dern ein soziales und kollektives Problem 
ist, das sozialer und kollektiver Lösungen 
bedarf, durch kostenlosen Zugang zu 
qualitativ hochwertigen öffentlichen 
Dienstleistungen, durch Schaffung von 
Beschäftigung, durch das Recht auf Arbeit 
sowie wirtschaftliche und soziale Rechte. 
Sie haben die Bedeutung der Selbstorgani- 
sation erkannt und die des gemeinsamen 
Kampfs gegen die neuen Vampire, die 
hinter den Masken von Reden über Unei- 
gennützigkeit und Feminismus vorrücken. 
Sie verlangen die Annullierung von 
Schulden, die sie bereits zurückgezahlt 
haben. 


Amina Mourad und Benasser Ismaini, 
Aktivistin und Aktivist der Bewegung 
gegen den Mikrokredit, sind vor dem 
Gericht von Ouarzazate angeklagt. Fünf 
Mikrokredit-Organisationen hatten eine 
Klage gegen sie eingereicht. Vier davon 
haben ihre Klage zurückgezogen. Es bleibt 
somit noch eine. Aber der wirkliche Prozess 
ıst der, den die Frauen durch ihr Handeln 
anstrengen, welche Opfer der Habgier der 
Mikrokredit-Organisationen geworden sind, 
die mit der Armut ein großes Geschäft 
machen. 


Rabat, den 6. September 2013 


In Ergänzung zu diesem Artikel wird der 
Film von Souad Guennoun empfohlen. 
http://cadtm.org/Micro-credit-macro-arnaque 
S. auch: http://cadtm.org/Intervention-d- 
Emilie-sur-le 


http://cadtm.org/Ouarzazate-mars-2013- 
femmes-contre 


Anmerkungen 
(1) Trotz des geringen Risikos, das die IMF 


Das zweifache 


18. November 2013 

„Anfangs dachen wir, sie seien da, um uns 
zu helfen.“ Jamila, etwa 50 Jahre alt und 
traditionell gekleidet, erinnert sich an die 
Vertreter der Mikrokreditorganisationen Al- 
Amana und Al-Baraka, die in die Dörfer um 
Ouarzazate (Marokko) gekommen waren, 
um ihre Dienste anzubieten. „Sie sagten 
uns, sie würden einen kleinen Gewinn 
erzielen, dagegen bleibe der weitaus 
größere Gewinn für uns.“ Am Schluss 
muss jedoch mehr als das Dreifache der 
geliehenen Summe zurückgezahlt 
werden... 


Jetzt beginnt die Justiz das Berufungsver- 
fahren gegen die VerteidigerInnen der 
Mikrokredit-Opfer und die Geschichte von 
Jamila ist bezeichnend für die Auswüchse 
dieses Darlehnssystems ın Marokko. 


1999 ist Jamila eine der ersten, der dadurch 
Geld geliehen wird. Zum Anfang sind es 
etwa 100 Euro. „Ich habe nicht verstanden, 
was ich da unterschrieben habe. Sie haben 
mir nichts erklärt und ich habe keine 
Fragen gestellt. Mein einziges Interesse 
war es, Geld zur Errichtung meiner 
Webwerkstatt zusammen zu bekommen. ‘ 
Für ein Darlehen von 100 Euro über acht 
Monate zahlt sie alle fünfzehn Tage 18 
Euro zurück: insgesamt 288 Euro, was 
einem Zinssatz von etwa 190 % 
entspricht... 


‘ 


Arztrezepte. 

In Ouarzazate koordiniert die etwa 50- 
jährige Amina Morad die örtliche 
Vereinigung der Opfer der Mikrokredite. In 
einem Haus mit Lehmmauern sind rund 30 
Frauen zusammengekommen. Mehrere von 
ihnen haben Plastiksäcke dabei, die mit 
losen Papieren gefüllt sind, Verträge 
vermischt mit Arztrezepten. Die Mehrzahl 
kann weder lesen noch schreiben. „Ich 
habe unterschrieben, obwohl ich nicht 
einmal meinen eigenen Namen lesen 
kann“, erklärt die etwa fünfzigjährige, 
zahnlose Berberin Aisha, eingemummt in 
einen Fleece-Pyjama. Seit zehn Jahren 
nimmt sie Kredite in Folge auf. „/ch wollte 
zuhause Webwaren verkaufen, das habe ich 
den Angestellten der Organisation mitge- 
teilt.“ Sie nahm einen Kredit von 100 Euro 


eingehen, sichern sie sich gegen 
Rückzahlungsausfälle auf verschiedene Arten 
ab: Mikroversicherungen garantieren die 
Rückzahlung im Falle von Invalidität oder 
Tod; solidarische Darlehen durch Gruppen; 
gemeinsame Datenbanken zur Vermeidung 
der Mehrfachverschuldung; gemeinschaftliche 
Eintreibung von Forderungen auf juristischem 
Wege. 

(2) Siehe: http://www.entreprendre- 


Anna Ravix 


mediterranee.com/ 

(3) La pobreza, un gran negocio. Analisis 
critico sobre oeneg£s, microfinancieras y 
banca, La Paz, Mujeres creando, 201? 


Übersetzung: Hans-Hermann Bohrer, 
Coorditrad / SiG-Redaktion 


Quelle:http://cadtm.org/Micro-credit- 
macro-arnaque ‚22. November 2013 


Leid der Opfer der Mikrokredite 


auf neun Monate auf, wofür sie 18 Euro 
monatlich zurückzahlt, was insgesamt 162 
Euro ergibt. Ein Zinssatz von mehr als 62 
%. „Man sagte mir, wieviel ich zahlen 
müsse, und ich gab das Geld. Aber ich 
verdiente nicht genug für die Rückzahlun- 
gen. Ich musste persönliche Dinge herge- 
ben, meinen Armreif und die Goldkette 
meiner Tochter. “ 


Um in der Lage zu sein, die Darlehen 
zurückzuzahlen, reiht sie einen Mikrokre- 
dit an den nächsten: 200, 300, 500, dann 
1000 Euro, bei Al-Amana, Al-Baraka, 
Inmaa und Ardi: Fast alle marokkani- 
schen Mikrokreditorganisationen haben 
ihr Geld geliehen. „/n 2 bis 5 % der Fälle 
gab es keinerlei Überprüfung, die Kunden 
haben geborgt, um andere Darlehen 
zurückzahlen zu können und dabei getan, 
als ob es um wirtschaftliche Projekte 
gehe, “ stellt Fouad Abdelmoumni fest, der 
frühere Präsident von Al-Amena. „Im 
gleichen Ausmaß hat es auch richtige 
Erfolgsgeschichten gegeben, die die 
Organisationen gerne herausstellen. 
Zwischen diesen beiden Extremen kam es 
bei der großen Mehrheit der Darlehnsneh- 
merInnen zu einer leichten Verbesserung 
ihrer Lebensbedingungen. Aber dadurch 
ändert sich ihre Existenz nicht grundle- 
gend. Und außerdem löst dies nicht die 
Probleme, vor denen die Staaten kapituliert 
haben. “ 

Belasten die überhohen, an Wucher 
grenzenden Zinssätze die Haushaltskasse 
der Dorfbewohner? Fouad Abdelmoumni 
versichert, Al Amana habe niemals mit 
Zinssätzen von 100 % gearbeitet. „Sie 
konnten bis auf 50 % ansteigen. Doch ich 
ziehe auch die wirtschaftliche Realität in 
Betracht, die oft derart ist, dass den Leute 
keine anderen Lösungen bleiben. “ Er nennt 
die Verwaltungskosten: „Unsere 
Angestellten, die Vertreter vor Ort...wir 
müssen die Unkosten der Organisation 
decken. Die gesamte Kreditwürdigkeit der 
Mikrofinanz beruht auf der Fähigkeit, die 
Zahlungsfähigkeit der Kreditnehmer und 
die Solidität von deren Vorhaben zu 
beurteilen. “ Sind aber diese Kosten nicht 
durch internationale Hilfen abgesichert? 
„Diese haben zur Errichtung der Organi- 
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sationen gedient, aber sind nicht für deren 
laufenden Betrieb bestimmt. Das Instru- 
ment des Mikrokredits hat deshalb weltweit 
Begeisterung hervorgerufen, weil es ver- 
sprach, nach einem Modell von unabhängi- 
gem und nachhaltigem Wirtschaften zu 
funktionieren, “ erklärt Abdelmoumni. Zwar 
schreibe das marokkanische Recht den 
Organisationen zahlreiche Bedingungen 
vor, „doch bestimmt kein Gesetz eine 
Obergrenze des Zinssatzes. Jede legt den 
Zinssatz fest, den sie haben will“. 


„Zielvorgaben“. 

Dieser Wirtschaftssektor ist faul, erklärt 
Rachid, ein früheres Führungsmitglied einer 
großen marokkanischen Mikrokreditorga- 
nisation. „Am Firmensitz haben wir keinen 
Zugang zu den Akten, folglich tun die 
Vertreter vor Ort, was sie wollen. “ Und 
weiter führt er aus, dass jene „Provisionen 
anhand der Anzahl der vermittelten Kredite 
erhalten und unter dem Druck der 
Zielvorgaben stehen“. Rachid führt 
außerdem einen Interessenskonflikt an: 
„Die Vertreter, die Kredite anbieten, sind 
zugleich für die Eintreibung der 
Forderungen zuständig. Sie müssen dann 
zu den Leuten hingehen und, was illegal ist, 
versuchen, deren Besitz wegzunehmen. “ 


Seit zwei Jahren sammeln Amina Morad 
und Nasser Ismaini diese Geschichten. Sie 
haben bereits mehr als 4600 Marokkaner 
davon überzeugt, die Rückzahlung ihrer 
Darlehen einzustellen. Ende 2012 erhoben 
sie Klage gegen vier Mikrokreditorgani- 
sationen. Doch wurden sie schließlich 
ihrerseits angeklagt, wegen „Betrug“, 
„Bedrohungen“ und „Beleidigung“... Die 
Klagen kamen von vier Unbekannten. Nach_ 


fünfzehn Vertagungen des Prozesses 
wurden sıe am 25. April von den Vorwürfen 


des „Betrugs“ und der „Bedrohungen“ 
freigesprochen, jedoch zu 400 Euro 


Geldstrafe wegen „Beleidigung“ der 
Mikrokreditorganisationen verurteilt. Der 
damit unzufriedene Generalstaatsanwalt 
legt gegen die Freisprüche Berufung ein. 
http://cadtm.org/Au-Maroc-la-double- 
peine-des 

Übersetzung: Hans-Hermann Bohrer 
(Coorditrad) /SiG-Redaktion 


Gerhard Klas 


Ein Märchen aus Bangladesch 
- Mikrokredite gegen Armut 


Mikrokredite gelten seit einigen Jahren als 
probates Mittel zur Bekämpfung der Armut 
vor allem in den sogenannten Ländern der 
Dritten Welt. 2006 erhielt Muhammad 
Yunus, der Gründer der größten Mikro 
kredit-Institution, der Grameen Bank aus_ 
Bangladesch, sogar den Friedensnobelpreis. 
Gefördert wurde er auf seinem Weg zum 
Ruhm von der Weltbank, der US-amerika 
nischen Entwicklungsagentur USAID und 
der deutschen Kreditanstalt für Wiederauf 
bau. 








Bangladesch ist doppelt so groß wıe Bayern 
und hat 160 Millionen Einwohner. Die 
meisten leben von der Landwirtschaft. 
Beinahe ein Fünftel der Bewohner — 30 
Millionen — sind Kunden bzw. Kundinnen 
bei einer Mikrofinanzinstitution. Mehr 
Menschen als irgendwo sonst auf der Welt. 


„Laut einer internen Erhebung der 
Grameen Bank“ so Muhammad Yunus in 
seinem Buch „Die Armut besiegen“, hätten 
„64 Prozent der Kreditnehmerinnen, die 
fünf oder mehr Jahre von uns betreut 
wurden, die Armutsgrenze hinter sich 
gelassen“. Dennoch sinkt ın Bangladesch 
der Stern des Mikrokredits. 


Roshida Khatoom, Kleinbäuerin im Distrikt_ 





Manikganı, wünscht sich, die Mikrokredite 
hätte es nie gegeben. 

Das erste Kleindarlehen besorgte sich die 
Mutter dreier Töchter 1988 bei der 
Grameen Bank, nachdem eine Flut ihre 
Ernte vernichtet hatte. Doch ıhr Mann und 
sie schafften es nicht, die wöchentlichen 
Raten zu bezahlen. Roshida Kathoom 
schuldete um, lieh Geld bei Nachbarn, 
nahm weitere Kredite bei anderen 
Anbietern auf. Seitdem kam die heute 38 
jährige nicht mehr aus der Schuldenspirale 
heraus. Als eines Tages Mitarbeiter der 
Grameen Bank auf ihren Motorrädern 
vorfuhren und sie wegen der säumigen 
Raten bedrohten, ging ihr Mann zu den 
Verleihern im Dorf, die über 100 Prozent 
Zinsen verlangen. Schließlich musste das 
Ehepaar noch die Hälfte seines Ackers 
verkaufen - ein Viertel Hektar, auf dem die 
beiden Bohnen, Guaven, Kokosnüsse und 
Papayas anbauten. 


Heute lebt Roshida Khatoom alleın mit 
ihrer jüngsten, 14-jährıgen Tochter in einer 
kleinen Hütte. An der Wand hängt ein Bild 
ihres Mannes. Er ist vor zwei Jahren an 
Nierenversagen gestorben. Ihre zwei älteren 
Töchter sind verheiratet und leben bei ıhren 
Männern. „Mein Mann ist wegen dieser 


Schulden gestorben “, klagt Roshida 
Khatoom. Der ewige Stress wegen des 
Geldes, so fügt sie hinzu, habe seine 
Genesung verhindert. Unter Tränen 
berichtet sie über das Schicksal ihrer 
Tochter. ‚Sie muss jetzt auf dem Feld 
arbeiten und helfen, die Schulden 
abzubezahlen, während andere Mädchen in 
ihrem Alter die Schule besuchen können. “ 


Anu Muhammad, Leiter der Fakultät für_ 
Wirtschaftswissenschaften an der 
Jahangirnagar Universität ın der Nähe der 
Hauptstadt Dhaka, hält anders als die 
Grameen Bank Mikrokredite nicht für ein 
geeignetes Mittel, die Armut zu bekämpfen. 





„Unsere Studien und die anderer Wissen- 
schaftler haben ergeben, dass nur 5-10 
Prozent der Kreditnehmer von den Mikro- 
krediten profitiert haben, “ so der Ökonom. 
Das seien vor allem diejenigen, denen noch 
andere Einkommensquellen zur Verfügung 
stünden, also nicht die Ärmsten der Armen. 
„Sie landen in der Schuldenfalle “, stellt 
Anu Muhammad fest. 


Roshida Khatoom ist keine Ausnahme. In 
einem Wolkenkratzer im Herzen von Dhaka 
residiert die 2006 ins Leben gerufene 
Mikrokredit-Aufsichtsbehörde. Lila Rashid, 
die Direktorin, hat die staatliche Behörde 
mit aufgebaut. Sie hat in den USA Wirt- 
schaftswissenschaften studiert und vorher 
für die Zentralbank in Bangladesch gear- 
beitet. Ihre Behörde erteilt Lizenzen für 
Mikrofinanzorganisationen. Seit 2006 
haben sich mehr als 4000 Nichtregierungs- 
organisationen um eine Lizenz beworben. 
Lila Rashid ist davon überzeugt, dass 
Mikrokredite grundsätzlich etwas Gutes 
sind und den Armen helfen, indem sie 
durch Kleinstkredite in den Markt integriert 
werden. Aber auch sie sieht Probleme — 
nicht nur wegen der 20-40 Prozent Zinsen, 
die Kreditnehmerinnen zahlen müssen. 


„Viele Nichtregierungsorganisationen 
haben ihr Programm umgestellt, nämlich 
von anderen sozialen Aktivitäten auf 
Mikrokredite “‘, beschreibt sie die Entwick- 
lungen der letzten Jahre. Die große Kon- 
kurrenz unter den Mikrofinanzorganisatio- 
nen und Banken wie der Grameen Bank 
entwickelt eine Eigendynamik, der jedes 
Unternehmen in einer Marktwirtschaft 
unterworfen ist: Das Geld darf nicht ruhen, 
es muss immer in Umlauf bleiben, damit 
die Mikrofinanzinstitution konkurrenzfähig 
bleibt. Die Folge schildert Lila Rashid: 
„Vor einigen Jahren waren es noch 40 
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Prozent der Kreditnehmer, die bei mehr als 
einer Mikrofinanzinstitution verschuldet 
waren. Heute sind es schon 70 Prozent. 
Das macht uns wirklich Sorgen. “ 


Umgerechnet etwa 2,4 Milliarden Euro sind 
in Bangladesch als Mikrokredite in Umlauf 
(Stand 2011). Und die Geldmenge erhöht 
sich ständig, da auch internationale Investo- 
ren das Geschäft mit den Kleinstkrediten 
entdeckt haben. BRAC, die Konkurrenz der 
Grameen-Bank, finanziert sich hauptsäch- 
lich über Investoren. Sie leiht sich unter 
anderem Geld bei der ehemaligen britischen 
Kolonialbank Standard Chartered. Die 
Citibank und die deutsche Kreditanstalt für 
Wiederaufbau haben 2006 Forderungen von 
BRAC an die Kreditnehmerinnen verbrieft, 
dass heißt sie haben sog. „forderungsge- 
deckte Wertpapiere“ ausgegeben. Allein 
diese Verbriefung hat ein Gesamtvolumen 
von 150 Millionen Euro. Für die internatio- 
nalen Banken sind das Peanuts, aber es ist 
viel Geld für BRAC: Knapp zwei Millionen 
weitere Mikrokredite, die verteilt werden 
müssen. 








„Die Grameen Bank hat bewiesen, dass die 
Armen ein großer Markt für das Geschäft 
mit den Mikrokrediten sind - das ist ein 
wichtiges Signal für das Finanzkapital in 
aller Welt‘, erklärt der Wirtschafts- 
wissenschaftler Anu Muhammad. 


Die_Grameen Bank hat in Bangladesch 
einen Sonderstatus. Sıe untersteht nicht der 
Regulierungsbehörde. Auf Betreiben von 
ihrem Gründer Muhammad Yunus verab- 
schiedete die Regierung in Dhaka bereits 
1983 ein maßgeschneidertes Grameen- 
Gesetz. Damals herrschte ın Bangladesch 
eine Militärdiktatur. Im Gegensatz zu den 
anderen Mikrokredit-NGOs darf die 
Grameen-Bank z.B. freiwillige Sparein- 
lagen von Dritten einsammeln. Vor allem 
die Ober- und Mittelschicht in Bangladesch 
hat auf diesem Wege umgerechnet eine 
Milliarde Euro in die Grameen Bank 
gesteckt. Alle, einschließlich der Grameen- 
Bank, müssen keine Steuern auf ihre Zins- 
gewinne bezahlen. Schließlich, so heißt es, 
handele es sich um soziale Unternehmen. 


Eine Obergrenze für die Zinssätze der Mi- 
krokreditinstitutionen, wie sie die Regulie- 
rungsbehörde gerne definieren würde, wäre 
nur gegen den Widerstand internationaler 
Finanzinstitutionen wie der Weltbank 
durchzusetzen. ‚„Zinsobergrenzen sind 
keine Lösung“, heißt es in einer Expertise 
der Weltbanktochter ADB von 2006, ‚sie 


verursachen Verluste für die Gläubiger und 
schrecken potentielle Investoren ab, die die 
Mikrofinanzindustrie unterstützen wollen“. 
Denn viele Mikrofinanzinstitutionen in 
Südasıen finanzieren sich mittlerweile aus 
Fonds internationaler Großbanken, die 
ihren Anlegern eine ansehliche Rendite 
versprechen. Auf 250 Milliarden Dollar 
weltweit schätzt die Deutsche Bank 
Research das potentielle Geschäftsvolumen 
für Mikrokredite. 


Der Wirtschaftswissenschaftler Anu 
Muhammad sieht ein grundsätzliches 
Problem der Mikrokredite — egal ob 
kommerziell oder auf non-profit Basis: 

Es werde „vorausgesetzt, dass alle 
Bedingungen - also die Natur, die 
Familiensituation, die Gesundheit, das 
ganze Umfeld und natürlich der Markt 
immer konstant und vorteilhaft bleiben“. 
Das ist ein völlig unrealistisches Szenario, 
ganz besonders in Bangladesch, das 
regelmäßig von Überschwemmungen und 
Zyklonen heimgesucht wird. Jeder 
Schuldner der Grameen Bank muss zwar 
seit Ende der 90er Jahre mit der Aufnahme 
eines Kredites eine Riskiolebensver- 
sicherung abschließen. Sie dient allerdings 
nicht dazu, die Familie beim Tode der 
Kreditnehmerin gegen wirtschaftliche Nöte 
abzusichern, sondern in fast allen Fällen 
dazu, den Ausfall der Ratenzahlungen zu 
refinanzieren. Und steigert zusätzlich zu 
den hohen Zinssätzen die Kosten des 
Kredits. Kranken-, Alters- oder 
Unfallversicherungen gibt es für die Armen 
in Bangladesch nach wie vor nicht. 








Mythos Frauenemanzipation 


Angeblich erhalten Frauen Mikrokredite, 
weil ihre Rolle in der Familie und im Dorf 
gestärkt werden soll. Sardar Amin, ein Ex- 
Manager der Grameen Bank, nennt einen 
ganz anderen Grund: 

Frauen seien leichter greifbar und weniger 
mobil, weil sie größeres Verantwortungs- 
gefühl für die Familie hätten, die sie um 
keine Preis im Stich lassen wollen. Für die 
Geldeintreiber der Grameen-Bank seien 
Frauen „Lehm in den Händen“, den sie 
nach Belieben formen können. 


Die Geldeintreiber der MFI sind fast 
ausschließlich Männer. Auf den Center 
Treffen der Grameen Bank, die einmal 
wöchentlich mit mehreren Frauengruppen 
stattfinden, arbeiten sie mit Lob und 
Beschimpfung, je nachdem, ob die Frau 
ihre Raten zahlen kann. 

Bleibt eine Frau dem Treffen fern, weil sie 
sich nicht beleidigen lassen will, fährt 
manchmal die ganze Belegschaft einer 
Filiale mit ihren motorisierten Zweirädern 
zum Haus der Schuldnerin, um Druck zu 
machen. 

Einige Wissenschaftler sprechen in diesem 
Kontext von einer „Ökonomie der 
Beschämung“. Aus Sicht der MFI ist das 
eine sehr effektive Methode. Denn das 
Dorf ist der soziale Rahmen, in dem sich 
die Frauen bewegen. Dort die Würde zu 
verlieren ist für sie das Schlimmste, was 
ihnen passieren kann. 








Mythos Solidarität durch 
Mikrokredite 


Mitglied einer Gruppe zu werden ist 
Voraussetzung, um überhaupt einen Kredit 
der Grameen Bank oder einer indischen 
MFI zu bekommen. Mit der Vergabe des 
Erstkredits stellt die MFI gleich auch einen 
Folgekredit in Ausssicht. Kann eine Frau 
ihre wöchentlichen Raten nicht wie 
vorgesehen zahlen, bekommen auch die 
anderen keinen Kredit mehr. Vor allem in 
Indien müssen sämtliche Mitglieder einer 
Frauengruppe für ausgefallene 
Ratenzahlungen gemeinsam haften. 
Dieser Gruppendruck führt zu 
Entsolidarisierung. Viele Frauen erzählen, 
dass sie gegenüber ihren Nachbarinnen 
und Freundinnen heute die Krankheit eines 
Kindes verschweigen. Denn das könnte 
bedeuten, dass sie nicht mehr ihrer 
„einkommenschaffenden Tätigkeit“ 
nachkommen und ihre Raten nicht 
zurückzahlen können. 

Bevor die Mikrofinanz diese Dörfer für 
ihre Geschäfte entdeckte, herrschte unter 
den Frauen einer Kaste/Klasse/Schicht das 
Konzept der gegenseitigen Hilfe vor. 
Mikrokredite zerstören also die Solidar- 
strukturen von Dorfgemeinschaften und 
Frauengruppen. 











Anmerkung/Zur Person: 

Gerhard Klas ist Journalist und Buchautor: 
„Die Mikro-Finanzindustrie — Die große 
Illusion oder das Geschäft mit der Armut“, 
Assoziation A. ‚2011 

(Buchrezension: http://www.kritisch- 
lesen.de/rezension/mikrokredite-die-losung- 


gegen-armut ) 
Im Frühjahr 2014 erscheint zusammen mit 


Philip Mader (beide Hrsg.) der Sammel-band 
„Rendite machen und Gutes tun? 
Mikrokredite und die Folgen neoliberaler 
Entwicklungspolitik“ ım Campus-Verlag. 


Solidarität mit Wangui - Eine starke Frau braucht jetzt Unterstützung! 


Wangui Mbatia ist Netzwerkerin und 
Aktivistin in Kenia. Die Juristin arbeitet seit 
vielen Jahren im Graswurzel-Netzwerk 
“Kengonet”, das Selbsthilfeinitiativen ın 
ganz Kenia vernetzt. Ihr großes Anliegen: 
Menschen ermutigen und befähigen, sich zu 
artikulieren und gemeinsam für 
Verbesserungen zu arbeiten. Vor Ort in 
lokalen Netzwerken ebenso wie für mehr 
Demokratie in ganz Kenia. 

Mehrmals war Wangui als Referentin für 
Attac ın Deutschland unterwegs, mehrfach 
hat sie AktivistInnen aus Europa vor Ort in 
Kenia ihre Arbeit ın vorgestellt. 

Jetzt erreichte Freundinnen und Freunde 


von Wangui die schlimme Nachricht, dass 
sie an Krebs erkrankt ist. Eine Operation 
kann sie retten — aber die OP kann nicht in 
Kenia durchgeführt werden. 

Wir sammeln Spenden für Wangui und 
informieren über eine ganz besondere Frau, 
ihre Arbeit und die aktuelle Situation. 
Fünf Wochen lang waren Alexis Schwartz, 
Carolin Franta und Jutta Sundermann, alle 
drei aktiv bei Attac Deutschland, 2011 ın 
Kenia. Hier berichtet Jutta Sundermann im 
Attac-Blog von den Stationen: 


http://blog.attac.de/tag/afrika/page/3/ 
http://www.attac.de/uploads/media/Attac _ 
Rundbrief 2012 _1.pdf 
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Inzwischen haben ihre FreundInnen eine 
Klinik in Indien gefunden, die ıhr helfen 
könnte. Für Wanguis Reisekosten haben sie 
schon gesammelt. Aber die OP selbst wird 
rund 13.000 US-Dollar kosten, das 
übersteigt die Möglichkeiten des Netzwerks 
in Kenia. Wir suchen jetzt Menschen, die 
helfen können und wollen! 


Bankverbindung: Alexis Schwartz 
Konto: 2008093300 

BLZ: 43060967 (GLS-Bank) 
Verwendungszweck: Wangui 


Mehr hier: http://wangui2014.com/ 


Kommt zur Europäischen Sommer-Universität 


der sozialen Bewegungen in Paris! 
initiiert vom Attac-Netzwerk, 19. bis 23. August 2014 


Nach den beiden erfolgreichen Sommeruniversitäten 2008 
und 2011 in Deutschland geht es 2014 nach Paris! 

Vom 19.-23. August kommen Aktivist_innen aus Sozialen 
Bewegungen weltweit in der Französischen Metropole 


zusammen. 


Die ESU 2014 wird davon leben, dass die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer ihre Themen in Diskussionen und 
Workshops einbringen und/oder mit kulturellen Beiträgen 


dabei sind. 


Freiwillige DolmetscherInnen werden für eine intensive 
Verständigung sorgen, die drei Hauptsprachen werden 
Französisch, Englisch und Deutsch sein. 

Um die 150 Workshops werden organisiert, Seminare, 
Zeiten für Debatten und für die Organisierung von 
Mobilisierungen sind ebenfalls geplant, und am Ende der 


werden. 


Sommeruniversität sollten gemeinsame Vorhaben vereinbart 


In einem Aufruf (unten) haben die attac Europas die Ziele 
dieser Universität skizziert. 


Ein umfangreiches Kulturprogramm lädt zum Nachdenken 


und zur Entspannung ein. 
Attac Deutschland und andere Attac Organisationen haben deshalb 
ihre eigenen nationalen Sommerakademien für dieses Jahr abge- 


sagt, um ein Teil der ESU, eines neu zu denkenden Europas zu sein. 


Ort der ESU 2014 ist die Universität Paris-Diderot an der Seine 


im Zentrum von Paris. http://www.univ-paris-diderot.fr. 


Übernachtungsmöglichkeiten werden organisiert. 


Europäische ESU Website www.esu2014.eu 
AG Internationales von Attac http://wwu.attac-netzwerk.de/das- 


netzwerk/internationales/die-ag-internationales/veranstaltungen/ 


Gemeinsamer Aufruf der Attac-Verbände in Europa 


Vor 15 Jahren entstand Attac, um gegen die 
Herrschaft der Finanzmärkte über alle 
Bereiche der Gesellschaft zu mobilisieren. 


Die derzeitige Wirtschafts-, Finanz- und 
soziale Krise wird immer verhee-render. Sie 
fordert täglich neue Opfer. Arbeitslosigkeit, 
Armut und Prekarität steigen, während 
öffentliche Dienste und soziale Sicherung 
abgebaut werden, sodass die grundlegenden 
Menschenrechte verletzt werden. 


Unsere Regierungen nutzen die Lage, um 
sich gegen eine Antwort auf die Herausfor- 
derung des Klimawandels zu versperren. 
Sie arbeiten mit multinationalen Firmen eng 
zusammen und weigern sich, die nötige 
Energiewende durchzuführen. 


Der Mangel an Solidarität europa- und 
weltweit führt zu einer Sackgasse - und 
trotzdem behaupten Finanz- und 
Wirtschaftsinstitutionen sowie Regierungen 
und die EU immer weiter, es gebe keine 
Alternative. Sie wollen uns einreden, Auste- 
ritätspolitik, Ausweitung des Freihandels 
und Wettbewerbsfähigkeit seien der Aus- 
weg aus der Krise. 


Es gibt Alternativen - wir arbeiten 
daran! 


Wir entwickeln täglıch Analysen und 
Handlungsmöglichkeiten und setzen sie 
um; sie zeigen uns, dass eine andere Welt 
möglich ıst! 

Kommt zu unserer Sommeruniversität und 
teilt eure Ideen und Visionen mit uns, um 
alternative Antworten auf die Krise zu 
erarbeiten! 


Statt der Versuchung nachzugeben, sich 
zurückzuziehen, oder resigniert auf bessere 
Zeiten zu warten, nehmen viele 
AktivistInnen auf der ganzen Welt an 
Mobilisierungen teil - ein Echo auf die 
Welle der Bewegungen, Aufstände, 


Revolutionen und Besetzungen, die seit 
2011 die Welt erschüttern und eine neue 
Geografie der Kämpfe und der Solidarität 
entstehen lassen. 


Diese Kämpfe und täglichen Aktionen 
gegen die Austeritätspolitik und ihre Folgen 
sind sowohl konkret als auch systemisch. 
Sie greifen die Hegemonie des neoliberalen 
Dogmas an, stützen sich aber auf praktische 
Erfahrungen mit Relokalisierung und auf 
neue Formen der Solidarität. 


Sie wollen öffentliche Dienste und soziale 
Rechte erhalten und verteidigen. Gleich- 
zeitig erforschen sie neue Wege zu einer 
Gesellschaft der ökologischen Nachhaltig- 
keit und sozialen Gerechtigkeit. 


Das Europäische Attac-Netzwerk lädt seine 
Partnerinnen und Partner ein und all die 
Aktivistinnen und Aktivisten, an der Euro- 
päischen Sommeruniversität der Sozialen 
Bewegungen teilzunehmen, die das Euro- 
päische Attac-Netzwerk im Jahr 2014 in 
Paris veranstalten wird. 


Kommt und schließt euch uns an: 


Wir analysieren die Krise und machen uns 
klar, was auf dem Spiel steht... 


Was sınd die sozialen, ökologischen, öko- 
nomischen und finanziellen Dimensionen 
der Krise? Wie werden uns Kürzungsmaß- 
nahmen aufgezwungen? Welche Rolle 
spielt die Europäische Zentralbank”? der 
Internationale Währungsfonds”? Welche 
Rolle spielt der CO2-Emissionshandel? Wie 
gelingt es dem globalen Norden, seine Ver- 
antwortung beim Klimawandel umzuge- 
hen? 


..entdecken und stärken Alternativen... 


Welche konkrete Projekte einer 
Relokalisierung gibt es? Wie soll die 
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Energiewende durchgeführt werden? Was 
unternehmen die Bewegungen in Europa 
und weltweit? 


Was schlagen sıe vor, wogegen kämpfen 
sie, welchen Herausforderungen stehen sie 
gegenüber, wie organisieren sie sich? Wie 
stellen wir uns die Streichung der Schulden 
vor? 


..um wieder Einfluss auf die Politik zu 
bekommen... 


Wie befreien wir uns von der Oligarchie? 
Wie können wir direkte Demokratie neu 
denken und neu erfinden? Wie können wir 
uns organisieren, um dem Anstieg des 
Rechtsextremismus entgegenzutreten? 


..in einem politisch aktiven, aber 


fröhlichen und freundlichen Umfeld! 


Mit Diskussionen, Konzerten, kulturellen 
Aktivitäten, Exkursionen und Treffen mit 
Aktivist Innen aus Europa und der ganzen 
Welt. 


Diese Sommeruniversität umfasst Work- 
shops, Seminare, Raum für direkte Experi- 
mente und auch konkrete Aktionen. 


Wüsstet ihr gern mehr über... 


Den IWF, Relokalisierung der Produktion, 
Schuldenerlasse, die Europäische Zentral- 
bank, Alternativen zum Klimawandel, 
Occupy Wall Street, neue Kriegsformen, 
Austeritätspolitik, Finanzkapıtalismus usw? 


..dann kommt! 


Weil die Krise beweist, dass unsere ganze 
Welt aus dem Gleichgewicht gerät, ist diese 
Sommeruniversität zwar europäisch, aber 
definitiv offen für Bewegungen aus der 
ganzen Welt. 


